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Regierungsvorlage 

ÜBEREINKOMMEN ÜBER VERGLEICHS· UND SCHIEDSVERFAHREN 
INNERHALB DER KSZE 

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens, die Teilnehmerstaaten der Konferenz über Sicher­
heit und Zusammenarbeit in Europa sind -

IM BEWUSSTSEIN ihrer Verpflichtung aus Artikel 2 Absatz 3 und Artikel33 der Charta der 
Vereinten Nationen, ihre Streitigkeiten friedlich beizulegen; 

HERVORHEBEND, daß sie in keiner Weise beabsichtigen, die Zuständigkeit anderer bestehen­
der Einrichtungen oder Mechanismen, einschließlich des Internationalen Gerichtshofs, des Europä­
ischen Gerichtshofs für Menschenrechte, des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften und 
des Ständigen Schiedshofs, zu beeinträchtigen; 

IN BEKRÄFTIGUNG ihrer freierlichen Verpflichtung, Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln bei­
zulegen, und ihres Beschlusses, Mechanismen zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Teilnehmer­
staaten zu entwickeln; 

EINGEDENK DESSEN, daß allein schon die vollständige Verwirklichung aller KSZE-Prinzipien 
und -Verpflichtungen ein wesentliches Element zur Verhinderung von Streitigkeiten zwischen den 
KSZE-Teilnehmerstaaten ist; 

BESTREBT, die Verpflichtungen zu erweitern und zu verstärken, die insbesondere im Bericht 
über das Expertentreffen über die friedliche Regelung von Streitfällen, der in Valletta angenommen 
und von dem KSZE-Rat der Außenminister auf seinem Treffen am 19. und 20. Juni 1991 in Berlin 
gebilligt wurde, enthalten sind; 

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikell 

Errichtung des Gerichtshofs 

Es wird ein Vergleichs- und Schiedsgerichtshof errichtet, der die Aufgabe hat, durch das Mittel des 
Vergleichs und gegebenenfalls der Schiedsgerichtsbarkeit die Streitigkeiten beizulegen, die ihm gemäß 
den Bestimmungen dieses Übereinkommens unterbreitet werden. 

Artikel 2 

Vergleichskomissionen und Schiedsgerichte 

(1) Das Vergleichsverfahren wird von einer Vergleichskommission durchgeführt, die für jede ein­
zelne Streitigkeit gebildet wird. Die Kommission setzt sich aus Schlichtem zusammen, die an hand einer 
gemäß Artikel 3 erstellten Liste bestellt werden. 

(2) Das Schiedsverfahren wird von einem Schiedsgericht durchgeführt, das für jede einzelne Strei­
tigkeit gebildet wird. Das Gericht setzt sich aus Schiedsrichtern zusammen, die anhand einer gemäß 
Artikel 4 erstellten Liste bestellt werden. 
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(3) Die Gesamtheit der Schlichter und Schiedsrichter bildet den Vergleichs- und Schiedsgerichts­
hof innerhalb der KSZE, im folgenden "Gerichtshof" genannt. 

Artikel 3 

Ernennung der Schlichter 

(1) Jeder Vertragsstaat dieses Übereinkommens ernennt innerhalb von zwei Monaten nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens zwei Schlichter, von denen mindestens einer sein Staatsangehöri­
gerist. 

Der andere kann Staatsangehöriger eines anderen KSZE-Teilnehmerstaats sein. Ein Staat, der 
nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens Vertragspartei wird, ernennt seine Schlichter innerhalb 
von zwei Monaten, nachdem das Übereinkommen für ihn in Kraft getreten ist. 

(2) Die Schlichter müssen Personen sein, die hohe innerstaatliche oder internationale Funktionen 
ausüben oder ausgeübt haben, und anerkannte Fachleute auf dem Gebiet des Völkerrechts, der inter­
nationalen Beziehungen oder der Streitbeilegung sind. 

(3) Die Schlichter werden für eine Amtszeit von sechs Jahren ernannt; Wiederernennung ist zuläs­
sig. Während ihrer Amtszeit können sie vom ernennenden Staat nicht abberufen werden. Im Fall des 
Todes, des Rücktritts oder einer vom Präsidium anerkannten Verhinderung ernennt der betreffende 
Staat einen neuen Schlichter; dessen Amtszeit entspricht der verbleibenden Amtszeit seines Vorgängers. 

(4) Nach Ablauf ihrer Amtszeit setzen die Schlichter die Behandlung aller Fälle fort, mit denen sie 
bereits befaßt sind. 

(5) Die Namen der Schlichter werden dem Kanzler notifiziert, der sie in eine Liste einträgt, welche 
dem KSZE-Sekretariat zur Weiterleitung an die KSZE-Teilnehmerstaaten übermittelt wird. 

Artikel 4 

Ernennung der Schiedsrichter 

(1) Jeder Vertragsstaat dieses Übereinkommens ernennt innerhalb von zwei Monaten nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens einen Schiedsrichter und einen Stellvertreter, die seine eigenen 
Staatsangehörigen oder Staatsangehörige eines anderen KSZE-Teilnehmerstaats sein können. Ein 
Staat, der nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens Vertragspartei wird, ernennt seinen Schiedsrich­
ter und dessen Stellvertreter innerhalb von zwei Monaten, nachdem das Übereinkommen für ihn in 
Kraft getreten ist. 

(2) Die Schiedsrichter und ihre Stellvertreter müssen die in ihrem Staat für die höchsten richter­
lichen Ämter erforderlichen Voraussetzungen erfüllen oder Völkerrechtsgelehrte von anerkanntem 
Ruf sein. 

(3) Die Schiedsrichter und ihre Stellvertreter werden für eine Amtszeit von sechs Jahren ernannt; 
einmalige Wiederernennung ist zulässig. Während ihrer Amtszeit können sie vom ernennenden Staat 
nicht abberufen werden. Im Fall des Todes, des Rücktritts oder einer vom Präsidium anerkannten Ver­
hinderung eines Schiedsrichters tritt sein Stellvertreter an seine Stelle. 

(4) Wenn ein Schiedsrichter und sein Stellvertreter sterben, zurücktreten oder beide verhindert 
sind, wobei die Verhinderung vom Präsidium anerkannt ist, werden Neuernennungen gemäß 
Absatz 1 vorgenommen. Der neue Schiedsrichter und sein Stellvertreter beenden die Amtszeit ihrer 
Vorgänger. 

(5) Die Verfahrensordnung des Gerichtshofs kann eine teilweise Neuernennung der Schiedsrich­
ter und ihrer Stellvertreter vorsehen. 

(6) Nach Ablauf ihrer Amtszeit setzen die Schiedsrichter die Behandlung aller Fälle fort, mit 
denen sie bereits befaßt sind. 

(7) Die Namen der Schiedsrichter werden dem Kanzler notifiziert, der sie in eine Liste einträgt, 
welche dem KSZE-Sekretariat zur Weiterleitung an die KSZE-Teilnehmerstaaten übermittelt wird. 

ArtikelS 

Unabhängigkeit der Mitglieder des Gerichtshofs und des Kanzlers 

Die Schlichter, die Schiedsrichter und der Kanzler üben ihr Amt in völliger Unabhängigkeit aus. 
Vor Aufnahme ihrer Tätigkeit geben sie eine Erklärung ab, daß sie ihre Befugnisse unparteiisch und 
gewissenhaft ausüben werden. 

.... 1 
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Artikel 6 

Vorrechte und Immunitäten 

Die Schlichter, die Schiedsrichter, der Kanzler sowie die Bevollmächtigten und die Rechtsbeistän­
de der Streitparteien genießen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Hoheitsgebiet der Vertrags­
staaten dieses Übereinkommens die Vorrechte und Immunitäten, die den mit dem Internationalen 
Gerichtshof im Zusammenhang stehenden Personen gewährt werden. 

Artikel 7 

Präsidium des Gerichtshofs 

(1) Das Präsidium des Gerichtshofs besteht aus einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten und 
drei weiteren Mitgliedern. 

(2) Der Präsident des Gerichtshofs wird von den Mitgliedern des Gerichtshofs aus ihren eigenen 
Reihen gewählt. Der Präsident führt den Vorsitz im Präsidium. 

(3) Die Schlichter und die Schiedsrichter wählen aus ihren eigenen Reihen je zwei Mitglieder des 
Präsidiums und deren Stellvertreter. 

(4) Das Präsidium wählt seinen Vizepräsidenten aus den Reihen seiner Mitglieder. Ist der Präsi­
dent ein Schiedsrichter, so wird ein Schlichter zum Vizepräsidenten gewählt; ist der Präsident ein 
Schlichter, so wird ein Schiedsrichter zum Vizepräsidenten gewählt. 

(5) Die Verfahrensordnung des Gerichtshofs legt die Verfahren für die Wahl des Präsidenten und 
der anderen Mitglieder des Präsidiums und deren Stellvertreter fest. 

Artikel 8 

Entscheidungsfindungsverfahren 

(1) Die Entscheidungen des Gerichtshofs werden mit der Mehrheit der an der Abstimmung teil­
nehmenden Mitglieder gefaßt. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 

(2) Die Entscheidungen des Präsidiums werden mit der Mehrheit seiner Mitglieder gefaßt. 

(3) Die Entscheidungen der Vergleichskommissionen und der Schiedsgerichte werden mit der 
Mehrheit ihrer Mitglieder gefaßt; Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 

(4) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Artikel 9 

Kanzler 

Der Gerichtshof ernennt seinen Kanzler und kann für die Ernennung der erforderlichen sonstigen 
Bediensteten sorgen. Die Personalordnung für die Kanzlei wird vom Präsidium ausgearbeitet und von 
den Vertragsstaaten dieses Übereinkommens angenommen. 

(1) Sitz des Gerichtshofs ist Genf. 

Artikel 10 

Sitz 

(2) Auf Antrag der Streitparteien und mit Zustimmung des Präsidiums kann eine Vergleichskom­
mission oder ein Schiedsgericht an einem anderen Ort zusammentreten. 

Artikel 11 

Verfahrensordnung des Gerichtshofs 

(1) Der Gerichtshof gibt sich eine Verfahrensordnung, die der Billigung durch die Vertragsstaaten 
dieses Übereinkommens bedarf. 

(2) Die Verfahrensordnung des Gerichtshofs legt insbesondere die Verfahrensregeln fest, die von 
den Vergleichskommissionen und den Schiedsgerichten anzuwenden sind, die auf Grund dieses Über­
einkommens gebildet werden. Sie bezeichnet die Regeln, von denen die Streitparteien auch einver­
nehmlich nicht abweichen dürfen. 
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Artikel 12 

Arbeitssprachen 

Die Verfahrensordnung des Gerichtshofs legt Regeln für die Verwendung der Sprachen fest. 

Artikel 13 

FinanzprotokoU 

Vorbehaltlich des Artikels 17 werden alle Kosten des Gerichtshofs von den Vertragsstaaten dieses 
Übereinkommens getragen. Die Bestimmungen über die Berechnung der Kosten, die Erstellung und 
Billigung des Jahreshaushalts des Gerichtshofs, die Verteilung der Kosten auf die Vertragsstaaten die­
ses Übereinkommens, die Prüfung der Bücher des Gerichtshofs und damit zusammenhängende Ange­
legenheiten sind in einem vom Ausschuß Hoher Beamter anzunehmenden Finanzprotokoll enthalten. 
Ein Staat ist an das Protokoll gebunden, sobald er Vertragspartei des Übereinkommens wird. 

Artikel 14 

Regelmäßiger Bericht 

Das Präsidium legt dem KSZE-Rat über den Ausschuß Hoher Beamter alljährlich einen Bericht 
über die Tätigkeiten im Rahmen dieses Übereinkommens vor. 

Artikel 15 

Mitteilung über Ersuchen um Vergleichs- oder Schiedsverfahren 

Der Kanzler des Gerichtshofs teilt dem KSZE-Sekretariat alle Ersuchen um Vergleichs- oder 
Schiedsverfahren zum Zweck der unverzüglichen Weiterleitung an die KSZE-Teilnehmerstaaten mit. 

Artikel 16 

Verhaltensregeln für die Parteien - Einstweilige Maßnahmen 

(1) Während des Verfahrens enthalten sich die Streitparteien jeder Handlung, welche die Lage 
verschärfen oder die Beilegung der Streitigkeit weiter erschweren oder verhindern kann. 

(2) Die Vergleichskommission kann die Parteien der Streitigkeit, mit der sie befaßt ist, auf Maß­
nahmen hinweisen, die diese ergreifen könnten, um eine Verschärfung der Streitigkeit oder eine 
Erschwerung ihrer Beilegung zu verhindern. 

(3) Das für eine Streitigkeit gebildete Schiedsgericht kann einstweilige Maßnahmen bezeichnen, 
die von den Streitparteien gemäß Artikel 26 Absatz 4 ergriffen werden sollten. 

Artikel 17 

Verfahrenskosten 

Die Streitparteien und jede einem Verfahren beitretende Partei tragen ihre eigenen Kosten. 

KAPITEL II 

ZUSTÄNDIGKEIT 

Artikel 18 

Zuständigkeit der Kommission und des Gerichts 

(1) Jeder Vertragsstaat dieses Übereinkommens kann einer Vergleichskommission jede Streitig­
keit mit einem anderen Vertragsstaat unterbreiten, die nicht in angemessener Frist durch Verhandlung 
beigelegt worden ist. 

(2) Streitigkeiten können einem Schiedsgericht unter den in Artikel 26 angeführten Voraussetzun­
gen unterbreitet werden. 

Artikel 19 

Wahrung bestehender Mittel der Streitbeilegung 

(1) Eine Vergleichskommission oder ein Schiedsgericht, die für eine Streitigkeit gebildet wurden, 
werden in dieser nicht weiter tätig: 

\c. 

-. 
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a) wenn die Streitigkeit, bevor sie der Kommission oder dem Gericht unterbreitet worden ist, 
einem Gerichtshof oder einem Schiedsgericht vorgelegt worden war, dessen Zuständigkeit in 
der Streitigkeit die beteiligten Parteien anzuerkennen rechtlich verpflichtet sind, oder wenn 
eine solche Instanz bereits eine Sachentscheidung über die Streitigkeit getroffen hat; 

b) wenn die Streitparteien im voraus die ausschließliche Zuständigkeit eines anderen Rechtspre­
chungsorgans als des im Rahmen dieses Übereinkommens gebildeten Gerichts anerkannt 
haben, das zuständig ist, über die ihm unterbreitete Streitigkeit verbindlich zu entscheiden, 
oder wenn die beteiligten Parteien übereingekommen sind, die Beilegung der Streitigkeit aus­
schließlich mit anderen Mitteln anzustreben. 

(2) Eine für eine Streitigkeit gebildete Vergleichskommission wird nicht weiter tätig - selbst wenn 
ihr die Streitigkeit bereits unterbreitet wurde -, wenn eine oder alle Parteien die Streitigkeit einem 
Gerichtshof oder Schiedsgericht unterbreiten, dessen Zuständigkeit in der Streitigkeit die beteiligten 
Parteien anzuerkennen rechtlich verpflichtet sind. 

(3) Eine Vergleichskommission setzt die Prüfung einer Streitigkeit aus, wenn diese einem anderen 
Organ vorgelegt worden ist, das die Zuständigkeit hat, Vorschläge zu derselben Streitigkeit abzugeben. 
Kann die Streitigkeit durch diese vorherigen Bemühungen nicht beigelegt werden, so nimmt die Kom­
mission auf Ersuchen der Streitparteien oder einer von ihnen ihre Arbeit vorbehaltlich des Artikels 26 
Absatz 1 wieder auf. 

(4) Ein Staat kann zum Zeitpunkt der Unterzeichnung, Ratifikation oder des Beitritts zu diesem 
Übereinkommen einen Vorbehalt anbringen, um die Vereinbarkeit des in diesem Übereinkommen 
festgelegten Streitbeilegungsmechanismus mit anderen Mitteln der Streitbeilegung sicherzustellen, 
die sich aus internationalen Verpflichtungen ergeben, die auf diesen Staat anwendbar sind. 

(5) Gelangen die Parteien zu irgendeinem Zeitpunkt zu einer Beilegung ihrer Streitigkeit, so 
streicht die Kommission oder das Gericht die Streitigkeit aus ihrer Liste, sobald eine schriftliche Bestä­
tigung aller beteiligten Parteien eingegangen ist, daß sie eine Beilegung der Streitigkeit erreicht haben. 

(6) Haben die Streitparteien unterschiedliche Auffassungen über die Zuständigkeit der Kommis­
sion oder des Gerichts, so entscheidet die Kommission oder das Gericht. 

KAPITEL III 

VERGLEICHSVERFAHREN 

Artikel 20 

Ersuchen um Bildung einer Vergleichskommission 

(1) Jeder Vertragsstaat dieses Übereinkommens kann einen Antrag an den Kanzler richten, in 
dem er um Bildung einer Vergleichskommission für eine Streitigkeit zwischen sich und einem oder 
mehreren anderen Vertragsstaaten ersucht. Zwei oder mehr Vertragsstaaten können auch gemeinsam 
einen Antrag an den Kanzler richten. 

(2) Die Bildung einer Vergleichskommission kann auch auf Grund einer Vereinbarung zwischen 
zwei oder mehr Vertragsstaaten oder zwischen einem oder mehreren Vertragsstaaten und einem oder 
mehreren anderen KSZE-Teilnehmerstaaten beantragt werden. Die Vereinbarung wird dem Kanzler 
notifiziert. 

Artikel 21 

Bildung der Vergleichskommission 

(1) Jede Streitpartei bestellt anhand der gemäß Artikel3 erstellten Liste der Schlichter einen 
Schlichter zum Mitglied der Kommission. 

(2) Sind mehr als zwei Staaten Parteien derselben Streitigkeit, so können die Staaten mit gleichen 
Interessen einvernehmlich einen einzigen Schlichter bestellen. Wird ein solches Einvernehmen nicht 
erzielt, so bestellt jede der beiden Seiten der Streitigkeit die gleiche Anzahl von Schlichtem bis zu einer 
vom Präsidium bestimmten Höchstzahl. 

(3) Ein Staat, der Partei einer der Vergleichskommission unterbreiteten Streitigkeit ist, ohne Ver­
tragspartei dieses Übereinkommens zu sein, kann eine Person entweder anhand der gemäß Artikel3 
erstellten Liste der Schlichter oder unter anderen Personen, die Staatsangehörige eines KSZE-Teilneh­
merstaats sind, zum Mitglied der Kommission bestellen. In diesem Fall haben diese Personen zum 
Zweck der Prüfung der Streitigkeit dieselben Rechte und Pflichten wie die anderen Mitglieder der 
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Kommission. Sie üben ihre Aufgaben in voller Unabhängigkeit aus und geben die in ArtikelS vorge­
sehene Erklärung ab, bevor sie ihren Sitz in der Kommission einnehmen. 

(4) Sobald der Antrag oder die Vereinbarung eingegangen ist, mit denen die Streitparteien um 
Bildung einer Vergleichskommission ersuchen, konsultiert der Präsident des Gerichtshofs die Streit­
parteien hinsichtlich der Zusammensetzung der übrigen Kommission. 

(5) Das Präsidium bestellt drei weitere Schlichter zu Mitgliedern der Kommission. Diese Zahl 
kann vom Präsidium erhöht oder verringert werden, sie muß jedoch ungerade sein. Mitglieder des Prä­
sidiums und ihre Stellvertreter, die auf der Liste der Schlichter stehen, können zu Kommissionsmitglie­
dern bestellt werden. 

(6) Die Kommission wählt ihren Vorsitzenden aus den Reihen der vom Präsidium bestellten Mit­
glieder. 

(7) Die Verfahrensordnung des Gerichtshofs legt die Verfahren fest, die Anwendung finden, wenn 
eines der bestellten Kommissionsmitglieder abgelehnt wird oder zu Beginn oder im Verlauf des Ver­
fahrens verhindert ist oder sich weigert, als Kommissionsmitglied tätig zu sein. 

(8) Jede Frage bezüglich der Anwendung dieses Artikels wird vom Präsidium als Vorfrage ent­
schieden. 

Artikel 22 

Verfahren zur Bildung einer Vergleichskommission 

(1) Wird mittels eines Antrags um Bildung einer Vergleichskommission ersucht, so sind in dem 
Antrag der Streitgegenstand, die Partei oder die Parteien, gegen die sich der Antrag richtet, sowie 
der Name des Schlichters oder der Schlichter anzugeben, die von der oder den antragstellenden Streit­
parteien bestellt werden. In dem Antrag sind auch kurz die bereits in Anspruch genommenen Mittel 
der Streitbeilegung anzugeben. 

(2) Sobald ein Antrag eingegangen ist, notifiziert der Kanzler dies der oder den anderen in dem 
Antrag angegebenen Streitparteien. Die andere oder anderen Streitparteien bestellen innerhalb von 
fünfzehn Tagen nach der Notifikation den oder die Schlichter ihrer Wahl zum Mitglied der Kommissi­
on. Haben eine oder mehrere Streitparteien innerhalb dieser Frist das oder die Kommissionsmitglieder, 
zu deren Bestellung sie berechtigt sind, nicht bestellt, so bestellt das Präsidium die entsprechende 
Anzahl von Schlichtern. Diese Bestellung wird aus den Reihen der gemäß Artikel3 von der oder 
von jeder betroffenen Partei ernannten Schlichter vorgenommen, oder, sollten diese Parteien noch 
keine Schlichter ernannt haben, aus den Reihen der anderen Schlichter, die nicht von der oder den 
anderen Streitparteien ernannt wurden. 

(3) Wird mittels einer Vereinbarung um Bildung einer Vergleichskommission ersucht, so ist in der 
Vereinbarung der Streitgegenstand anzugeben. Gibt es keine völlige oder teilweise Übereinstimmung 
hinsichtlich des Streitgegenstandes, so kann jede beteiligte Partei ihren eigenen Standpunkt zu dem 
Streitgegenstand darlegen. 

(4) Gleichzeitig mit dem Ersuchen um Bildung einer Vergleichskommission mittels Vereinbarung 
notifiziert jede Partei dem Kanzler den Namen des Schlichters oder der Schlichter, die sie zu Mitglie­
dern der Kommission bestellt hat. 

Artikel 23 

Vergleichsverfahren 

(1) Das Vergleichsverfahren ist vertraulich; alle Streitparteien haben das Recht, gehört zu werden. 
Vorbehaltlich der Artikel 10 und 11 und der Verfahrensordnung des Gerichtshofs bestimmt die Ver­
gleichskommission nach Konsultation der Streitparteien das Verfahren. 

(2) Sofern die Streitparteien damit einverstanden sind, kann die Vergleichskommission jeden Ver­
tragsstaat dieses Übereinkommens, der ein Interesse an der Beilegung der Streitigkeit hat, zum Beitritt 
zum Verfahren einladen. 

Artikel 24 

Ziel des Vergleichs 

Die Vergleichskommission hilft den Parteien, eine Beilegung ihrer Streitigkeit gemäß dem Völker­
recht und ihren KSZE-Verpflichtungen zu finden. 

'..\ 
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Artikel 25 

Ergebnis des Vergleichs 

7 

(1) Gelangen die Streitparteien während des Verfahrens mit Hilfe der Vergleichskommission zu 
einer für alle Seiten annehmbaren Lösung, so halten sie die Bedingungen dieser Lösung in einem 
Ergebnisprotokoll fest, das von ihren Vertretern und den Mitgliedern der Kommission unterzeichnet 
wird. Mit der Unterzeichnung dieser Urkunde ist das Verfahren abgeschlossen. Der KSZE-Rat wird 
über den Ausschuß Hoher Beamter von dem erfolgreichen Vergleich unterrichtet. 

(2) Gelangt die Vergleichskommission zu der Auffassung, daß alle Gesichtspunkte der Streitigkeit 
und alle Möglichkeiten, eine Lösung herbeizuführen, geprüft worden sind, so arbeitet sie einen Schluß­
bericht aus. Dieser Bericht enthält die Vorschläge der Kommission zur friedlichen Beilegung der Strei­
tigkeit. 

(3) Der Bericht der Vergleichskommission wird den Streitparteien notifiziert; diese verfügen über 
eine Frist von dreißig Tagen, um den Bericht zu prüfen und dem Vorsitzenden der Kommission mitzu­
teilen, ob sie bereit sind, die vorgeschlagene Lösung anzunehmen. 

(4) Nimmt eine Streitpartei die vorgeschlagene Lösung nicht an, so sind die anderen Parteien nicht 
länger an ihre eigene Annahme der Lösung gebunden. 

(5) Haben die Streitparteien die vorgeschlagene Lösung nicht innerhalb der in Absatz 3 festgeleg­
ten Frist angenommen, so wird der Bericht dem KSZE-Rat über den Ausschuß Hoher Beamter zuge­
leitet. 

(6) Ein Bericht zur sofortigen Notifikation des KSZE-Rates über den Ausschuß Hoher Beamter 
wird auch über die Umstände erstellt, unter denen eine Partei nicht zum Vergleichsverfahren erscheint 
oder ein Verfahren nach dessen Beginn verläßt. 

KAPITEL IV 

SCHIEDSVERFAHREN 

Artikel 26 

Ersuchen um Bildung eines Schiedsgerichts 

(1) Ein Ersuchen um ein Schiedsverfahren kann jederzeit auf Grund einer Vereinbarung zwischen 
zwei oder mehr Vertragsstaaten dieses Übereinkommens oder zwischen einem oder mehreren Ver­
tragsstaaten des Übereinkommens und einem oder mehreren anderen KSZE-Teilnehmerstaaten 
gestellt werden. 

(2) Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens können jederzeit durch eine an den Verwahrer 
gerichtete Mitteilung erklären, daß sie unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit die Zuständigkeit 
eines Schiedsgerichts ipso facto und ohne besondere Übereinkunft als obligatorisch anerkennen. Diese 
Erklärung kann für unbestimmte Zeit oder für eine bestimmte Zeit abgegeben werden. Sie kann für 
alle Streitigkeiten gelten oder Streitigkeiten ausschließen, die Fragen ihrer territorialen Integrität oder 
ihrer Landesverteidigung, ihrer Hoheitsansprüche auf Landgebiete oder konkurrierende Ansprüche 
hinsichtlich der Hoheitsgewalt über andere Gebiete berühren. 

(3) Ein Ersuchen um ein Schiedsverfahren gegen einen Vertragsstaat dieses Übereinkommens, 
der eine Erklärung nach Absatz 2 abgegeben hat, kann erst nach Ablauf von dreißig Tagen mittels 
eines Antrags an den Kanzler gestellt werden, nachdem der Bericht der mit der Streitigkeit befaßten 
Vergleichskommission an den KSZE-Rat gemäß Artikel 25 Absatz 5 übermittelt worden ist. 

(4) Wird eine Streitigkeit gemäß diesem Artikel einem Schiedsgericht unterbreitet, so kann das 
Gericht von sich aus oder auf Ersuchen einer oder aller Streitparteien einstweilige Maßnahmen 
bezeichnen, welche von den Streitparteien ergriffen werden sollten, um zu verhindern, daß sich die 
Streitigkeit verschärft, ihre Beilegung erschwert oder durch das Verhalten einer oder mehrerer Streit­
parteien die Durchsetzbarkeit eines künftigen Spruchs des Schiedsgerichts unmöglich gemacht wird. 

Artikel 27 

Einem Schiedsgericht unterbreitete Fälle 

(1) Wird mittels Vereinbarung ein Ersuchen um ein Schiedsverfahren gestellt, so wird darin der 
Streitgegenstand angegeben. Gibt es keine völlige oder teilweise Übereinstimmung hinsichtlich des 
Streitgegenstands, so kann jede beteiligte Partei ihren eigenen Standpunkt zu dem Streitgegenstand 
darlegen. 
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(2) Wird mittels eines Antrags ein Ersuchen um ein Schiedsverfahren gestellt, so werden darin der 
Streitgegenstand, der oder die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens, gegen die sich der Antrag 
richtet, sowie die wesentlichen Punkte in sachlicher und rechtlicher Hinsicht angegeben, auf denen 
der Antrag beruht. Sobald der Antrag eingegangen ist, notifizert der Kanzler dies dem oder den ande­
ren in dem Antrag genannten Vertragsstaaten. 

Artikel 28 

Bildung des Schiedsgerichts 

(1) Wird ein Ersuchen um ein Schiedsverfahren gestellt, so wird ein Schiedsgericht gebildet. 

(2) Die von den Streitparteien gemäß Artikel4 ernannten Schiedsrichter sind von Amts wegen 
Mitglieder des Gerichts. Sind mehr als zwei Staaten Parteien derselben Streitigkeit, so können die Staa­
ten mit gleichen Interessen einvernehmlich einen einzigen Schiedsrichter bestellen. 

(3) Das Präsidium bestellt aus den Reihen der Schiedsrichter eine Anzahl von Mitgliedern des 
Schiedsgerichts, so daß die Anzahl der von ihm bestellten Mitglieder die der von Amts wegen tätigen 
um mindestens eins Übersteigt. Die Mitglieder des Präsidiums und ihre Stellvertreter, die auf der Liste 
der Schiedsrichter stehen, können zu Mitgliedern des Gerichts bestellt werden. 

(4) Ist ein von Amts wegen tätiges Mitglied verhindert oder hat es schon früher in irgendeiner 
Eigenschaft an der Sache mitgewirkt, die Gegenstand der dem Gericht unterbreiteten Streitigkeit ist, 
so wird dieses Mitglied duch seinen Stellvertreter ersetzt. Ist der Stellvertreter in derselben Lage, so 
bestellt der betreffende Staat ein Mitglied zur Prüfung der Streitigkeit gemäß den in Absatz 5 festgeleg­
ten Bedingungen. Bestehen Zweifel daran, ob ein Mitglied oder sein Stellvertreter dem Gericht ange­
hören darf, so entscheidet das Präsidium. 

(5) Ein Staat, der Partei einer dem Schiedsgericht unterbreiteten Streitigkeit ist, ohne Partei dieses 
Übereinkommens zu sein, kann eine Person seiner Wahl entweder anhand der gemäß Artikel 4 erstell­
ten Liste der Schiedsrichter oder unter anderen Personen, die Staatsangehörige eines KSZE-Teilneh­
merstaats sind, zum Mitglied des Gerichts bestellen. Eine so bestellte Person muß die in Artikel4 
Absatz 2 festgelegten Anforderungen erfüllen; zum Zwecke der Prüfung der Streitigkeit hat sie diesel­
ben Rechte und Pflichten wie die anderen Mitglieder des Gerichts. Die Person übt ihre Aufgaben in 
völliger Unabhängigkeit aus und gibt die in Artikel 5 vorgesehene Erklärung ab, bevor sie ihren Sitz 
im Gericht einnimmt. 

(6) Das Gericht ernennt seinen Vorsitzenden aus den Reihen der vom Präsidium bestellten Mit­
glieder. 

(7) Kann ein vom Präsidium bestelltes Mitglied des Gerichts am Verfahren nicht teilnehmen, so 
wird dieses Mitglied nur dann ersetzt, wenn die Anzahl der vom Präsidium bestellten Mitglieder unter 
die Anzahl der von Amts wegen tätigen Mitglieder beziehungsweise der von den Streitparteien gemäß 
Absatz 5 bestellten Mitglieder sinkt. In diesem Fall bestellt das Präsidium ein oder mehrere neue Mit­
glieder nach Maßgabe der Absätze 3 und 4 dieses Artikels. Im Falle der Bestellung eines oder mehrerer 
neuer Mitglieder wird ein neuer Vorsitzender nur dann gewählt, wenn das verhinderte Mitglied der 
Vorsitzende des Gerichts ist. 

Artikel 29 

Schiedsverfahren 

(1) Während des Schiedsverfahrens, das den Grundsätzen eines gerechten Verfahrens entspricht, 
haben alle Parteien das Recht, gehört zu werden. Das Verfahren besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil. 

(2) Das Schiedsgericht besitzt gegenüber den Streitparteien die zur Erfüllung seiner Aufgaben 
erforderlichen Untersuchungs- und Ermittlungsbefugnisse. 

(3) Jeder KSZE-Teilnehmerstaat, welcher der Auffassung ist, ein besonderes rechtliches Interesse 
zu haben, das durch die Entscheidung des Gerichts berührt werden könnte, kann innerhalb von fünf­
zehn Tagen nach der in Artikel 15 genannten Weiterleitung der Notifikation durch das KSZE-Sekre­
tarit beim Kanzler ein Ersuchen um Beitritt zum Verfahren stellen. Dieses Ersuchen wird den Streit­
parteien und dem für die Streitigkeit gebildeten Gericht umgehend übermittelt. 

(4) Weist der um Beitritt ersuchende Staat nach, daß er ein solches Interesse hat, so ist er befugt, in 
dem zum Schutz dieses Interesses erforderlichen Umfang am Verfahren teilzunehmen. Der entspre­
chende Teil der Entscheidung des Schiedsgerichts ist für den beitretenden Staat bindend. 

.. 
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(5) Die Streitparteien können dem Gericht ihre Stellungnahmen zu dem Ersuchen um Beitritt 
innerhalb einer Frist von dreißig Tagen zukommen lassen. Das Gericht entscheidet über die Zulässig­
keit des Ersuchens. 

(6) Die Verhandlungen vor dem Gericht erfolgen unter Ausschluß der Öffentlichkeit, sofern das 
Gericht auf Antrag der Streitparteien nichts anderes beschließt. 

(7) Erscheinen eine oder mehrere Streitparteien nicht, so können die anderen beteiligten Parteien 
das Gericht ersuchen, im Sinne ihrer Anträge zu entscheiden. Bevor das Gericht diesem Ersuchen statt­
gibt, muß es sich seiner Zuständigkeit und der Begründetheit der Anträge der am Verfahren beteiligten 
Partei oder Parteien vergewissern. 

Artikel 30 

Aufgabe des Schiedsgerichts 

Aufgabe des Schiedsgerichts ist es, die ihm unterbreiteten Streitigkeiten gemäß dem Völkerrecht 
zu entscheiden. Diese Bestimmung berührt nicht die Befugnis des Gerichts, einen Fall ex aequo et bono 
zu entscheiden, sofern die Streitparteien dies vereinbaren. 

Artikel 31 

Schiedsspruch 

(1) Der Schiedsspruch des Schiedsgerichts ist zu begründen. Gibt er weder ganz noch zum Teil die 
übereinstimmende Auffassung der Mitglieder des Schiedsgerichts wieder, so hat jedes Mitglied das 
Recht, eine persönliche oder abweichende Meinung zu äußern. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 29 Absatz 4 ist der Schiedsspruch des Gerichts nur für die Streitpar­
teien und nur für den Fall bindend, auf den er sich bezieht. 

(3) Der Schiedsspruch ist endgültig und unterliegt keinem Rechtsmittel. Die Streitparteien oder 
eine von ihnen können jedoch das Gericht ersuchen, den Schiedsspruch hinsichtlich seiner Bedeutung 
oder seiner Tragweite auszulegen. Sofern die Streitparteien nichts anderes vereinbaren, ist ein solcher 
Antrag spätestens sechs Monte nach Übermittlung des Schiedsspruchs zu stellen. Nachdem das Gericht 
die Stellungnahmen der Streitparteien erhalten hat, nimmt es diese Auslegung so bald wie möglich vor. 

(4) Ein Antrag auf Wiederaufnahme des Schiedsverfahrens kann nur gestellt werden, wenn eine 
Tatsache von entscheidender Bedeutung bekannt wird, die vor Verkündung des Schiedsspruchs dem 
Gericht und der oder den die Wiederaufnahme beantragenden Streitparteien unbekannt war. Der 
Antrag auf Wiederaufnahme muß spätestens sechs Monate nach Bekanntwerden der neuen Tatsache 
gestellt werden. Nach Ablauf von zehn Jahren nach Übermittlung des Schiedsspruchs ist ein Wieder­
aufnahmeantrag nicht mehr zulässig. 

(5) Soweit möglich wird ein Auslegungsersuchen oder ein Wiederaufnahmeantrag von dem 
Gericht geprüft, das den Schiedsspruch gefällt hat. Ist dies nach Auffassung des Präsidiums nicht mög­
lich, so wird ein anderes Gericht gemäß Artikel 28 gebildet. 

Artikel 32 

Veröffentlichung des Schiec:Isspruchs 

Der Schiedsspruch wird durch den Kanzler veröffentlicht. Eine beglaubigte Abschrift wird den 
Streitparteien und dem KSZE-Rat über den Ausschuß Hoher Beamter übermittelt. 

KAPITEL V 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 33 

Unterzeichnung und Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für die KSZE-Teilnehmerstaaten bei der Regierung Schwedens 
bis zum 31. März 1993 zur Unterzeichnung auf. Es bedarf der Ratifikation. 

(2) Die KSZE-Teilnehmerstaaten, die dieses Übereinkommen nicht unterzeichnet haben, können 
ihm später beitreten. 

(3) Dieses Übereinkommen tritt zwei Monate nach Hinterlegung der zwölften Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde in Kraft. 
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(4) Für jeden Staat, der dieses Übereinkommen nach Hinterlegung der zwölften Ratifikations­
oder Beitrittsurkunde ratifiziert oder ihm beitritt, tritt das Übereinkommen zwei Monate nach Hinter­
legung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

(5) Die Regierung Schwedens ist Verwahrer dieses Übereinkommens. 

Artikel 34 

Vorbehalte 

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig, sofern sie darin nicht ausdrücklich 
zugelassen sind. 

Artikel 35 

Änderungen 

(1) Änderungen dieses Übereinkommens müssen nach Maßgabe der folgenden Absätze beschlos­
sen werden. 

(2) Änderungen dieses Übereinkommen können von jedem Vertragsstaat des Übereinkommens 
vorgeschlagen werden; sie werden vom Verwahrer dem KSZE-Sekretariat zur Weiterleitung an die 
KSZE-Teilnehmerstaaten übermittelt. 

(3) Beschließt der KSZE-Rat den vorgeschlagenen Wortlaut der Änderung, so wird dieser vom 
Verwahrer an die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens zur Annahme nach Maßgabge ihrer jewei­
ligen verfassungsrechtlichen Erfordernisse weitergeleitet. 

(4) Jede derartige Änderung tritt am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem alle 
Vertragsstaaten dieses Übereinkommens dem Verwahrer ihre Annahme der Änderung mitgeteilt 
haben. 

Artikel 36 

Kündigung 

(1) Jeder Vertragsstaat dieses Übereinkommens kann das Übereinkommen jederzeit durch eine 
an den Verwahrer gerichtete Notifikation kündigen. 

(2) Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation bei dem Verwahrer wirksam. 

(3) Dieses Übereinkommen bleibt jedoch für die kündigende Partei im Hinblick auf die zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens der Kündigung laufenden Verfahren gültig. Diese Verfahren werden zu Ende 
geführt. 

Artikel 37 

Notifikationen und Mitteilungen 

Die vom Verwahrer vorzunehmenden Notifikationen und Mitteilungen werden dem Kanzler und 
dem KSZE-Sekretariat zur Weiterleitung an die KSZE-Teilnehmerstaaten übermittelt. 

Artikel 38 

Nichtvertragsparteien 

Im Einklang mit dem Völkerrecht wird bekräftigt, daß nichts in diesem Übereinkommen so aus­
zulegen ist, daß KSZE-Teilnehmerstaaten, die nicht Vertragsparteien dieses Übereinkommens sind, 
Verpflichtungen entstehen, sofern solche Verpflichtungen nicht ausdrücklich vorgesehen sind und 
von solchen Staaten nicht ausdrücklich in schriftlicher Form anerkannt werden. 

Artikel 39 

Übergangsbestimmungen 

(1) Der Gerichtshof wählt innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
das Präsidium, nimmt seine Verfahrensordnung an und ernennt den Kanzler gemäß den Bestimmun­
gen der Artikel 7, 9 und 11. Die Regierung des Sitzstaats des Gerichtshofs trifft im Zusammenwirken 
mit dem Verwahrer die erforderlichen Vorkehrungen. 

(2) Bis zur Ernennung eines Kanzlers werden die Aufgaben des Kanzlers gemäß Artikel 3 Absatz 5 
und Artikel 4 Absatz 7 vom Verwahrer wahrgenommen. 

Geschehen zu Stockholm am 15. Dezember 1992 in deutscher, englischer, französischer, italieni­
scher, russischer und spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

... 
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FINANZPROTOKOLL NACH ARTIKEL 13 DES ÜBEREINKOMMENS ÜBER VERGLEICHS­
UND SCHIEDSVERFAHREN INNERHALB DER KSZE 

Artikel! 

Kosten des Gerichtshofs 

(1) Alle Kosten des durch das Übereinkommen über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb 
der KSZE (im folgenden als "Übereinkommen" bezeichnet) errichteten Gerichtshofs werden von den 
Vertragsstaaten des Übereinkommens getragen. Die Kosten für die Schlichter und Schiedsrichter sind 
Kosten des Gerichtshofs. 

(2) Die Verpflichtungen des Gaststaats hinsichtlich der Ausgaben im Zusammenhang mit den 
Räumlichkeiten und der Ausstattung des Gerichtshofs, deren Unterhaltung, Versicherung und Sicher­
heit sowie deren Nebenkosten werden in einem Schriftwechsel zwischen dem mit Zustimmung und im 
Namen der Vertragsstaaten des Übereinkommens handelnden Gerichtshof und dem Gaststaat festge­
legt. 

Artikel 2 

Beiträge zum Haushalt des Gerichtshofs 

(1) Die Beiträge zum Haushalt des Gerichtshofs werden unter den Vertragsstaaten des Überein­
kommens entsprechend dem in der KSZE geltenden Beitragsschlüssel aufgeteilt und unter Berücksich­
tigung des zahlenmäßigen Unterschieds zwischen den KSZE-Teilnehmerstaaten und den Vertragsstaa­
ten des Übereinkommens angepaßt. 

(2) Ratifiziert ein Staat das Übereinkommen nach seinem Inkrafttreten oder tritt er ihm danach 
bei, so beträgt sein Beitrag für das laufende Finanzjahr ein Zwölftel seines Anteils an dem nach 
Absatz 1 berechneten Satz für jeden vollen Monat des Finanzjahrs, das nach dem Zeitpunkt ver­
bleibt, zu dem das Übereinkommen für den Staat in Kraft getreten ist. 

(3) Unterbreitet ein Staat, der nicht Vertragspartei des Übereinkommens ist, dem Gerichtshof 
nach Artikel20 Absatz 2 oder Artikel26 Absatz 1 des Übereinkommens eine Streitigkeit, so trägt er 
für die Dauer des Verfahrens zur Finanzierung des Haushalts des Gerichtshofs bei, als sei er Vertrags­
partei des Übereinkommens. 

Bezüglich der Anwendung dieses Absatzes gilt das Vergleichsverfahren als an dem Tag begonnen, 
an dem der Kanzler die Mitteilung von der Vereinbarung der Parteien über die Bildung einer Kommis­
sion erhält, und als an dem Tag beendet, an dem die Kommission den Parteien ihren Bericht notifiziert. 
Zieht sich eine Partei aus dem Verfahren zurück, so gilt das Verfahren als an dem Tag beendet, an dem 
der in Artikel 25 Absatz 6 des Übereinkommens genannte Bericht notifiziert wird. Das Schiedsverfah­
ren gilt als an dem Tag begonnen, an dem der Kanzler die Mitteilung von der Vereinbarung der Par­
teien über die Bildung eines Gerichts erhält, und als an dem Tag beendet, an dem das Gericht seinen 
Schiedsspruch fällt. 

Artikel 3 

Finanzjahr und Haushalt 

(1) Das Finanzjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember. 

(2) Der in Übereinstimmung mit dem Präsidium des Gerichtshofs handelnde Kanzler stellt alljähr­
lich einen Haushaltsentwurf für den Gerichtshof auf. Der Haushaltsentwurf für das folgende Finanzjahr 
wird den Vertragsstaaten des Übereinkommens vor dem 15. September zugeleitet. 

(3) Der Haushalt wird von den Vertretern der Vertragsstaaten des Übereinkommens gebilligt. 
Prüfung und Billigung des Haushalts erfolgen in Wien, sofern die Vertragsstaaten des Übereinkom­
mens nichts anderes vereinbaren. Nach Billigung des Haushalts für das Finanzjahr ersucht der Kanzler 
die Vertragsstaaten des Übereinkommens um Überweisung ihrer Beiträge. 

Ist der Haushalt bis zum 31. Dezember nicht gebilligt, so legt der Gerichtshof seiner Arbeit den 
vorigen Haushalt zugrunde und, vorbehaltlich späterer Anpassungen, ersucht der Kanzler die Ver­
tragsstaaten des Übereinkommens um Überweisung ihrer Beiträge entsprechend diesem Haushalt. 

Der Kanzler ersucht die Vertragsstaaten des Übereinkommens, fünfzig Prozent ihres Beitrags am 
1. Januar und die übrigen fünfzig Prozent am 1. April zur Verfügung zu stellen. 

(4) Vorbehaltlich eines gegenteiligen Beschlusses durch die Vertreter der Vertragsstaaten des 
Übereinkommens lautet der Haushalt auf Schweizer Franken, und die Beiträge der Staaten werden 
in dieser Währung geleistet. 
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(5) Ein Staat, der das Übereinkommen nach dessen Inkrafttreten ratifiziert oder ihm danach bei­
tritt, zahlt seinen ersten Beitrag zum Haushalt innerhalb von zwei Monaten, nachdem der Kanzler dar­
um ersucht hat. 

(6) Staaten, die nicht Vertrags partei des Übereinkommens sind, dem Gerichtshof jedoch eine 
Streitigkeit unterbreitet haben, entrichten ihren Beitrag innerhalb von zwei Monaten, nachdem der 
Kanzler darum ersucht hat. 

(7) Im Jahr des Inkrafttretens des Übereinkommens entrichten die Vertragsstaaten des Über­
einkommens ihren Beitrag zum Haushalt innerhalb von zwei Monaten nach Hinterlegung der zwölften 
Ratifikationsurkunde zu dem Übereinkommen. Dieser Haushalt wird vorläufig auf 250000 Schweizer 
Franken festgesetzt. 

Artikel 4 

VerpOichtungen, Zahlungen und überarbeiteter Haushalt 

(1) Mit der Billigung des Haushalts erhält der unter der Verantwortung des Präsidiums des 
Gerichtshofs handelnde Kanzler die Befugnis, bis zu der genehmigten Höhe und zu den genehmigten 
Zwecken Verbindlichkeiten einzugehen und Zahlungen zu tätigen. 

(2) Der unter der Verantwortung des Präsidiums des Gerichtshofs handelnde Kanzler ist befugt, 
zwischen den Einzelposten und Unterpositionen Übertragungen bis zu fünfzehn Prozent der Einzelpo­
sten/Unterpositionen vorzunehmen. Alle diese Übertragungen müssen vom Kanzler im Zusammen­
hang mit dem in Artikel 9 genannten Jahresabschluß gemeldet werden. 

(3) Verbindlichkeiten, die am Ende des Finanzjahres noch offen sind, werden ins nächste Finanz­
jahr übertragen. 

(4) Wenn es die Umstände erfordern, ist der Kanzler nach sorgfältiger Prüfung der zur Verfügung 
stehenden Mittel im Hinblick auf Einsparungen befugt, einen überarbeiteten Haushalt, mit dem ein 
Ersuchen um zusätzliche Mittelzuweisungen einhergehen kann, den Vertretern der Vertragsstaaten 
des Übereinkommens zur Billigung vorzulegen. 

(5) Jeder Überschußbetrag für ein bestimmtes Finanzjahr wird von den veranschlagten Beiträgen 
für das Finanzjahr abgezogen, welches auf dasjenige folgt, in dem die Abrechnung von den Vertretern 
der Vertragsstaaten des Übereinkommens gebilligt wurde. Jeder Minusbetrag wird auf das folgende 
Finanzjahr übertragen, es sei denn, die Vertreter der Vertragsstaaten des Übereinkommens beschlie­
ßen zusätzliche Beiträge. 

ArtikelS 

Betriebsmittelfonds 

Durch Konsens kann ein Betriebsmittelfonds gebildet werden, falls die Vertragsstaaten des Über­
einkommens ihn als notwendig erachten. Er wird von den Vertragsstaaten des Übereinkommens finan­
ziert. 

Artikel 6 

Tagegelder und Norninalpauschalen 

(1) Die Mitglieder des Präsidiums des Gerichtshofs, der Vergleichskommissionen und der Schieds­
gerichte erhalten ein Tagegeld für jeden Tag, an dem sie ihre Aufgaben wahrnehmen. 

(2) Die Mitglieder des Präsidiums des Gerichthofs erhalten zusätzlich eine jährliche Nominalpau­
schale. 

(3) Das Tagegeld und die jährliche Nominalpauschale werden von den Vertretern der Vertrags­
staaten des Übereinkommens festgelegt. 

Artikel 7 

Gehälter, Sozialversicherung und Ruhegehalt 

(1) Der Kanzler und alle nach Artikel 9 des Übereinkommens ernannten Bediensteten der Kanzlei 
erhalten ein von den Vertretern der Vertragsstaaten des Übereinkommens festgelegtes Gehalt. 

(2) Die Bediensteten der Kanzlei werden auf die zur Gewährleistung der Arbeit des Gerichts 
erforderliche absolute Mindestzahl beschränkt. 

(3) Die Vertreter der Vertragsstaaten des Übereinkommens sorgen dafür, daß der Kanzler und die 
Bediensteten der Kanzlei in den Genuß einer Sozialversicherung und eines Ruhegehalts kommen. 
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(1) Den Mitgliedern des Präsidiums des Gerichtshofs, der Vergleichskommissionen und der 
Schiedsgerichte sowie dem Kanzler und den Bediensteten der Kanzlei werden Reisekosten gezahlt, 
die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben unbedingt erforderlich sind. 

(2) Die Reisekosten umfassen die tatsächlichen Fahrtkosten, einschließlich der üblichen Reise­
nebenkosten, und ein Reisetagegeld zur Begleichung aller Aufwendungen für Verpflegung, Unter­
kunft, Gebühren und Zuwendungen sowie anderer persönlicher Ausgaben. Das Reisetagegeld wird 
von den Vertretern der Vertragsstaaten des Übereinkommens festgelegt. 

Artikel 9 

Unterlagen und Geschäftsbücher 

(1) Der unter der Verantwortung des Präsidiums des Gerichtshofs handelnde Kanzler trägt dafür 
Sorge, daß über die Transaktionen entsprechende Unterlagen und Geschäftsbücher geführt und alle 
Zahlungen ordnungsgemäß genehmigt werden. 

(2) Der unter der Verantwortung des Präsidiums des Gerichtshofs handelnde Kanzler legt den 
Vertragsstaaten des Übereinkommens spätestens am 1. März einen lahresabschluß vor, in dem für 
das vorangegangene Finanzjahr folgendes ausgewiesen ist: 

a) die Einnahmen und Ausgaben auf allen Konten; 
b) der Stand hinsichtlich der Haushaltsbereitstellungen; 
c) die finanziellen Aktiva und Passiva am Ende des Finanzjahrs. 

Artikel 10 

Rechnungsprüfung 

(1) Die Geschäftsbücher des Gerichts werden von zwei Rechnungsprüfern unterschiedlicher 
Staatsangehörigkeit geprüft, die von den Vertragsstaaten des Übereinkommens für verlängerbare Zeit­
räume von drei lahren ernannt werden. 

Personen, die auf der Liste der Schlichter oder Schiedsrichter geführt werden oder wurden bezie­
hungsweise nach Artikel 7 dieses Protokolls vom Gerichtshof Zahlungen erhalten haben, dürfen nicht 
Rechnungsprüfer sein. 

(2) Die Rechnungsprüfer führen alljährlich eine Rechnungsprüfung durch. Sie prüfen insbesonde­
re die Richtigkeit der Bücher, die Aufstellung der Aktiva und Passiva und die Kontenaufstellungen. 
Die Bücher stehen spätestens am 1. März für die jährliche Rechnungsprüfung und Einsichtnahme 
zur Verfügung. 

(3) Die Rechnungsprüfer führen die von ihnen als notwendig erachteten Buchprüfungen durch, 
um zu bestätigen, 

a) daß der ihnen vorgelegte lahresabschluß richtig ist und mit den Büchern und Unterlagen des 
Gerichtshofs übereinstimmt, 

b) daß die in dem Abschluß ausgewiesenen Finanztransaktionen in Übereinstimmung mit den 
einschlägigen Regeln, HaushaItsbereitstellungen und sonstigen gegebenenfalls anwendbaren 
Richtlinien durchgeführt wurden und 

c) daß die hinterlegten und die verfügbaren Mittel an hand von Bestätigungen, die unmittelbar 
von den Hinterlegungsstellen eingegangen sind, oder durch Zählen nachgeprüft wurden. 

(4) Der Kanzler stellt den Rechnungsprüfern die Hilfe und die Erleichterungen zur Verfügung, die 
für die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind. Die Rechnungsprüfer erhalten ins­
besondere ungehinderten Zugang zu den Büchern, Unterlagen und Dokumenten, die nach ihrer Auf­
fassung für die Buchprüfung notwendig sind. 

(5) Die Rechnungsprüfer erstellen alljährlich einen Bericht, der die Richtigkeit der Buchführung 
bestätigt und die Stellungnahmen zu der Buchprüfung enthält. Sie können in diesem Zusammenhang 
auch von ihnen als notwendig erachtete Anmerkungen zur Wirksamkeit der Finanzverfahren, des 
Buchführungssystems und der internen Finanzkontrolle machen. 

(6) Der Bericht wird den Vertretern der Vertragsstaaten des Übereinkommens spätestens vier 
Monate nach Ablauf des Finanzjahrs vorgelegt, auf das sich die Buchführung bezieht. Der Bericht geht 
dem Kanzler im voraus zu, damit dieser mindestens fünfzehn Tage Zeit hat, um ihm notwendig erschei­
nende Erklärungen und Rechtfertigungen abzugeben. 
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(7) Zusätzlich zu der jährlichen Rechnungsprüfung haben die Rechnungsprüfer jederzeit ungehin­
derten Zugang zum Zweck der Prüfung der Bücher, der Aufstellung der Aktiva und Passiva und der 
Kontenaufstellungen. 

(8) Auf der Grundlage des Rechnungsprüfungsberichts erteilen die Vertreter der Vertragsstaaten 
des Übereinkommens ihre Zustimmung zum lahresabschluß oder treffen die ihnen angemessen 
erscheinenden Maßnahmen. 

Artikel 11 

Konto für Sonderzahlungen 

(1) Die Vertragsstaaten des Übereinkommens können ein Konto für Sonderzahlungen einrichten, 
das dazu dient, die Verfahrenskosten für die Staaten zu senken, die Parteien in der dem Gerichtshof 
unterbreiteten Streitigkeit sind und Schwierigkeiten haben, diese Kosten zu tragen. Das Konto wird 
durch freiwillige Beiträge der Vertragsstaaten des Übereinkommens finanziert. 

(2) Ein Staat, der Partei einer dem Gerichtshof unterbreiteten Streitigkeit ist und Mittel aus dem 
Konto für Sonderzahlungen zu erhalten wünscht, richtet an den Kanzler ein Ersuchen mit einer aus­
führlichen Aufstellung der geschätzten Verfahrenskosten. 

Das Präsidium des Gerichtshofs prüft das Ersuchen und leitet seine Empfehlung an die Vertreter 
der Vertragsstaaten des Übereinkommens weiter, die darüber entscheiden, ob und in welchem Umfang 
dem Ersuchen stattzugeben ist. 

Nachdem in der Sache verhandelt wurde, richtet der Staat, der Mittel aus dem Konto für Sonder­
zahlungen erhalten hat, an den Kanzler zur Prüfung durch das Präsidium einen ausführlichen Bericht 
über die tatsächlich entstandenen Verfahrenskosten; gegebenenfalls erstattet er die über die tatsächli­
chen Kosten hinausgehenden Beträge. 

Artikel 12 

Beschlußfassung 

Alle Beschlüsse der Vertragsstaaten des Übereinkommens oder ihrer Vertreter im Rahmen dieses 
Protokolls werden durch Konsens gefaßt. 

Artikel 13 

Änderungen 

Änderungen dieses Protokolls werden nach Maßgabe des Artikels 35 des Übereinkommens 
beschlossen. Das Präsidium des Gerichtshofs kann dem KSZE-Sekretariat seine Auffassung über vor­
geschlagene Änderungen zur Weiterleitung an die KSZE-Teilnehmerstaaten übermitteln. 

Dieses Protokoll, das in deutscher, englischer, französischer, italienischer, russischer und spani­
scher Sprache abgefaßt ist, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, und das nach Arti­
kel13 des Übereinkommens über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der KSZE am 
28. April 1993 in Prag vom Ausschuß Hoher Beamter angenommen wurde, wird bei der Regierung 
von Schweden hinterlegt. 

• 
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VORBEHALT 
"Die Republik Österreich erklärt gemäß Art. 19 Abs.4 des Übereinkommens über Vergleichs­

und Schiedsverfahren innerhalb der KSZE, daß im Hinblick auf die Zuständigkeit des Internationalen 
Gerichtshofs auf Grund des Europäischen Übereinkommens zur friedlichen Beilegung von Streitigkei­
ten sowie des Vertrages betreffend die Abänderung des Art. 27 lit. a des Europäischen Übereinkom­
mens zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten im Verhältnis zwischen Österreich und Italien 
Art. 19 Abs.l lit. b 1. Fall des Übereinkommens über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb 
der KSZE nicht zur Anwendung kommt." 
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CONVENTION ON CONCILIATION AND ARBITRATION WITHIN THE CSCE 
The States parties to this Convention, being States participating in the Conference on Security and 

Co-operation in Europe, 

CONSCIOUS of their obligation, as provided for in Article 2, paragraph 3, and Article 33 of the 
Charter of the United Nations, to settle their disputes peacefully; 

EMPHASIZING that they do not in any way intend to impair other existing institutions or mecha­
nisms, including the International Court of lustice, the European Court of Human Rights, the Court of 
lustice of the European Communities and the Permanent Court of Arbitration; 

REAFFIRMING their solemn commitment to settle their disputes through peaceful me ans and 
their decision to develop mechanisms to settle disputes between participating States; 

RECALLING that full implementation of all CSCE principles and commitments constitutes in 
itself an essential element in preventing disputes between the CSCE participating States; 

CONCERNED to further and strengthen the commitments stated, in particular, in the Report of 
the Meeting of Experts on Peacefull Settlement of Disputes adopted at Valletta and endorsed by the 
CSCE Council of Ministers of Foreign Affairs at its meeting in Berlin on 19 and 20lune 1991; 

HA VE AGREED as folIows: 

CHAPTERI 

GENERAL PROVISIONS 

Article 1 

Establishment of the Court 

A Court of Conciliation and Arbitration shall be established to settIe, by means of conciliation and, 
where appropriate, arbitration, disputes which are submitted to it in accordance with the provisions of 
this Convention. 

Article2 

Conciliation Commission and Arbitral Tribunals 

1. Conciliation shall be undertaken by a Conciliation Commission constituted for each dispute. The 
Commission shall be made up of conciliators drawn from a list established in accordance with the pro­
visions of Article 3. 

2. Arbitration shall be undertaken by an Arbitral Tribunal constituted for each dispute. The Tri­
bunal shall be made up of arbitrators drawn from a list established in accordance with the provisions of 
Article4. 

3. Together, the conciliators and arbitrators shall constitute the Court of Conciliation and Arbitra­
tion within the CSCE, hereinafter referred to as the "the Court". 

Article3 

Appointment of Conciliators 

1. Each State party to this Convention shall appoint, within two moths following its entry into force, 
two conciliators of whom at least one is anational of that State. The other may be anational of another 
CSCE participating State. AState which becomes party to this Convention after its entry into force shall 
appoint its conciliators within two months following the entry into force of this Convention for the State 
concerned. 

2. The conciliators must be persons holding or having held senior national or international posi­
tions and possessing recognized qualifications in internationallaw, international relations, or the sett­
lement of disputes. 

3. Conciliators shall be appointed for a renewable period of six years. Their functions may not be 
terminated by the appointing Stat during their term of office. In the event of death, resignation or ina­
bility to attend recognized by the Bureau, the State concerned shall appoint a new conciliator; the term 
of office of the new conciliator shall be the remainder of the term of office of the predecessor. 

4. Upon termination of their period of office, conciliators shall continue to hear any cases that they 
are already dealing with. 

", 
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5. The names of the conciliators shall be notified to the Registrar, who shall enter them into a list, 
which shall be communicated to the CSCE Secretariat for transmission to the CSCE participating 
States. 

Article4 

Appointment of Arbitrators 

1. Each State party to this Convention shall appoint, within two months following its entry into 
force, one arbitrator and one alternate, who may be its nation als or nationals of any other CSCE par­
ticipating State. AState wh ich becomes Party to this Convention after its entry into force shall appoint 
its arbitrator and the alternate within two months of the entry into force of this Convention for that 
State. 

2. Arbitrators and their alternates must possess the qualifications required in their respective coun­
tries for appointment to the highest judicial offices or must be jurisconsults of recognized competence in 
international law. 

3. Arbitrators and their alternates are appointed for aperiod of six years, wh ich may be renewed 
once. Their functions may not be terminated by the appointing State party during their term of office. In 
the event of death, resignation or inability to attend, recognized by the Bureau, the arbitrator shall be 
replaced by his or her alternate. 

4. If an arbitrator and his or her alternate die, resign or are both unable to attend, the fact being 
recognized by the Bureau, new appointments will be made in accordance with paragraph 1. The new 
arbitrator and his or her alternate shall complete the term of office of their predecessors. 

5. The Rules of the Court may provide for a partial renewal of the arbitrators and their alternates. 

6. Upon expiry of their term of office, arbitrators shall continue to hear any ca ses that they are 
already dealing with. 

7. The names of the arbitrators shall be notified to the Registrar, who shall enter them into a list, 
which shall be communicated to the CSCE Secretariat for transmission to the CSCE participating 
States. 

Article5 

Independence of the Members of the Court and of the Registrar 

The conciliators, the arbitrators and the Registrar shall perform their functions in full independ-· 
ence. Before taking up their duties, they shall make a declaration that they will exercise their powers 
impartially and conscientiously. 

Article6 

Privileges and Immunities 

The conciliators, the arbitrators, the Registrar and the agents and counsel of the parties to a dispute 
shall enjoy, while performing their functions in the territory of the States parties to this Convention, the 
privileges and immunities accorded to persons connected with the International Court of Justice. 

Article7 

Bureau of the Court 
1. The Bureau of the Court shall consist of a President, a Vice-President and three other members. 

2. The President of the Court shall be elected by the members of the Court from among their nUffi­
ber. The President presides over the Bureau. 

3. The conciliators and the arbitrators shall each elect from among their number two members of 
the Bureau and their alternates. 

4. The Bureau shall elect its Vice-President from among its members. The Vice-President shall be a 
conciliator if the President is an arbitrator, and an arbitrator if the President is a conciliator. 

5. The Rules of the Court shall establish the procedures for the election of the President as weil as 
of thc other membcrs of thc Bureau and their alternates. 

Article 8 

Decision-Making Procedure 
1. Thc decisions of the Court shall be taken by a majority of the members participating in the vote. 

Those abstaining shall not be considcrcd participating in the votc. 
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2. The decisions of the Bureau shall be taken by a majority of its members. 

3. The decisions of the Conciliation Commissions and the Arbitral Tribunals shall be taken by a 
majority of their members, who may not abstain from voting. 

4. In the event of a tied vote, the vote of the presiding officer shall prevail. 

Article9 

Registrar 

Thc Court shall appoint its Registrar and may provide for the appointment of such other officers as 
may be necessary. The staff regulations of the Registry shall be drawn up by the Bureau and adopted by 
the States parties to this Convention. 

ArticIel0 

Se at 

1. The seat of the Court shall be established at Geneva. 

2. At the request of the parties to the dispute and in agreement with the Bureau, a Conciliation 
Commission or an Arbitral Tribunal may meet at another location. 

ArticIell 

Rules of the Court 

1. The Court shall adopt its own Rules, wh ich shall be subject to approval by States parties to this 
Convention. 

2. The Rules of the Court shall establish, in particular, the rules of procedure to be followed by the 
Conciliation Commissions and Arbitral Tribunals constituted pursuant to this Convention. They shall 
state which of these rules may not be waived by agreement between the parties to the dispute. 

Article12 

Working Languages 

The Rules of the Court shall establish rules on the use of languages. 

ArticIe 13 

Financial Protocol 

Subject to the provisions of Artic1e 17, all the costs of the Court shall be met by the States parties to 
this Convention. The provisions for the calculation of the costs; for the drawing up and approval of the 
annual budget of the Court; for the distribution of the costs among the States parties to this Convention; 
for the audit of the accounts of the Court; and for related matters, shall be contained in a Financial 
Protocol to be adopted by the Committee of Senior Officials. AState becomes bound by the Protocol 
on becoming a party to this Convention. 

ArticIe 14 

Periodic Report 

The Bureau shall annually present to the CSCE Council through the Committee of Senior Officials 
areport on the activities under this Convention. 

Article 15 

Notice of Requests for Conciliation or Arbitration 

The Registrar of the Court shall give notice to the CSCE Secretariat of all requests for conciliation 
or arbitration, for immediate transmission to the CSCE participating States. 

ArticIe 16 

Conduct of Parties - Interim Measures 

1. During the proceedings, the parties to the dispute shall refrain from any action wh ich may aggra­
vate the situation or further impede or prevent the settlement of the dispute. 

• 
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2. The Conciliation Commission may draw the attention of the parties to the dispute submitted to it 
to the measures the parties could take in order to prevent the dispute from being aggravated or its set­
tlement made more difficult. 

3. The Arbitral Tribunal constituted for a dispute may indicate the interim measures that ought to 
be taken by the parties to the dispute in accordance with the provisions of Article 26, paragraph 4. 

Article 17 

Procedural Costs 

The parties to a dispute and any intervening party shall each bear their own costs. 

CHAPTERII 

COMPETENCE 

Article 18 

Competence of the Commission and of the Tribunal 

1. Any State party to this Convention may submit to a Conciliation Commission any dispute with 
another State party which has not been settled within a reasonable period of time through negotiation. 

2. Disputes may be submitted to an Arbitral Tribunal under the conditions stipulated in Article 26. 

Article19 

Safeguarding the Existing Means of Settlement 

1. A Conciliation Commission or an Arbitral Tribunal constituted for a dispute shall take no fur­
ther action in the case: 

(a) If, prior to being submitted to the Commission or the Tribunal, the dispute has been submitted 
to a court or tribunal whose jurisdiction in respect of the dispute the parties thereto are under a 
legal obligation to accept, or if such a body has already given adecision on the merits of the 
dispute; 

(b) If the parties to the dispute have accepted in advance the exclusive jurisdiction of a jurisdictio­
nal body other than a Tribunal in accordance with this Convention which has jurisdiction to 
decide, with binding force, on the dispute submitted to it, or if the parties thereto have agreed 
to seek to settle the dispute exclusively by other means. 

2. A Conciliation Commission constituted for a dispute shall take no further action if, even after the 
dispute has been submitted to it, one or all of the parties fefer the dispute to a court or tribunal whose 
jurisdiction in respect of the dispute the parties theretö are under a legal obligation to accept. 

3. A Conciliation Commission shall postpone examining a dispute if this dispute has been submit­
ted to another body which has competence to formulate proposals with respect to this dispute. If those 
prior efforts do not lead to a settlement of the dispute, the Commission shall resurne its work at the 
request of the parties or one of the parties to the dispute, subject to the provisions of Article 26, para­
graph 1. 

4. AState may, at the time of signing, ratifying or acceding to this Convention, make a reservation 
in order to ensure the compatibility of the mechanism of dispute settlement that this Convention estab­
lishes with other means of dispute settlement resulting from international undertakings applicable to 
that State. 

5. If, at any time, the parties arrive at a settlement of their dispute, the Commission or Tribunal 
shall remove the dispute from its list, on receiving written confirmation from all the parties thereto that 
they have reached a settlement of the dispute. 

6. In the event of disagreement between the parties to the dispute with regard to the competence of 
the Commission or the Tribunal, the decision in the matter shall rest with the Commission or the Tri­
bunal. 
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CHAPTERIII 

CONCILIATION 

Article20 

Request for the Constitution of a Conciliation Commission 

1. Any State party to this Convention may lodge an application with the Registrar requesting the 
constitution of a Conciliation Commission for a dispute between it and one or more other States parties. 
Two or more States parties mayaIso jointly lodge an application with the Registrar. 

2. The constitution of a Conciliation Commission mayaiso be requested by agreement between 
two or more States parties or between one or more States parties and one or more other CSCE partic­
ipating States. The agreement shall be notified to the Registrar. 

Article21 

Constitution of the Conciliation Commission 

1. Each party to the dispute shall appoint, from the list of conciliators established in accordance 
with Article 3, one conciliator to sit on the Commission. 

2. When more than two States are parties to the same dispute, the States asserting the same interest 
may agree to appoint one single conciliator. If they do not so agree, each of the two sides to the dispute 
shall appoint the same number of conciliators up to a maximum decided by the Bureau. 

3. Any State which is a party to a dispute submitted to a Conciliation Commission and which is not 
a party to this Convention, may appoint a person to sit on the Commission, either from the list of con­
ciliators established in accordance with Article 3, or from among other persons who are nationals of a 
CSCE participating State. In this event, for the purpose of examining the dispute, such persons shall 
have the same rights and the same obligations as the other members of the Commission. They shall 
perform their functions in full independence and shall make the declaration required by Article 5 befo­
re taking their seats on the Commission. 

4. As soon as the application or the agreement whereby the parties to a dispute have requested the 
constitution of a Conciliation Commission is received, the President of the Court shall consult the par­
ties to the dispute as to the composition of the rest of the Commission. 

5. The Bureau shall appoint three further conciliators to sit on the Commission. This number can 
be increased or decreased by the Bureau, provided it is uneven. Members of the Bureau and their alter­
nates, who are on the list of conciliators, shall be eligible for appointment to the Commission. 

6. The Commission shall elect its Chairman from among the members appointed by the Bureau. 

7. The Rules of the Court shall stipulate the procedures applicable if an objection is raised to one of 
the members appointed to sit on the Commission or if that member is unable to or refuses to sit at the 
commencement or in the course of the proceedings. 

8. Any question as to the application of this article shall be decided by the Bureau as a preliminary 
matter. 

Article22 

Procedure for the Constitution of a Conciliation Commission 

1. If the constitution of a Conciliation Commission is requested by means of an application, the 
application shall state the subject of the dispute, the name of the party or parties against which the appli­
cation is directed, and the name of the conciliator or conciliators appointed by the requesting party or 
parties to the dispute. The application shall also briefly indicate the means of settlement previously 
resorted to. 

2. As soon as an application has been received, the Registrar shall notify the other party or parties 
to the dispute mentioned in the application. Within aperiod of fifteen days from the notification, the 
other party or parties to the dispute shall appoint the conciliator or conciliators of their choice to sit 
on the Commission. If, within this period, one or more parties to the dispute have not appointed the 
member or members of the Commission whom they are entitled to appoint, the Bureau shall appoint 
the appropriate number of conciliators. Such appointment shall be made from among the conciliators 
appointed in accordance with Article 3 by the party or each of the parties involved or, if those parties 
have not yet appointed conciliators, from among the other conciliators not appointed by the other party 
or parties to the dispute. 
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3. If the constitution of a Conciliation Commission is requested by means of an agreement, the 
agreement shall state the subject of the dispute. If there is no agreement, in whole or in part, concer­
ning the subject of the dispute, each party thereto may formulate its own position in respect of such 
subject. 

4. At the same time as the parties request the constitution of a Conciliation Commission by agree­
ment, each party shall notify the Registrar of the name of the conciliator or conciliators whom it has 
appointed to sit on the Commission. 

Article23 

Conciliation Procedure 

1. The conciliation proceedings shall be confidential and all parties to the dispute shall have the 
right to be heard. Subject to the provisions of Articles 10 and 1] and the Rules of the Court, the Con­
ciliation Commission shaJl, after consultation with the parties to the dispute, determine the procedure. 

2. If the parties to the dispute agree thereon, the Conciliation Commission may invite any State 
party to this Convention which has an interest in the settlement of the dispute to participate in the pro­
ceedings. 

Article24 

Objective of Conciliation 

The Conciliation Commission shall assist the parties to the dispute in finding a settlement in 
accordance with international law and their CSCE commitments. 

Article25 

Result of the Conciliation 

1. If, during the proceedings, the parties to the dispute, with the help of the Conciliation Commis­
sion, reach a mutually acceptable settlement, they shall re cord the terms of this settlement in a summary 
of conclusions signed by their representatives and by the members of the Commission. The signing of 
the document shall conclude the proceedings. The CSCE Council shaJl be informed through the Com­
mittee of Senior officials of the success of the conciliation. 

2. When the Conciliation Commission considers that aJl the aspects of the dispute and aJl the pos­
sil:!ilities of finding a solution have been explored, it shall draw up a final report. The report shall contain 
the proposals of the Commission for the peaceful settlement of the dispute. 

3. The report of the Conciliation Commission shall be notified to the parties to the dispute, which 
shall have aperiod of thirty days in which to ex amine it and inform the Chairman of the Commission 
whether they are willing to accept the proposed settlement. 

4. If a party to the dispute does not accept the proposed settlement, the other party or parties are 
no longer bound by their own acceptance thereof. 

5. If, within the period prescribed in paragraph 3, the parties to the dispute have not accepted the 
proposed settlement, the report shall be forwarded to the CSCE Council through the Committee of 
Senior Officials. 

6. Areport shall also be drawn up which provides immediate notification to the CSCE Council 
through the Committee of Senior Officials of circumstances where a party fails to appear for concilia­
tion or leaves a procedure after it has begun. 

CHAPTERIV 

ARBITRA nON 

Article26 

Request for the Constitution of an Arbitral Tribunal 

1. Arequest for arbitration may be made at any time by agreement between two or more States 
parties to this Convention or between one or more States parties to this Convention and one or more 
other CSCE participating States. 

2. The States parties to this Convention may at any time by a notice addressed to the Depositary 
declare that they recognize as compulsory, ipso facta and without special agreement, the jurisdiction of 
an Arbitral Tribunal, subject to reciprocity. Such a declaration may be made for an unlimited period orf 
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for a specified time. It may cover all disputes or exclude disputes concerning a State's territorial integ­
rity, national defence, title to sovereignty over land territory, or competing claims with regard to juris­
diction over other areas. 

3. Arequest for arbitration against aState party to this Convention which has made the declaration 
specified in paragraph 2 may be made by means of an application to the Registrar only after aperiod of 
thirty days after the report of the Conciliation Commission which has dealt with the dispute has been 
transmitted to the CSCE Council in accordance with the provisions of ArticIe 25, paragraph 5. 

4. When a dispute is submitted to an Arbitral Tribunal in accordance with this articIe, the Tribunal 
may, on its own authority or at the re quest of one or all of the parties to the dispute, indicate interim 
measures that oughth to be taken by the parties to the dispute to avoid an aggravation of the dispute, 
greater difficulty in reaching a solution, or the possibility of a future award of the Tribunal becoming 
unenforceable owing to the conduct of one or more of the parties to the dispute. 

Article27 

Cases Brought before an Arbitral Tribunal 

1. If arequest for arbitration is made by means of an agreement, it shall indicate the subject of the 
dispute. If there is no agreement, in whole or in part, concerning the subject of the dispute, each party 
thereto may formulate its own position in respect of such subject. 

2. If arequest for arbitration is made by means of an application, it shall indicate the subject of the 
dispute, the States party or parties to this Convention against which it is directed, and the main elements 
of fact and law on which it is grounded. As soon as the application is received, the Registrar shall notify 
the other States party or parties mentioned in the application. 

Article28 

Constitution of the Arbitral Tribunal 

1. When arequest for arbitration is submitted, an Arbitral Tribunal shall be constituted. 

2. The arbitrators appointed by the parties to the dispute in accordance with ArticIe 4 are ex officio 
members of the Tribunal. When more than two States are parties to the same dispute, the States assert­
ing the same interest may agree to appoint one single arbitrator. 

3. The Bureau shall appoint, from among the arbitrators, a number of members to sit on the Tri­
bunal so that the members appointed by the Bureau total at least one more than the ex officio members. 
Members of the Bureau and their alternates, who are on the list of arbitrators, shall be eligible for 
appointment to the Tribunal. 

4. If an ex officio member is unable to attend or has previously taken part in any capacity in the 
hearings of the case arising from the dispute submitted to the Tribunal, that member shall be replaced 
by his or her alternate. If the alternate is in the same situation, the State involved shall appoint a mem­
ber to examine the dispute pursuant to the terms and conditions specified in paragraph 5. In the event of 
a question arising as to the capacity of a member or of his or her alternate to sit on the Tribunal, the 
matter shall be decided by the Bureau. 

5. Any State, which is a party to a dispute submitted to an Arbitral Tribunal and which is not party 
to this Convention, may appoint a person of its choice to sit on the Tribunal, either from the list of arbi­
trators established in accordance with Article 4 or from among other persons who are nationals of a 
CSCE participating State. Any person thus appointed must meet the conditions specified in Arti­
c1e 4, paragraph 2, and for the purpose of examining the dispute, shall have the same rights and obliga­
tions as the other members of the Tribunal. The person shall perform his or her functions in full inde­
pendence and shall make the decIaration required by Article 5 before sitting on the Tribunal. 

6. The Tribunal shall appoint its Chairman from among the members appointed by the Bureau. 

7. In the event that one ofthe members ofthe Tribunal appointed by the Bureau is unable to attend 
the proceedings, that member shall not be replaced unless the number of members appointed by the 
Bureau falls below the number of ex officio members, or members appointed by the parties to the dis­
pute in accordance with paragraph 5. In this event, one or more new members shall be appointed by the 
Bureau pursuant to paragraphs 3 and 4 of this article. A new Chairman will not be elected if one or 
more new members are appointed, unless the member unable to attend is the Chairman of the Tribunal. 
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Article29 

Arbitration Procedure 

1. All the parties to the dispute shall have the right to be heard during the arbitration proceedings, 
which shall conform to the principles of a fair trial. The proceedings shall consist of a written part and an 
oral part. 

2. The Arbitral Tribunal shall have, in relation to the parties to the dispute, the necessary fact-find­
ing and investigative powers to carry out its tasks. 

3. Any CSCE participating State which considers that it has a particular interest of a legal nature 
likely to be affected by the ruling of the Tribunal may, within fifteen days of the transmission of the 
notification by the CSCE Secretariat as specified in Article 15, address to the Registrar arequest to 
intervene. This request shall be immediately transmitted to the parties to the dispute and to the Tribu­
nal constituted for the dispute. 

4. If the intervening State establishes that it has such an interest, it shall be authorized to participate 
in the proceedings in so far as may be required far the protection of this interest. The relevant part of 
the ruling of the Tribunal is binding upon the intervening State. 

5. The parties to the dispute have aperiod of thirty days in which to address their observations 
regarding the request for intervention to the Tribunal. The Tribunal shall render its decision on the 
admissibility of the re quest. 

6. The hearings in the Tribunal shall be held in camera, unless the Tribunal decides otherwise at the 
request of the parties to the dispute. 

7. In the event that one or more parties to the dispute fail to appear, the other party or parties 
thereto may request the Tribunal to decide in favour of its ar their claims. Before doing so, the Tribu­
nal must satisfy itself that it is competent and that the claims of the party or parties taking part in the 
proceedings are well-founded. 

Article30 

Function of the Arbitral Tribunal 

The function of the Arbitral Tribunal shall be to decide, in accordance with internationallaw, such 
disputes as are submitted to it. This provision shall not prejudice the power of the Tribunal to decide a 
case ex aequo et bono, if the parties to the dispute so agree. 

Article 31 

Arbitral A ward 

1. The award of the Arbitral Tribunal shall state the reasons on which it is based. If it does not 
represent in whole or in part the unanimous opinion of the members of the Arbitral Tribunal, any mem­
ber shall be entitled to deliver aseparate or dissenting opinion. 

2. Subject to Article 29, paragraph 4, the award of the Tribunal shall have binding force only 
between the parties to the dispute and in respect of the case to wh ich it relates. 

3. The award shall be final and not subject to appeal. However, the parties to the dispute or one of 
them may request that the Tribunal interpret its award as to the meaning or scope. Unless the parties to 
the dispute agree otherwise, such request shall be made at the latest within six months after the com­
munication of the award. After receiving the observations of the parties to the dispute, the Tribunal 
shall render its interpretation as soon as possible. 

4. An application far revision of the award may be made only when it is based upon the discovery 
of some fact which is of such a nature as to be a decisive factor and which, when the award was rendered, 
was unknown to the Tribunal and to the party or parties to the dispute claiming revision. The applica­
tion for revision must be made at the latest within six months of the discovery of the new fact. No appli­
cation for revision may be made after the lapse of ten years from the date of the award. 

5. As far as possible, the examination of arequest for interpretation ar an application for revision 
should be carried out by the Tribunal which made the award in question. If the Bureau should find this 
to be impossible, another Tribunal shall be constituted in accordance with the provisions of Article 28. 
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Article32 

Publication of the Arbitral Award 

The award shall be published by the Registrar. A certified copy shall be communicated to the par­
ties to the dispute and to the CSCE Council through the Committee of Senior Officials. 

CHAPTERV 

FINAL PROVISIONS 

Article33 

Signature and Entry into Force 

1. This Convention shall be open for signature with the Government of Sweden by the CSCE par­
ticipating States until 31 March 1993. It shall be subject to ratification. 

2. The CSCE participating States which have not signed this Convention may subsequently accede 
thereto. 

3. This Convention shall enter into force two months after the date of deposit of the twelfth instru­
ment of ratification or accession. 

4. For every State which ratifies or accedes to this Convention after the deposit of the twelfth 
instrument of ratification or accession, the Convention shall enter into force two months after its instru­
ment of ratification or accession has been deposited. 

5. The Government of Sweden shall serve as depositary of this Convention. 

Article34 

Reservations 

This Convention may not be the subject of any reservation that it does not expressly authorize. 

Article35 

Amendments 

1. Amendments to this Convention must be adopted in accordance with the following paragraphs. 

2. Amendments to this Convention may be proposed by any State party thereto, and shall be com­
municated by the Depositary to the CSCE Secretariat for transmission to the CSCE participating 
States. 

3. If the CSCE Council adopts the proposed text of the amendment, the text shall be forwarded by 
the Depositary to States parties to this Convention for acceptance in accordance with their respective 
constitutional requirements. 

4. Any such amendment shall come into force on the thirtieth day after all States parties to this 
Convention have informed the Depositary of their acceptance thereof. 

Article36 

Denunciation 

1. Any State party to this Convention may, at any time, denounce this Convention by means of a 
notification addressed to the Depositary. 

2. Such denunciation shall become effective one year after the date of receipt of the notification by 
the Depositary. 

3. This Convention shall, however, continue to apply for the denouncing party with respect to pro­
ceedings which are under way at the time the denunciation enters into force. Such proceedings shall be 
pursued to their conclusion. 

Article37 

Notifications and Communications 

The notifications and communications to be made by the Depositary shall be transmitted to the 
Registrar and to the CSCE Secretariat for further transmission to the CSCE participating States. 
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Article38 

Non-Parties 

25 

In conformity with internationallaw, it is confirmed that nothing in this Convention shall be inter­
preted to establish any obligations or commitments for CSCE participating States that are not parties to 
this Convention if not expressly provided for and expressly accepted by such States in writing. 

Article39 

Transitional Provisions 

1. The Court shall proceed, within four months of the entry into force of this Convention, to elect 
the Bureau, to adopt its rules and to appoint the Registrar in accordance with the provisions of Artic­
les 7,9 and 11. The host Government of the Court shall, in co-operation with the Depositary, make the 
arrangements required. 

2. Until a Registrar is appointed, the duties of the Registrar under Article 3, paragraph 5, and Arti­
cle 4, paragraph 7 shall be performed by the Depositary. 

DONE at Stockholm, in the English, French, German, Italian, Russian and Spanish languages, all 
six language versions being equally authentie, on 15th December 1992. 

FINANCIAL PROTOCOL ESTABLISUED IN ACCORDANCE WITH ARTICLE 13 OF TUE 
CONVENTION ON CONCILIATION AND ARBITRATION WITUIN TUE CSCE 

Article 1 

Costs of the Court 

1. All the costs of the Court established by the Convention on Conciliation and Arbitration within 
the CSCE (herein after referred to as "the Convention") shall be met by the States parties to the Con­
vention. Costs of conciliators and arbitrators shall be costs of the Court. 

2. The obligations of the host State with respect to expenditures in connection with the premises 
and furniture far use by the Court, their maintenance, insurance and security, as weil as utilities, shall 
be set out in a exchange of letters between the Court acting with the consent of and on behalf of the 
States parties to the Convention, and the host State. 

Article2 

Contribution to the Budget of the Court 

1. Contributions to the budget of the Court shall be divided among the States parties to the Con­
vention according to the scale of distribution applicable within the CSCE, adjusted to take into account 
the difference in number between the CSCE participating States and the States parties to the Conven­
tion. 

2. If aState ratifies or accedes to the Convention after its entry into force, its contribution shall be 
equal, for the current financial year, to one-twelfth of its portion of the adjusted scale, as established 
according to paragraph 1 of this Article, for each full month of that financial year which remains after 
the date on which the Convention enters into force in respect of it. 

3. If aState which is not a party to the Convention submits a dispute to the Court pursuant to the 
provisions of Article 20, paragraph 2, or Article 26, paragraph 1 of the Convention, it shall contribute to 
the financing of the budget of the Court, for the duration of the proceedings, as if it were a party to the 
Convention. 

For the application of this paragraph, the conciliation shall be presumed to commence on the day 
the Registrar receives notice of the agreement of the parties to set up a Commission and to end on the 
day the Commission notifies its repart to the parties. If a party withdraws from the proceedings, these 
proceedings shall be considered as ended on the day of notice of the report specified in Article 25, para­
graph 6 of the Convention. The arbitration proceedings shall be presumed to start on the day the Regis­
trar receives notice of the agreement of the parties to establish a Tribunal and to end on the day the 
Tribunal renders its award. 

Article3 

Financial Year and Budget 

1. The financial year shall be trom 1 January to 31 December. 
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2. The Registrar, acting with the concurrence of the Bureau of the Court, shall establish each year a 
budget proposal for the Court. The budget proposal for the ensuing financial year shall be submitted to 
the States parties to the Convention before 15 September. 

3. The budget shall be approved by the representatives of the States parties to the Convention. 
Consideration and approval of the budget shall take place in Vienna unless the States parties to the 
Convention otherwise agree. On approval of the budget for the financial year the Registrar shall 
request the States parties to the Convention to remit their contributions. 

If the budget is not approved by 31 December the Court will operate on the basis of the preceding 
budget and, without prejudice to later adjustments, the Registrar shall request the States parties to the 
Convention to remit their contributions in accordance with this budget. 

The Registrar shall request States parties to the Convention to make fifty per cent of their contri­
butions available on 1 January and the remaining fifty per cent on 1 April. 

4. Barring adecision to the contrary by the representatives of the States parties to the Convention, 
the budget shall be established in Swiss francs and the contributions of the States shall be paid in this 
currency. 

5. AState which ratifies or accedes to the Convention after its entry into force shall pay its first 
contribution to the budget within two months after the re quest by the Registrar. 

6. States which, without being parties to the Convention, have submitted a dispute to the Court, 
shall pay their contribution within two months after the request by the Registrar. 

7. The year the Convention enters into force, the States parties to the Convention shall pay their 
contribution to the budget within two months following the date of deposit of the twelfth instrument of 
ratification of the Convention. This budget is preliminarily fixed at 250,000 Swiss francs. 

Article4 

Obligations, Payments and Revised Budget 

1. The approved budget shall constitute authorization to the Registrar, acting under the responsi­
bility of the Bureau of the Court, to incur obligations and make payments up to the amounts and for the 
purposes approved. 

2. The Registrar, acting under the responsibility of the Bureau of the Court, is authorized to make 
transfers between items and sub-items of up to 15 per cent of items/sub-items. All such transfers must be 
reported by the Registrar in connection with the financial statement mentioned in ArticIe 9 of this Pro­
tocol. 

3. Obligations remaining undischarged at the end of the financial year shall be carried over to the 
next financial year. 

4. If so obliged by circumstances and following careful examination of available resources with a 
view to identifying savings, the Registrar is authorized to submit a revised budget, which may entail 
requests for supplementary appropriations, for the approval of the representatives of the States parties 
to the Convention. 

5. Any surplus for a given financial year shall be deducted frorn the assessed contributions for the 
financial year following the one in which the accounts have been approved by the representatives of the 
States parties to the Convention. Any deficit shall be charged to the ensuing financial year unless the 
representatives of the States parties to the Convention decide on supplementary contributions. 

Article5 

Working Capital Fund 

A working capital fund may be established in case the States parties to the Convention deern it 
necessary. It will be funded by the States parties to the Convention. 

Article6 

Allowances and Nominal Retainers 

1. Mernbers of the Bureau of the Court, of the Conciliation Commissions and of the Arbitral Tri­
bunals shall receive, for each day on which they exercise their functions, a daily allowance. 

2. Mernbers of the Bureau of the Court shall additionally receive a nominal annual retainer. 
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3. The daily allowance and the nominal annual retainer shall be determined by the representatives 
of the States parties to the Convention. 

Article7 

Salaries, Social Security and Pensions 

1. The Registrar and any other registry staff appointed in accordance with ArticIe 9 of the Conven­
tion shall receive a salary to be determined by the representatives of the States parties to the Conven­
tion. 

2. The registry staff shall be limited to the strict minimum needed to ensure the operation of the 
Court. 

3. The representatives of the States parties to the Convention shall ensure that the Registrar and 
the registry staff are afforded an adequate social security scheme and retirement pension. 

Article8 

Travel Expenses 

1. Travel expenses which are absolutely necessary for exercising their functions shall be paid to the 
members of the Bureau of the Court, of the Conciliation Commissions and of the Arbitral Tribunals 
and to the Registrar and the registry staff. 

2. Travel expenses shall comprise actual transportation costs, incIuding expenses normally inciden­
tal to transportation, and a daily subsistence allowance to cover all charges of meals, lodging, fees and 
gratuities and other personal expenses. The daily subsistence allowance shall be determined by the 
representatives of the States parties to the Convention. 

Article9 

Records and Accounts 

1. The Registrar, acting under the authority of the Bureau of the Court, shall ensure that appro­
priate records and accounts are kept of the transactions and that all payments are properly authorized. 

2. The Registrar, acting under the authority of the Bureau of the Court, shall submit to the States 
parties to the Convention, not later than 1 March, an annual financial statement showing, for the pre­
cedings financial year: 

(a) the income and expenditures relating to all accounts; 
(b) the situation with regard to budget provisions; 
(c) the financial assets and liabilities at the end of the financial year. 

Article 10 

Audit 

1. The accounts of the Court shall be audited by two auditors, of different nationalities, appointed 
for renewable periods of three years by the representatives of the States parties to the Convention. 

Persons appearing or having appeared on the lists of conciliators or arbitrators or having received 
payment by the Court pursuant to Article 7 of this Protocol may not be auditors. . 

2. Auditors shall annually conduct audits. They shall, in particular, check the accuracy of the books, 
the statement of assets and Iiabilities, and the accounts. The accounts shall be available for the annual 
auditing and inspection not later than 1 March. 

3. Auditors shall perform such audits as they deern necessary to certify: 
(a) that the annual financial statement submitted to them is correct and in accordance with the 

books and records of the Court. 
(b) that the financial transactions recorded in this statement have been effected in accordance with 

the relevant rules, the budgetary provisions and other directives which may be applicable, and 
(c) that the funds on deposit and on hand have been verified by certificates received direct1y from 

the depositories or by actual count. 

4. The Registrar shall give auditors such assistance and facilities as may be needed for the proper 
discharge of their duties. Auditors shall, in particular, have free access to the books of account, records 
and documents wh ich, in their opinion, are necessary for the audit. 

5. Auditors shall annually draw up areport certifying the accounts and setting forth the comments 
warranted by the audit. They may, in this context, also make such observations as they deern necessary 
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regarding the efficiency of financial procedures, the accounting system and the internal financial con­
tro!. 

6. The report shall be submitted to the representatives of the States parties to the Convention not 
later than fours months after the end of the financial year to which the accounts refer. The report shall 
be transmitted to the Registrar beforehand, so that he will have at least 15 days in which to furnish such 
explanations and justifications as he may consider necessary. 

7. In addition to the annual auditing, auditors will at any time have free access to check the books, 
the statement of assets and liabilities, and accounts. 

8. On the basis of the audit report, the representatives of the States parties to the Convention shall 
signify their acceptance of the annual financial statement or take such other action as may be considered 
appropriate. 

Article 11 

Special Disbursement Account 

1. A special disbursement account may be established by the States parties to the Convention 
aimed at lowering the procedural costs for the States parties to disputes submitted to the Court which 
have difficulties paying these costs. It will be funded by voluntary contributions from States parties to 
the Convention. 

2. AState party to a dispute submitted to the Court that wishes to receive funds from the special 
disbursement account shall file arequest to the Registrar, with a detailed statement estimating proce­
dural costs. 

The Bureauf of the Court shall ex amine the request and forward its recommendation to the repre­
sentatives of the States parties to the Convention which shall decide whether to grant this request and to 
what extent. 

After the case has been heard, the State having received funds from the special disbursement 
account shall address to the Registrar, for study by the Bureau, a detailed statement of procedural costs 
actually expended and shall proceed, if need be, with reimbursing the sums in excess of the actual costs. 

Article 12 

Decision Making 

All decisions by the States parties to the Convention or their representatives under this Protocol 
shall be taken by consensus. 

Article 13 

Amendments 

Amendments to this Protocle shall be adopted in accordance with the provisions of Article 35 of 
the Convention. "The Bureau of the Court may address its opinion on the proposed amendments to 
the CSCE Secretariat for transmission to the CSCE participating States. 

This Protocol, established in the English, French, German, Italian, Russian and Spanish languages, 
all six language versions being equally authetic, having been adopted by the Committee of Senior Offi­
cials at Prague, on 28 April 1993 in accordance with Article 13 of the Convention on Conciliation and 
Arbitration within the CSCE is deposited with the Government of Sweden. 
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CONVENTION RELATIVE A LA CONCILIATION ET A L'ARBITRAGE AU SEIN 
DE LA CSCE 

Les Etats parties a la presente Convention, participant a la Conference sur la securite et la coope­
ration en Europe, 

CONSCIENTS de leur obligation, conformement au paragraphe 3 de l'article 2 et a I'article 33 de 
la Charte des Nations Unies, de regler pacifiquement leurs differends; 

SOULIGNANT qu'ils n'entendent en aucune maniere porter atteinte a la competence d'autres 
institutions ou mecanismes existants, notamment la Cour internationale de Justice, la Cour euro­
peenne des droits de I'homme, la Cour de Justice des Communautes europeennes et la Cour perma­
nente d' Arbitrage; 

REAFFIRMANT leur engagement solennel de regler leurs differends par des moyens pacifiques 
et leur decision de mettre au point des mecanismes pour le reglement des differends entre Etats parti­
cipants; 

RAPPELANT que l'application integrale de tous les principes et engagements de la CSCE consti­
tue en soi un element essentiel de la prevention des differends entre les Etats participant a la CSCE; 

SOUCIEUX de consolider et de renforcer les engagements figurant notamment dans le Rapport 
de la Reunion d'experts sur le reglement pacifique des differends adopte a La Valette et approuve par 
le Conseil des ministres des affaires etrangeres de la CSCE, reuni a Berlin les 19 et 20 juin 1991, 

SONT CONVENUS de ce qui suit: 

CHAPlTRE PREMIER 

DISPOSITIONS GENERALES 

Article premier 

Etablissement de la Cour 

11 est etabli une Cour de conciliation et d'arbitrage aux fins de regler, par la voie de la conciliation 
et, le cas echeant, par ce\le de I'arbitrage, les differends qui lui sont soumis conforrnement aux dispo­
sitions de la presente Convention. 

Article 2 

Commissions de conciliation et tribunaux arbitraux 

1. La conciliation est assuree par une commission de conciliation constituee pour chaque differend. 
Cette commission est composee de conciliateurs designes sur une liste etablie conformement aux dis­
positions de l'article 3. 

2. L'arbitrage est assure par un tribunal arbitral constitue pour l'examen de chaque differend. Ce 
tribunal est compose d'arbitres design es sur une liste etablie conformement aux dispositions de 
I 'article 4. 

3. L'ensemble des conciliateurs et des arbitres constituent la Cour de conciliation et d'arbitrage au 
sein de la CSCE, ci-apres denommee « la Cour ». 

Article 3 

Designation des conciliateurs 

1. Chaque Etat partie a la presente Convention designe, dans les deux mois qui suivent l'entree en 
vigueur de celle-ci, deux conciliateurs, dont I'un au moins a la nationalite de l'Etat qui le designe et dont 
l'autre peut avoir la nationalite d'un autre Etat participant a la CSCE. Un Etat qui devient partie a la 
Convention apres l'entree en vigueur de celle-ci designe ses conciliateurs dans les deux mois qui suivent 
l'entree en vigueur de la Convention a son egard. 

2. Les conciliateurs doivent etre des personnes exen;:ant ou ayant exerce de hautes fonctions sur le 
plan international ou national et avoir des competences reconnues en matiere de droit international, de 
relations internationales ou de reglement des differends. 

3. Les conciliateurs sont designes po ur une periode de six ans renouvelable. L'Etat qui les a desi­
gnes ne peut mettre fin aleurs fonctions en cours de mandat. En cas de deces, de demission ou 
d'empechement constate par le Bureau de la Cour, I'Etat concerne procede a la designation d'un nou­
veau conciliateur; celui-ci acheve le mandat de son predecesseur. 
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4. A l'expiration de leur mandat, les conciliateurs continuent de connaltre des affaires dont ils sont 
deja saisis. 

5. Les noms des conciliateurs sont notifies au Greffier, qui les inscrit sur une liste qui est commu­
niquee ensuite au Secretariat de la CSCE pour transmission aux Etats participant a la CSCE. 

Article 4 

Designation des arbitres 

1. Chaque Etat partie a la presente Convention designe, dans les deux mois qui suivent l'entree en 
vigueur de celle-ci, un arbitre et un suppleant qui peuvent avoir la nationalite de cet Etat ou celle de 
tout autre Etat participant a la CSCE. Un Etat qui devient partie a la Convention apres l'entree en 
vigueur de celle-ci designe un arbitre et un suppleant dans les deux mois qui suivent l'entree en vigueur 
de la Convention a son egard. 

2. Les arbitres et leurs suppleants doivent reunir les conditions requises pour l'exercice, dans leur 
pays respectif, des plus hautes fonctions judiciaires ou etre des jurisconsultes possedant une competence 
notoire en matiere de droit international. 

3. Les arbitres et leurs suppleants sont designes pour un mandat de six ans renouvelable une fois. 
L'Etat partie qui les a designes ne peut meUre fin aleurs fonctions en cours de mandat. En cas de deces, 
de demission ou d'empechement constate par le Bureau, l'arbitre est remplace par son suppleant. 

4. Si un arbitre et son suppleant McMent, demissionnent ou sont tous deux empeches, 
I'empechement etant constate par le Bureau, il est procede ade nouvelles designations conformement 
au paragraphe 1. Le nouvel arbitre et son suppleant achevent le mandat de leurs predecesseurs. 

5. Le Reglement de la Cour peut prevoir un renouvellement partiel des arbitres et de leurs sup­
pleants. 

6. A l'expiration de leur mandat, les arbitres continuent de connaltre des affaires dont ils sont deja 
saisis. 

7. Les noms des arbitres sont notifies au Greffier, qui les inscrit sur une liste qui est communiquee 
ensuite au Secretariat de la CSCE pour transmission aux Etats participant a la CSCE. 

Article 5 

Independance des membres de la Cour et du Greffier 

Les conciliateurs, les arbitres et le Greffier exercent leurs fonctions en toute independance. A vant 
de prendre leurs fonctions, ils font une declaration par laquelle ils s'engagent a exercer leurs pouvoirs 
en toute impartialite et conscience. 

Article 6 

Privileges et immunites 

Les conciliateurs, les arbitres et le Greffier ainsi que les agents et les conseils des parties a un dif­
ferend jouissent, dans I'exercice de leurs fonctions sur le territoire des Etats parties a la presente 
Convention, des privileges et immunites accordes aux personnes liees a la Cour internationale de Jus­
tice. 

Article 7 

Bureau de la Cour 

1. Le Bureau de la Cour est compose d'un President, d'un Vice-President et de trois autres mem­
bres. 

2. Le President de la Cour est elu par les membres de la Cour reunis en college. Il preside le 
Bureau. 

3. Les conciliateurs et les arbitres elisent, dans leur college respectif, deux membres du Bureau et 
\eurs suppleants. 

4. Le Bureau elit son Vice-President parmi ses membres. Le Vice-President est elu parmi les conci­
Iiateurs si le President est un arbitre, parmi les arbitres si le President est un conciliateur. 

5. Le Reglement de la Cour fixe les modalites de I'election du President, des autres membres du 
Bureau et de leurs suppleants. 
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Article 8 

Modalites de prise de decision 

1. Les decisions de la Cour so nt prises a la majorite des membres prenant part au vote. Les mem­
bres qui s'abstiennent ne sont pas consideres comme prenant part au vote. 

2. Les decisions du Bureau sont prises a la majorite de ses membres. 

3. Les decisions des commissions de conciliation et des tribunaux arbitraux sont prises a la majorite 
des voix de leurs membres, lesquels ne peuvent s'abstenir. 

4. En cas de partage egal des voix, la voix du President est preponderante. 

Article 9 

Le Greffier 

La Cour designe son Greffier et peut proceder a la designation d'autres fonctionnaires dans la 
mesure de ses besoins. Le Statut du personnel du Greffe est elabon:: par le Bureau et adopte par les 
Etats parties a la presente Convention. 

1. Le siege de la Cour est fixe a Geneve. 

Article 10 

Siege 

2. A la demande des parties au differend et avec l'accord du Bureau de la Cour, une commission de 
conciliation ou un tribunal arbitral peut se reunir en dehors du siege. 

Article 11 

Reglement de la Cour 

1. La Cour adopte son Reglement, qui doit etre soumis a I'approbation des Etats parties a la pre­
sente Convention. 

2. Le Reglement de la Cour fixe notamment les regles de procedure qui doivent etre appliquees 
par les commissions de conciliation et les tribunaux arbitraux constitues conformement a la Conven­
tion. II precise quelles sont, parmi ces regles, celles auxquelles les parties au differend ne peuvent dero­
ger par voie d'accord. 

Article U 

Langues de travail 

Le Reglement de la Cour etablit les regles applicables a I'usage des langues. 

Article 13 

Protocole financier 

Sous reserve des dispositions de l'artide 17, tous les frais encourus par la Cour so nt supportes par 
les Etats parties a la presente Convention. Les dispositions concernant le ca1cul des frais, la preparation 
et I'approbation du budget annuel de la Cour, la repartition des frais entre les Etats parties a la Conven­
tion, la verification des comptes de la Cour et les questions connexes sont contenues dans un Protocole 
financier adopte par le Comite des hauts fonctionnaires. Un Etat est lie par le Protocole des qu'il 
devient partie a la Convention. 

Article 14 

Rapport periodique 

Le Bureau presente chaque annee au Conseil de la CSCE, par l'intermediaire du Comite des hauts 
fonctionnaires, un rapport sur les activites relevant de la presente Convention. 

Article 15 

Notification des demandes de conciliation ou d'arbitrage 

Le Greffier de la Cour informe le Secretariat de la CSCE de toute demande de conciliation ou 
d'arbitrage, pour transmission immediate aux Etats participant a la CSCE. 
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Article 16 

Attitude a observer par les parties; mesures conservatoires 

1. Durant la procedure, les parties au differend s'abstiennent de toute action susceptible soit 
d'aggraver la situation, soit de rendre plus difficile ou d'empecher le reglement du differend. 

2. La commission de conciliation peut attirer l'attention des parties au differend qui lui est soumis 
sur les mesures qu'elles pourraient prendre afin d'empecher que le differend ne s'aggrave ou que sa 
solution ne soit rendue plus difficile. 

3. Le tribunal arbitral constitue pour examiner un differend peut indiquer les mesures conservatoi­
res qui devraient etre prises par les parties au differend conformement aux dispositions du paragraphe 4 
de l'article 26. 

Article 17 

Frais de procedure 

Les parties a un differend et toute partie intervenante assument chacune leurs propres frais de 
procedure. 

CHAPITRE II 

COMPETENCE 

Article 18 

Competence de la commission et du tribunal 

1. Tout Etat partie a la presente Convention peut soumettre a une commission de conciliation tout 
differend l'opposant a un autre Etat partie, qui n'aurait pu etre regle dans un delai raisonnable par voie 
de negociation. 

2. Un differend peut etre soumis a un tribunal arbitral dans les conditions enoncees a l'article 26. 

Article 19 

Sauvegarde des modes de reglement existants 

1. La commission de conciliation ou le tribunal arbitral constitue en vue du reglement d'un diffe­
rend cesse de connaitre de ce dernier: 

a) si, prealablement a la saisine de la commission ou du tribunal, une cour ou un tribunal dont les 
parties sont juridiquement tenues d'accepter la competence en ce qui concerne ce differend a 
ete saisi ou si une teile instance a deja rendu une decision sur le fond de ce differend; 

b) si \es parties au differend ont accepte par avance la competence excIusive d'un organe juridic­
tionnel autre que le tribunal prevu par la presente Convention et si cet organe est competent 
pour trancher, avec force obligatoire, le differend qui lui est soumis, ou si les parties au diffe­
rend sont convenues de rechercher le reglement de celui-ci excIusivement par d'autres moyens. 

2. La commission de conciliation constituee en vue du reglement d'un differend cesse de connaItre 
de ce differend si, meme apres sa saisine, une cour ou un tribunal dont les parties sont juridiquement 
tenues d'accepter la competence est saisi par l'une des parties ou toutes les parties a ce differend. 

3. La commission de conciliation surseoit a l'examen d'un differend si un autre organe ayant 
competence pour formuler des propositions sur ce meme differend en a ete saisi anterieurement. Si 
cette demarche anterieure n'aboutit pas au reglement du differend, la commission reprend ses travaux 
a la demande des parties au differend ou de I'une d'elles, sous reserve des dispositions du paragraphe 1 
de I'article 26. 

4. Un Etat peut, au moment de la signature ou de la ratification de la Convention, ou de I'adhesion 
a celle-ci, formuler une reserve en vue d'assurer la compatibilite du mecanisme de reglement des dif­
ferends qu'elle institue avec d'autres modes de reglement des differends resultant d'engagements inter­
nationaux applicables a cet Etat. 

5. Si, a un moment que1conque, les parties parviennent aregier leur differend, la commission ou le 
tribunal procede a la radiation de celui-ci apres avoir rec;u I'assurance ecrite de toutes les parties 
qu'elles ont regie le differend. 

6. Tout desaccord entre les parties au differend quant a la competence de la commission ou du 
tribunal est tranche par la commission ou le tribunal. 
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CHAPITRE III 

CONCILIATION 

Article 20 

Demande de constitution d'une commission de conciliation 

33 

1. Tout Etat partie 11 la presente Convention peut, lorsqu'un differend l'oppose 11 un ou plusieurs 
autres Etats parties, adresser au Greffier une requete en vue de la constitution d'une commission de 
conciliation. Deux ou plusieurs Etats parties peuvent egalement adresser une requete conjointe au 
Greffier. 

2. La constitution d'une commission de conciliation peut egalement etre demandee par voie 
d'accord entre deux ou plusieurs Etats parties ou entre un ou plusieurs Etats parties et un ou plusieurs 
autres Etats participant 11 la CSCE. Cet accord est notifie au Greffier. 

Article 21 

Constitution de la commission de conciliation 

1. Chaque partie au differend nomme, sur la liste des conciliateurs etablie conformement 11 
l'artic1e 3, un conciliateur pour sieger au sein de la commission. 

2. Si plus de deux Etats sont parties au meme differend, les Etats ayant les memes interets peuvent 
convenir de nommer un seul conciliateur. S'iJs ne le font pas, le meme nombre de conciliateurs est 
nomme de chaque cote, 11 concurrence d'un maximum fixe par Je Bureau. 

3. Tout Etat qui est partie 11 un differend soumis 11 une commission de conciliation sans etre partie 11 
Ja presente Convention peut nommer, pour sieger au sein de Ja commission, une personne choisie soit 
sur Ja liste des conciliateurs etablie conformement 11 I'artic\e 3, soit parmi des ressortissants d'un Etat 
participant a la CSCE. Dans ce cas, ces derniers ont, aux fins de l'examen du differend, les memes 
droits et obligations que les autres membres de la commission. Ils exercent !eurs fonctions en toute 
independance et font la dec\aration prescrite 11 l'artic1e 5 avant de sieger au sein de la commission. 

4. Des reception de la requete ou de J'accord par lequelles Etats parties 11 un differend demandent 
la constitution d'une commission de conciliation, le President de la Cour consulte les parties au diffe­
rend sur Ja composition du reste de la commission. 

5. Lc Bureau nomme trois autres conciliateurs pour sieger au sein de la commission. Ce nombre 
peut etre augmente ou reduit par le Bureau, pourvu qu'il reste impair. Les membres du Bureau et leurs 
suppleants figurant sur la liste des conciliateurs peuvent etre nommes pour sieger au sein de la commis­
sion. 

6. La commission eht son president parmi les membres nommes par le Bureau. 

7. Le Reglement de la Cour etablit les regles applicables si, au debut ou en cours de procedure, l'un 
des membres nommes pour sieger au sein de la commission est recuse, ou s'il n'est pas en mesure de 
sieger ou refuse de la faire. 

8. Toute question relative 11 l'application du present artic1e est tranchee par le Bureau 11 titre pre­
liminaire. 

Artic1e 22 

Procedure de constitution d'une commission de conciliation 

1. Si la constitution d'une commission de conciliation est demandee par voie de requete, ceUe der­
niere precise l'objet du differend, la partie ou les parties contre la quelle ou lesquelles elle est dirigee et 
le nom du conciliateur ou des conciliateurs nommes par la partie ou !es parties requerantes. De meme, 
la requete indique sommairement les modes de reglement utilises anterieurement. 

2. Des reception d'une requete, le Greffier notifie celle-ci 11 I 'autre partie ou aux autres parties au 
differend visees par la requete. Cette autre partie ou ces autres parties disposent d'un delai de quinze 
jours 11 compter de la notification afin de nommer le conciliateur ou les conciliateurs de leur choix pour 
sieger au sein de la commission. Si, dans ce delai, une ou plusieurs parties au differend n'ont pas choisi 
le membre ou les membres de la commission qu'illeur revient de nommer, le Bureau nomme des conci­
liateurs en nombre approprie. Une teile nomination se fait parmi les conciliateurs designes conforme­
ment a l'article 3 par la partie ou par chacune des parties en cause ou, si ces parties n'ont pas encore 
designe de conciliateurs, parmi les conciliateurs qui n'ont pas ete designes par l'autre partie ou les 
autres parties au differend. 

3 
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3. Si la constituion d'une commission de con~iliation est demandee par voie d'accord, ce dernier 
precise l'objet du differend. S'il n'y a pas accord, en tout ou en partie, quant a l'objet du differend, 
chaque partie peut enoncer sa propre position a cet egard. 

4. Lorsque la constitution d'une commission de conciliation est demandee par voie d'accord, 
chaque partie notifie au Greffier le nom du conciliateur ou des conciliateurs nommes par elle pour sie­
ger au sein de la commission. 

Article 23 

Procedure de conciliation 

1. La procedure de conciliation est confidentielle et contradictoire. Sous reserve des dispositions 
des articles 10 et 11 ainsi que du Reglement de la Cour, la commission de conciliation fixe sa procedure 
apres consultation des parties au differend. 

2. Avec I'accord des parties au differend, la commission de conciliation peut inviter tout Etat partie 
a la presente Convention ayant un interet a la solution du differend a participer a la procedure. 

Article 24 

Objectif de la conciliation 

La commission de conciliation aide les parties au differend aregier celui-ci conformement au droit 
international et aux engagements auxquels ils ont souscrit dans le cadre de la CSCE. 

Article 25 

Resultat de la procedure de conciliation 

1. Si, en cours de procedure, les parties au differend parviennent, avec I'aide de la commission de 
conciliation, a une solution mutuellement acceptable, elles consignent les termes de cette solution dans 
un releve de concIusions signe par leurs representants et par les membres de la commission. La signa­
ture de ce document met fin a la procedure. Le Conseil de la CSCE est informe du succes de la concilia­
tion par I'intermediaire du Comite des hauts fonctionnaires. 

2. Lorsque la commission de conciliation estime que tous les aspects du differend et toutes les pos­
sibilites de reglement ont ete examines, elle elabore un rapport final. Ce rapport comporte les propo­
sitions de la commission en vue d'un reglement pacifique du differend. 

3. Le rapport de la commission de conciliation est notifie aux parties au differend, qui disposent 
d'un delai de trente jours pour I'examiner et faire savoir au president de la commission si elles so nt 
pretes a accepter la solution proposee. 

4. Si une partie au differend n'accepte pas le reglement propose, I'autre partie ou les autres parties 
ne sont plus liees par leur acceptation. 

5. Si les parties au differend n'ont pas accepte la solution proposee dans le delai fixe au para­
graphe 3, le rapport est transmis au Conseil de la CSCE par I'intermediaire du Comite des hauts fonc­
tionnaires. 

6. Lorsqu'une partie fait defaut lors de la conciliation ou abandonne une procedure apres qu'elle a 
ete ouverte, un rapport est egalement etabli afin de notifier immediatement cette situation au Conseil 
de la CSCE par I'intermediaire du Comite des hauts fonctionnaires. 

CHAPITRE IV 

L'ARBITRAGE 

Article 26 

Demande de constitution d'un tribunal arbitral 

1. Une demande d'arbitrage peut etre formee atout moment par voie d'accord entre deux ou plu­
sieurs Etats parties a la presente Convention ou entre un ou plusieurs Etats parties a la Convention et 
un ou plusieurs autres Etats participant a la CSCE. 

2. Les Etats parties a la Convention peuvent atout moment, par notification adressee au Deposi­
taire, decIarer reconnaitre comme obligatoire de plein droit et sans accord special la competence d'un 
tribunal arbitral sous reserve de reciprocite. Cette declaration peut etre faite sans limitation de duree ou 
pour un delai dctermine; elle peut etre faite pour tous les differends ou exclure les differends soulevant 
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des questions concernant I'integrite territoriale, la defense nationale, un titre de souverainete sur le 
territoire national ou des revendications concurrentes en ce qui concerne la juridiction sur d'autres 
zones. 

3. Une demande d'arbitrage ne peut etre formee par voie de requete adressee au Greffier de la 
Cour contre un Etat partie a la Convention ayant fait la declaration prevue au paragraphe 2 qu'une 
fois qu'un deI ai de trente jours se sera ecoule apres que le rapport de la commission de conciliation 
chargee d'examiner le differend aura eU: transmis au Conseil de la CSCE conformement aux disposi­
tions du paragraphe 5 de l'article 25. 

4. Lorsqu'un differend est soumis a un tribunal arbitral conformement au present article, le tribu­
nal peut, de sa propre autorite ou a la demande des parties au differend ou de I'une d'elles, indiquer les 
mesures conservatoires qui devraient etre prises par les parties au differend afin d'empecher que le 
differend ne s'aggrave, que sa solution ne soit rendue plus difficile ou qu'une sentence ulterieure du 
tribunal ne risque d'etre inapplicable du fait de I'attitude des parties ou de I'une des parties au diffe­
rend. 

Article 27 

Saisine d'un tribunal arbitral 

1. Si une demande d'arbitrage est formulee par voie d'accord, ce dernier precise I'objet du diffe­
rend. S'il n'y a pas d'accord, en tout ou en partie, sur I'objet du differend, chaque partie peut enoncer 
sa propre position a cet egard. 

2. Si une demande d'arbitrage est formulee par voie de requete, cette derniere precise I'objet du 
differend, l'Etat ou les Etats parties a la presente Convention contre lequel ou lesquels elle est dirigee et 
les principaux elements de fait et de droit sur Iesquels elle est fondee. Des reception de la requete, le 
Greffier notifie celle-ci a l'autre Etat ou aux autres Etats vises par la requete. 

Article 28 

Constitution du tribunal arbitral 

I. Lorsqu'une demande d'arbitrage est formulee, un tribunal arbitral est constitue. 

2. Les arbitres ctesignes par les parties au differend conformement aux dispositions de l'article 4 
sont membres de droit du tribunal. Lorsque plus de deux Etats sont parties au meme differend, les 
Etats ayant les memes interets peuvent convenir de nommer un seul arbitre. 

3. Le Bureau nomme parmi les arbitres, pour sieger au tribunal, un nombre de membres superieur 
d'au moins une unite a celui des membres de droit. Les membres du Bureau et leurs suppleants figurant 
sur la liste des arbitres peuvent etre nommes pour sieger au tribunal. 

4. Si un me mb re de droit du tribunal est empeche ou s'il a eu a connaitre anterieurement, a quelque 
titre que ce soit, de I'affaire faisant I'objet du differend soumis au tribunal, ce membre est remplace par 
son suppleant. Si ce dernier se trouve dans la meme situation, l'Etat concerne procecte a la nomination 
d'un membre aux fins de I'examen du differend selon les modalites prevues au paragraphe 5. En cas de 
doute sur la capacite d'un membre ou de son suppleant de sieger au sein du tribunal, le Bureau decide. 

5. Tout Etat qui est partie a un differend soumis a un tribunal arbitral sans etre partie a la presente 
Convention peut nommer pour sieger au sein du tribunal une personne choisie soit sur la liste des arbi­
tres etablie conformement aux dispositions de I'article 4, soit parmi des ressortissants d'un Etat partici­
pant a la CSCE. Toute personne ainsi designee doit remplir les conditions enoncees au paragraphe 2 de 
I'article 4; elle a, aux fins de I'examen du differend, les memes droits et obligations que les autres mem­
bres du tribunal. Elle exerce ses fonctions en toute independance et fait la declaration prescrite a 
I'article 5 avant de sieger au sein du tribunal. 

6. Le tribunal elit son president parmi les membres nommes par le Bureau. 

7. En cas d'empechement d'un membre du tribunal nomme par le Bureau, il n'est pas procede a 
son remplacement, sauf si le nombre des membres nommes par le Bureau devient inferieur a celui 
des membres de droit ou des membres nommes par les parties au differend conformement au para­
graphe 5. Dans ce cas, un ou plusieurs nouveaux membres sont nommes par le Bureau en application 
des paragraphes 3 et 4 du present article. A moins que le membre defaillant ne soit le president du tri­
bunal, iJ n'est pas procede a J'election d'un nouveau president dans Je cas de la nomination d'un ou de 
plusieurs nouveaux membres. 
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Artic1e 29 

Procedure d'arbitrage 

1. La procedure d'arbitrage est contradictoire et conforme aux principes du proces equitable. Elle 
comporte une phase ecrite et une phase orale. 

2. Le tribunal arbitral dispose, vis-a-vis des parties au differend, des pouvoirs d'instruction et 
d'investigation necessaires a l'accomplissement de sa tache. 

3. Tout Etat participant a la CSCE qui estime avoir un interet juridique particulier susceptible 
d'etre affecte par la decision du tribunal peut, dans les quinze jours suivant la transmission de la noti­
fication effectuee par le Secretariat de la CSCE conformement a l'article 15, adresser au Greffier de la 
Cour une requete aux fins d'intervention. Cette requete est immediatement transmise aux parties au 
differend et au tribunal constitue pour examiner le differend. 

4. Si l'Etat intervenant etablit l'existence d'un tel interet, il est autorise a participer a la procedure 
dans la mesure necessaire a la protection de cet interet. La partie pertinente de la decision du tribunal 
lie I'Etat intervenant. 

5. Les parties au differend disposent d'un delai de trente jours pour faire parvenir au tribunalleurs 
observations sur la requete aux fins d'intervention. Le tribunal se prononce sur la recevabilite de cette 
demande. 

6. Les debats devant le tribunal se deroulent a huis clos, a moins que le tribunal n'en decide autre­
ment a la demande des parties au differend. 

7. En cas de defaut d'une partie ou de plusieurs parties au differend, l'autre partie ou les autres 
parties peuvent demander au tribunal de lui ou de leur adjuger ses ou leurs conclusions. Dans ce 
cas, le tribunal rend sa sentence apres s'etre assure de sa competence et du bien-fonde des arguments 
de la partie ou des parties participant a la procedure. 

Artic1e 30 

Role du tribunal arbitral 

Le röle du tribunal arbitral est de trancher, conformement au droit international, les differends qui 
lui sont soumis. La presente disposition ne porte pas atteinte a la faculte pour le tribunal, si les parties au 
differend sont d'accord, de statuer ex aequo et bono. 

Artic1e 31 

Senten ce du tribunal arbitral 

1. La sentence du tribunal arbitral est motivee. Si elle n'exprime pas, en tout ou en partie, l'opinion 
unanime des membres du tribunal, ceux-ci peuvent y joindre l'expose de leur opinion individuelle ou 
dissidente. 

2. Sous reserve du paragraphe 4 de l'article 29, la sentence du tribunal n'est obligatoire que pour les 
parties au differend et dans le cas qui a ete decide. 

3. La sentence est definitive et n'est susceptible d'aucun appe!. Toutefois, les parties au differend 
ou l'une d'elles peuvent demander au tribunal de pro ce der a l'interpretation de la sentence en cas de 
contestation sur son sens ou sa portee. A moins que les parties au differend n'en decident autrement, 
cette demande doit etre formulee au plus tard dans les six mois suivant la communication de la sen­
tence. Apres avoir rec,;u les observations des parties au differend, le tribunal prod:de a 
l'interpretation de la sentence aussitöt que possible. 

4. Une demande en revision de la sentence ne peut etre presentee qu'en raison de la decouverte 
d'un fait de nature a exercer une influence decisive et qui, avant le prononce de la sentence, etait incon­
nu du tribunal et de la partie ou des parties au differend demandant la revision. La demande en revision 
doit etre formulee au plus tard dans les six mois suivant la decouverte du fait nouveau. Aucune 
demande de revision ne peut etre faite apres une periode de dix ans suivant la date de la sentence. 

5. Dans la mesure du possible, l'examen d'une demande d'interpretation ou d'une demande en 
revision incombe au tribunal qui a rendu la sentence; si le Bureau constate que ce la est impossible, il 
est procede a la constitution d'un nouveau tribunal conformement aux dispositions de l'article 28. 

251 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)36 von 109

www.parlament.gv.at



251 der Beilagen 37 

Article 32 

Publication de la sentence arbitrale 

La sentence arbitrale est publiee par les so ins du Greffier. Une copie certifiee conforme est 
communiquee aux parties au differend et au Conseil de la CSCE par l'intermediaire du Comite des 
hauts fonctionnaires. 

CHAPITRE V 

DISPOSITIONS FINALES 

Article 33 

Signature et entree en vigueur 

1. La presente Convention est ouverte, aupres du Gouvernement de la Suede, a la signature des 
Etats participant a la CSCE jusqu'au 31 mars 1993. Elle est soumise a ratification. 

2. Les Etats participant a la CSCE qui n'ont pas signe la Convention peuvent y adherer ulterieu­
rement. 

3. La Convention entre en vigueur deux mois apres la date de depot du douzieme instrument de 
ratification ou d'adhesion. 

4. Pour tout Etat qui la ratifie ou y adhere apres le depot du douzieme instrument de ratification ou 
d'adhesion, Ja Convention entre en vigueur deux mois apres le depot de son instrument de ratification 
ou d'adhesion. 

5. Le Gouvernement de Ja Suede assure les fonctions de Depositaire de la Convention. 

Article 34 

Reserves 

La presente Convention ne peut faire I'objet d'aucune reserve qu'elle n'autorise expressement. 

Article 3S 

Amendements 

1. Les amendements a la presente Convention doivent etre adoptes conformement aux paragra­
phes qui suivent. 

2. Tout Etat partie a la Convention peut formuler des propositions d'amendement a celle-ci, les­
quelles sont communiquees par le Depositaire au Secretariat de la CSCE pour transmission aux Etats 
participant a la CSCE. 

3. Si Je Conseil de la CSCE adopte le texte d'amendement propose, celui-ci est communique par le 
Depositaire aux Etats parties a Ja Convention pour acceptation conformement aleurs regles constitu­
tionnelles respcctives. 

4. Tout amendement ainsi adopte entre en vigueur le trentieme jour apres que tous les Etats parties 
a la Convention auront informe le Depositaire de leur accdeptation de cet amendement. 

Article 36 

Denonciation 

1. Tout Etat partie a la presente Convention peut, atout moment, denoncer celle-ci par une noti­
fication adressee au Depositaire. 

2. Une teile denonciation prend effet un an apres la date de reception de la notification par le 
Depositaire. 

3. Toutefois, la Convention continue de s'appliquer a l'Etat auteur de la denonciation pour les pro­
cedures en cours au moment de I'entree en vigueur de la denonciation. Ces procedures se poursuivent 
jusqu'a lcur terme. 
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Article 37 

Notifications et communications 

Les notifications et les communications incombant au Depositaire sont adresse es au Greffier et au 
Secretariat de la CSCE et cmmuniquees ensuite aux Etats participant a la CSCE. 

Article 38 

Etats qui ne so nt pas parties a la presente Convention 

Il est confirme que, conformement au droit international, aucune disposition de la presente 
Convention ne doit etre interpretee comme creant des obligations ou des engagements quelconques 
pour des Etats participant a la CSCE qui ne sont pas parties a la Convention, a moins qu'ils ne soient 
expressement prevus et expressement acceptes par ecrit par ces Etats. 

Article 39 

Dispositions transitoires 

1. Dans les quatre mois suivant l'entree en vigueur de la presente Convention, la Cour procede a 
l'election de son Bureau, a I'adoption de son Reglement et a la designation du Greffier conformement 
aux dispositions des articles 7, 9 et 11. Le Gouvernement höte de la Cour prend les dispositions neces­
saires en cooperation avec le Depositaire. 

2. Tant que le Greffier n'est pas nomme, les fonctions prevues au paragraphe 5 de I'article 3 et au 
paragraphe 7 de l'article 4 sont exercees par le Depositaire. 

Fait a Stockholm en allemand, anglais, espagnol, franc;;ais, italien et russe, les six langues faisant 
egalement foi, le 15 decembre 1992. 

PROTOCOLE FINANCIER ETABLI CONFORMEMENT A L'ARTICLE 13 DE LA 
CONVENTION RELATIVE A LA CONCILIATION ET A L'ARBITRAGE AU SEIN 

DE LA CSCE 

Article premier 

Frais de la Cour 

1. Tous les frais de la Cour etablie par la Convention relative a la conciliation et a I'arbitrage au 
sein de la CSCE (ci-apres denommee «la Convention ») sont supportes par les Etats parties a la 
Convention. Les frais relatifs aux conciliateurs et aux arbitres sont supportes par la Cour. 

2. Les obligations de l'Etat du siege en matiere de depenses relatives aux locaux et au mobilier mis 
a la disposition de la Cour, a leur entretien, leur assurance et leur protection, ainsi qu'aux charges cou­
rantes, font l'objet d'un echange de lettres entre la Cour, agissant avec le consentement des Etats par­
ties a la Convention et en leur nom, et I'Etat du siege. 

Article 2 

Contributions au budget de la Cour 

1. Les contributions au budget de la Cour sont reparties entre les Etats parties a la Convention 
conformement au bareme de repartition applicable au sein de la CSCE, adapte en fonction de la diffe­
rence numerique entre les Etats participant a la CSCE et les Etats parties a la Convention. 

2. Si un Etat ratifie la Convention ou y adhere apres son entree en vigueur, sa contribution est 
egale, pour l'exercice en cours, a un douzieme de sa quote-part du bareme adapte, tel qu'etabli confor­
mement au paragraphe 1 du present article, pour chaque mois entier de I'exercice restant a courir a la 
date a laquelle la Convention entre en vigueur pour cet Etat. 

3. Lorsqu'un Etat qui n'est pas partie a la Convention soumet un differend a la Cour en application 
des dispositions de l'article 20, paragraphe 2, ou de l'article 26, paragraphe 1, de la Convention, il contri­
bue au budget de la Cour, pendant la duree de la procedure, comme s'il etait partie a la Convention. 

Aux fins de I'application du present paragraphe, la procedure de conciliation est reputee commen­
cer le jour Oll le Greffier rec;;oit la notification de l'accord des parties sur la constitution d'une commis­
sion et prendre fin le jour Oll la commission notifie son rapport aux parties. Si une partie abandonne la 
procedure, celle-ci est reputee prendre fin le jour de la notification du rapport prevu a l'article 25, para­
graphe 6, de la Convention. La procedure d'arbitrage est reputee commencer le jour Oll le Greffier 
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re<;oit la notification de l'accord des parties sur la constitution d'un tribunal et prendre fin le jour OU le 
tribunal rend sa sentence. 

Article 3 

Annee budgetaire et budget 

1. L'annee budgetaire commence le 1 er janvier et se termine le 31 decembre. 

2. Le Greffier, agissant de concert avec le Bureau de la Cour, etablit chaque annee un projet de 
budget pour la Cour. Le projet de budget pour l'exercice a venir est soumis aux Etats parties a la 
Convention avant le 15 septembre. 

3. Le budget est adopte par les representants des Etats parties a la Convention. L'examen et 
l'adoption du budget se font a Vienne, sauf si les Etats parties a la Convention en decident 
autrement. Des I'adoption du budget pour I'annee budgetaire consideree, le Greffier demande aux 
Etats parties a la Convention de verser leur contribution. 

Si le budget n'a pas ete adopte au 31 decembre, la Cour fonctionne sur la base du budget precedent 
et, sans prejudice d'adaptations ulterieures, le Greffier demande aux Etats parties a la Convention de 
verser leur contribution conformement a ce budget. 

Le Greffier demande aux Etats parties a la Convention de mettre a disposition cinquante pour cent 
de \eur contribution au 1 er janvier et les cinquante pour cent restants au 1 er avril. 

4. Sauf decision contraire des representants des Etats parties a la Convention, le budget est etabli 
en francs suisses et les contributions des Etats sont versees en cette monnaie. 

5. Un Etat qui ratifie la Convention ou y adhere apres son entree en vigueur verse sa premiere 
contribution au budget dans les deux mois qui suivent la demande faite par le Greffier. 

6. Les Etats qui, sans etre parties a la Convention, soumettent un differend a la Cour versent leur 
contribution dans les deux mois qui suivent la demande faite par le Greffier. 

7. L'annee de l'entree en vigueur de la Convcntion, les Etats parties a la Convention versent leur 
contribution au budget dans les deux mois qui suivent la date du depot du douzieme instrument de 
ratification de la Convention. A titre preliminaire, ce budget est fixe a 250000 francs suisses. 

Article 4 

Depenses, paiements et budget revise 

1. Le budget adopte autorise le Greffier, sous la responsabilite du Bureau de la Cour, a engager les 
depenses et a effectuer les paiements, a cocurrence des montants adoptes et aux fins approuvees. 

2. Le Greffier est habilite, sous la responsabilite du Bureau de la Cour, a proceder ades transferts 
entre chapitres et articles du budget, a concurrence de 15% du montant de ceux-ci. Tous ces transferts 
doivent elre signales par le Greffier dans I'etat financier mentionne a l'artic1e 9 du present Protocole. 

3. Les obligations non executees a la fin d'un exercice sont re porte es sur I'exercice suivant. 

4. Si les circonstances I'y obligent, et apres un examen attentif des ressources disponibles en vue de 
degager des economies, le Greffier est autorise a soumettre a I'adoption des repesentants des Etats 
parties a la Convention un budget revise, lequel peut comporter des demandes de dotations 
supplementaires. 

5. Tout excedent au titre d'un exercice donne est deduit des contributions fixees pour l'exercice 
suivant celui au cours duquel les comptes ont ete approuves par les representants des Etats parties a 
la Convention. Tout deficit est impute sur l'exercice suivant, sauf si les representants des Etats parties 
a la Convention decident d'exiger des contributions supplementaires. 

Article 5 

Fonds de roulement 

Un fonds de roulement peut etre cree si les Etats parties a la Convention I'estiment necessaire. Il 
est alimente par les Etats parties a la Convention. 

Article 6 

Indemnites et allocations forfaitaires 

1. Les membres du Bureau de la Cour, des commissions de conciliation et des tribunaux arbitraux 
re<;oivent une indemnite journaliere pour chaque jour ou ils exercent leurs fonctions. 
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2. Les membres du Bureau de la Cour re~oivent en outre une allocation annuelle forfaitaire. 

3. L'indemnite journaliere et l'allocation annuelle forfaitaire sont arretees par les representants des 
Etats parties a la Convention. 

Article 7 

Traitements, securite sociale et pensions 

1. Le Greffier et tout autre membre du personnel du Greffe designe conformement a l'article 9 de 
la Convention per~oivent un traitement arrete par les representants des Etats parties a la Convention. 

2. Le personnel du Greffe demeure limite au strict minimum necessaire pour assurer le fonction­
nement de la Cour. 

3. Les representants des Etats parties a la Convention veillent a ce que le Greffier et le personnel 
du Greffe beneficient d'un regime de securite sociale et d'une pension de retraite appropric::s. 

Article 8 

Frais de mission 

1. Les frais occasionnes par des missions strictement indispensables a I'exercice de leurs fonctions 
sont rembourses aux membres du Bureau de la Cour des commissions de conciliation et des tribunaux 
arbitraux ainsi qu'au Greffier et au personnel du Greffe. 

2. Les frais occasionnes par des missions comprennent les frais effectifs de transport, y compris les 
faux frais normalement lies au transport, ainsi qu'une indemnite journaliere de mission pour couvrir 
toutes les depenses relatives aux repas, au logement, aux gratifications et pourboires, ainsi que les 
autres frais personneis. L'indemnite journaliere de mission est arretee par les representants des Etats 
parties a la Convention. 

Article 9 

Comptabilite 

1. Sous l'autorite du Bureau de la Cour, le Greffier s'assure qu'une comptabilite appropriee de 
toutes les transactions est tenue et que tous les paiements sont dument autorises. 

2. Sous l'autorite du Bureau de la Cour, le Greffier soumet aux Etats parties a la Convention, au 
plus tard le 1 er mars, un etat financier annuel faisant apparaitre, pour ]'exercice precedent: 

a) les recettes et les depenses afferentes a tous les comptes; 

b) la situation en matiere de credits budgetaires; 

c) l'actif et le passif financiers en fin d'exercice. 

Article 10 

Verification des comptes 

1. Les comptes de la Cour sont verifies par deux comissaires aux comptes, de nationalite differente, 
designes pour des periodes de trois ans renouvelables par les representants des Etats parties a la 
Convention. 

Les personnes qui figurent ou ont figure sur les listes de conciliateurs ou d'arbitres ou qui ont per~u 
de la Cour une remuneration au titre de I'article 7 du present Protocole ne peuvent etre commissaires 
aux comptes. 

2. Les commissaires aux comptes procedent annuellement a la verification des comptes. I1s veri­
fient notamment la bonne tenue des livres, l'etat de l'actif et du passif, ainsi que les comptes. Les 
comptes sont disponibles, au plus tard le 1 er mars, aux fins de verification annuelle et d'inspection. 

3. Les commissaires aux comptes procedent a toute verification qu'ils estiment necessaire afin de 
certifier: 

a) que I'etat financier annuel qui leur est soumis est veridique et conforme aux livres et registres 
de la Cour; 

b) que les transactions financieres figurant a cet etat ont ete effectuees conformement aux regles 
pertinentes, aux dispositions budgetaires et aux autres directives applicables; et 

c) que les fonds en depot et en liquide ont ete controles d'apres les certificats emanant directe­
ment des depositaires ou par decompte effectif. 
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4. Le Greffier accorde aux commissaires aux comptes I'assistance et les moyens necessaires a 
I'exercice de leurs fonctions. Les commissaires ont notamment acces aux livres de comptes, registres 
et documents qui, a leur avis, sont necessaires a la verification. 

5. Les commissaires aux comptes etablissent un rapport annuel certifiant les comptes et exposant 
les commentaires auxquels la verification donne lieu. Ils peuvent egalement, acette occasion, emettre 
les observations qu'ils jugent necessaires sur l'efficacite des procedures financieres, le systeme 
comptable et le contröle financier interne. 

6. Le rapport est soumis aux representants des Etats parties a la Convention dans un delai maximal 
de quatre mois apres la tin de I'exercice budgetaire auquelles comptes se rapportent. 11 est transmis 
prealablement au Greffier afin que celui-ci dispose d'au moins quinze jours pour fournir les explica­
tions et justifications qu'il peut estimer necesaires. 

7. Outre la verification annuelle des comptes, les commissaires ont acces atout moment, pour les 
verifier, aux livres, a I'etat de I'actif et du passif et aux comptes. 

8. Sur la base du rapport de verification, les representants des Etats parties a la Convention 
approuvent I'etat financier annuel ou adoptent toute autre mesure appropriee. 

Article 11 

Compte de versement special 

I. Un compte de versement special peut etre cree par les Etats parties a la Convention, dans le but 
l'alleger les frais de procedure des Etats parties aux differends soumis a la Cour qui eprouvent des dif­
ficultes a s'en acquitter. 11 est alimente par les contributions volontaires des Etats parties a la Conven­
tion. 

2. Un Etat partie a un differend soumis a la Cour qui souhaite beneticier d'une allocation du 
compte de versement special sou met une demande en ce sens au Greffier, en I'accompagnant d'un etat 
previsionnel detailJe de ses frais de procedure. 

Le Bureau de la Cour examine cette demande et adresse une recommandation aux representants 
des Etats parties a la Convention, lesquels decident s'il convient d'acceder a la demande et dans quelle 
mesure. 

A I'issue de l'examen de I'affaire, l'Etat qui a beneticie d'une allocation du compte de versement 
special adresse au Greffier, pour examen par le Bureau, un etat detaille des frais de procedure qu'il a 
effectivement engages et procecte, le cas echeant, au remboursement des sommes excedant les frais 
effectifs. 

Article 12 

Mode de decision 

Toutes les decisions des Etats parties a la Convention Oll de leurs representants dans le cadre du 
present Protocole sont prises par consensus. 

Article 13 

Amendements 

Les amendements au present Protocole sont adoptes conformement aux dispositions de l'article 35 
de la Convention. Le Bureau de la Cour peut donner son avis sur les amendements proposes au Secre­
tariat de la CSCE, aux fins de transmission aux Etats participant a la CSCE. 

Le present Protocole, etabli en langues allemande, anglaise, espagnole, franvaise, italienne et 
russe, les textes dans les six langues faisant egalement foi, et adopte par le Comite des hauts fonction­
naires a Prague, le 28 avril1992 conformement a I 'article 13 de la Convention relative a la conciliation et 
a I'arbitrage au sein de la CSCE, est depose aupres du Gouvernement de la Suede. 
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CONVENZIONE RELATIVA ALLA CONCILIAZIONE E ALL'ARBITRATO NEL 
QUADRO DELLA CSCE 

Gli Stati parte della presente Convenzione, essendo Stati parteeipanti alla Conferenza sulla 
Sieurezza e la Cooperazione in Europa, 

CONSAPEVOLI deI loro obbligo di risolvere paeifieamente le eontroversie fra loro, 
eonformemente agli Artieoli 2, paragrafo 3, e 33 della Carta delle Nazioni Unite; 

SOTIOLINEANDO ehe non intendono in alcun modo portare pregiudizio alla eompetenza di 
altre istituzioni 0 altri meeeanismi esistenti, ivi incIuse la Corte Internazionale di Giustizia, la Corte 
Europea dei Diritti delI'Uomo, la Corte di Giustizia delle Comunita Europee e la Corte Permanente 
di Arbitrato; 

RIAFFERMANDO il proprio solenne impegno di risolvere le eontroversie fra loro eon mezzi 
paeifiei e la deeisione di perfezionare meeeanismi di soluzione delle eontroversie fra Stati parteeipanti; 

RICORDANDO ehe l'applieazione integrale di tutti i prineipi e impegni della CSCE eostituisee di 
per se un elemento essenziale della prevenzione delle eontroversie fra gli Stati parteeipanti alla CSCE; 

PREOCCUP ANDOSI di promuovere e rafforzare gli impegni assunti in partieolare nel Rapporto 
della Riunione di Esperti sulla Soluzione Paeifiea delle Controversie adottato a La Valletta e approvato 
dal Consiglio dei Ministri degli Affari Esteri della CSCE riunitosi a Berlino il19 e il 20 giugno 1991, 

HANNO CONVENUTO quanta segue: 

CAPITOLO PRIMO 

DISPOSIZIONI GENERALI 

Articolol 

Istituzione della Corte 

E' istituita una Corte di Conciliazione e di Arbitrato per risolvere, mediante eoneiliazione e, se deI 
easo, arbitrato, le eontroversie ehe siano state ad essa sottoposte eonformemente alle disposizioni della 
presente Convenzione. 

Articolo2 

Commissioni di Conciliazione e Tribunali Arbitrali 

1. La eoneiliazione e realizzata attraverso una Commissione di Coneiliazione istituita per eiaseuna 
eontroversia. La Commissione e eomposta da eoneiliatori tratti da un eleneo eostituito eonformemente 
alle disposizioni delI' Articolo 3. 

2. L'arbitrato e realizzato attraverso un Tribunale Arbitrale istituito per eiaseuna eontroversia. 11 
Tribunale e eomposto da arbitri tratti da un eleneo eostituito eonformemente alle disposizioni 
delI' Artieolo 4. 

3. L'insieme dei eoneiliatori e degli arbitri eostituisee la Corte di Coneiliazione e Arbitrato nel 
quadro della CSCE, d'ora in poi denominata «la Corte ». 

Articolo3 

Designazione dei Conciliatori 

1. Ciaseuno Stato parte della presente Convenzione nomina, entro i due mesi sueeessivi alla sua 
entrata in vigore, due eoneiliatori almeno uno dei quali avente la eittadinanza dello Stato ehe 10 
designa, mentre I'altro pub avere la eittadinanza di un aItro Stato parteeipante alla CSCE. Uno Stato 
ehe aderisee alla presente Convenzione dopo la sua entrata in vigore nomina i propri eoneiliatori entro 
i due mesi sueeessivi all'entrata in vigore, nei suoi eonfronti, della presente Convenzione. 

2. I eoneiliatori devono esse re personaliHl esercitanti 0 ehe abbiano esereitato alte funzioni 
internazionali 0 nazionali e dotate di notoria eompetenza in materia di diritto internazionale, di 
relazioni internazionali 0 di soluzione delle eontroversie. 

3. I eoneiliatori sono nominati per un periodo di sei anni rinnovabile. Lo Stato ehe li ha designati 
non pub porre fine alle loro funzioni in eorso di mandato. In easo di deeesso, di dimissioni, 0 di 
impedimento eonstatato dal Bureau, 10 Stato interessato proeede alla nomina di un nuovo 
eoneiliatore; la durata dei mandato dei nuovo eoneiliatore eorrisponde a quella residua dei mandato 
dei predeeessore. 
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4. AHa fine dei loro mandato i eoneiliatori eontinuano ad oeeuparsi delle eontroversie loro 
sottoposte. 

5. I nomi dei eoneiliatori sono notifieati al Caneelliere, il quale li inserisee in un eleneo ehe viene 
eomunicato al Segretariatio CSCE per esse re trasmesso agli Stati parteeipanti aHa CSCE. 

Articolo4 

Nomina degli Arbitri 

1. Ciascuno Stato parte deHa presente Convenzione nomina, entro i due mesi suceessivi alla sua 
entrata in vigore, un arbitro e un supplente che possono avere la eittadinanza deHo Stato ehe effettua 
la nomina 0 queHa di un qualsiasi altro Stato parteeipante alla CSCE. Uno Stato ehe aderisee alla 
presente Convenzione dopo la sua entrata in vigore nomina il proprio arbitro e il supplente entro i 
due mesi suceessivi all'entrata in vigore, nei suoi eonfronti, della presente Convenzione. 

2. Gli arbitri c i loro supplenti devono avere i requisiti necessari per I'esereizio, nei loro rispettivi 
paesi, delle piu alte funzioni giurisdizionali 0 essere giureeonsulti in possesso di eompetenza notoria nel 
eampo deI diritto internazionale. 

3. Gli arbitri e i loro supplenti sono nominati per un periodo di sei anni rinnovabile una volta. Lo 
Stato parte ehe effettua la nomina non pub porre termine alle funzioni degli arbitri 0 dei supplenti in 
eorso di mandato. In ca so di deeesso, di dimissioni 0 d'impedimento, eonstatato dal Bureau, l'arbitro e 
sostituito dal suo supplente. 

4. In easo di decesso 0 di dimissioni di un arbitro edel suo supplente, 0 di altro impedimento 
riguardante entrambi, dopo ehe l'impedimento sia stato aceertato dal Bureau, si proeede a nuove 
nomine eonformemente al paragrafo l. 11 nuovo arbitro e il suo supplente eompletano il mandato dei 
loro predeeessori. 

5. 11 Regolamento della Corte pub prevedere un rinnovo parziale degli arbitri e dei loro supplenti. 

6. Alla scadenza delloro mandato gli arbitri eontinuano a oecuparsi dei procedimenti di eui sono 
stati investiti. 

7. I nomi degli arbitri sono notificati al Cancelliere, il quale li inserisce in un elenco che viene 
eomunieato al Segretariato CSCE per essere trasmesso agli Stati parteeipanti alla CSCE. 

Articolo5 

[ndipendenza dei Membri della Corte edel Cancelliere 

I conciliatori, gli arbitri e il Cancelliere esercitano le loro funzioni in pie na indipendenza. Prima di 
assumere illoro incarico, essi si impegnano con una diehiarazione ad esereitare le loro attribuzioni eon 
imparzialita e seeondo coseienza. 

Articolo6 

Privilegi e Immunita 

I conciliatori, gli arbitri, il Caneelliere, gli agenti e i consiglieri delle parti di una eontroversia 
godono, nell'esereizio delle loro funzioni sul territorio degli Stati parte della presente Convenzione, 
dei privilegi e delle immunita concessi alle persone coHegate con la Corte Internazionale di Giustizia. 

Articolo7 

Bureau della Corte 

l. I1 Bureau della Corte e composto da un Presidente, un Vice Presidente e tre altri membri. 

2. 11 Presidente deHa Corte e eletto dai membri della Corte fra i membri stessi. 11 Presidente 
presiede il Bureau. 

3. AIl'interno dei rispeuivi collegi, i conciliatori egli arbitri eleggono, per ciascun collegio, due 
membri dei Bureau e i rispettivi supplenti. 

4. 11 BLtreau elegge, fra i propri membri, il proprio Vice Presidente. Il Vice Presidente e un 
coneiliatore se il Presidente e un arbitro; e un arbitro se il Presidente e un conciliatore. 

5. I1 Regolamento della Corte stabilisee le modalita di elezione dei Presidente noncM degli altri 
membri dei Bureau e dei loro supplenti. 
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Articolo8 

Procedimento per la presa di decisioni 

1. Le deeisioni della Corte sono adottate a maggioranza dei membri ehe parteeipano alla votazione. 
Coloro ehe si astengono non sono eonsiderati parteeipanti alla votazione. 

2. Le deeisioni dei Bureau sono adottate a maggioranza dei voti dei membri ehe 10 eompongono. 

3. Le decisioni delle Commissioni di Coneiliazione e dei Tribunali Arbitrali so no adottate a 
maggioranza dei voti dei membri ehe li eompongono, i quali non possono astenersi dal voto. 

4. In easo di partita di voti, prevale il voto dei funzionario ehe presiede. 

Articolo9 

CanceUiere 

La Corte nomina il proprio Caneelliere e pub provvedere aHa nomina dei funzionari ehe possano 
rendersi neeessari. Lo Statuto dei personale della Caneelleria e elaborato dal Bureau e adottato dagli 
Stati parte della presente Convenzione. 

1. La sede della Corte e a Ginevra. 

Articolo10 

Sede 

2. Su riehiesta delle parti della eontroversia e eon I'aeeordo dei Bureau, una Commissione di 
Coneialiazione 0 un Tribunale Arbitrale possono riunirsi in un luogo diverso dalla sede. 

Articololl 

Regolamento della Corte 

1. La Corte adotta il proprio Regolamento ehe e soggetto all'approvazione degli Stati parte della 
presente Convenzione. 

2. Il Regolamento della Corte stabilisee, in partieolare, le regole di proeedura applieabili <;lalle 
Commissioni di Coneiliazione e dai Tribunali Arbitrali eostituiti in applieazione della presente 
Convenzione. Il Regolamento preeisa quali fra tali regole non sono derogabili dalle parti della 
eontroversia mediante aeeordo. 

Articolo 12 

Lingue di Lavoro 

11 Regolamento della Corte stabilisee le regole applieabili all'uso delle Iingue. 

Articolo 13 

Protocollo Finanziario 

Senza preguidizio per le disposizioni dell' Artieolo 17, tutt le spese della Corte sono sostenute dagli 
Stati parte della presente Convenzione. Le disposizioni per il ealcolo delle spese, per I'elaborazione e 
I'approvazione dei bilaneio annuale deHa Corte, per la ripartizione delle spese fra gli Stati parte della 
presente Convenzione, per la revisione delle spese della Corte e per le questioni relative, sono 
eontenute in un ProtoeoHo Finanziario ehe dovra essere adottato dal Comitato degli Alti Funzionari. 
Dal momente in eui aderisee aHa presente Convenzione, uno Stato e vineolato a tale ProtoeoHo. 

Articolo14 

Rapporto periodico 

11 Bureau presenta annualmente al Consiglio della CSCE tramite il Comitato degli Alti Funzionari 
un rapporto sulle attivita svolte eonformemente alla presente Convenzione. 

Articolo 15 

Comunicazioni delle Domande di Conciliazione 0 di Arbitrato 

11 CaneeHiere della Corte informa il Segretariato della CSCE di tutte le domande di eoneiliazione 0 

di arbitrato affinehe siano immediatamente trasmesse agli Stati parteeipanti aHa CSCE. 
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Articolo 16 

Atteggiamento delle parti - Misure cautelari 

1. Durante il procedimento le parti della controversia si astengono da qualisiasi azione ehe rischi di 
aggravare la situazione 0 di rendere piu difficile 0 di impedire la soluzione della controversia. 

2. La Commissione di Coneiliazione pub attirare l'attenzione delle parti della eontroversia ehe le 
viene sottoposta sulle misure ehe queste potrebbero adottare per impedire ehe la eontroversia si aggravi 
o ehe la sua soluzione sia resa piu diffieile. 

3. II Tribunale Arbitrale istituito per esaminare una eontroversia pub indieare le misure cautelari 
ehe le parti della eontroversia dovrebbero adottare eonformemente alle disposizioni contenute 
nell' Artieolo 26, paragrafo 4. 

Articolo17 

Spese dei procedimento 

Le parti di una controversia e qualsiasi parte intervenienti sostengono, eiaseuna per la propria 
parte, le proprie spese. 

CAPITOLOII 

COMPETENZA 

Articolo 18 

Competenza della Commissione e dei Tribunale 

1. Ciaseuno Stato parte della presente Convenzione pub sottoporre a una Commissione di 
Coneialiazione qualsiasi eontroversia eon un altro Stato parte, che non sia stata risolta in un tempo 
ragionevole mediante negoziato. 

2. Una eontroversia pub essere sottoposta a un Tribunale Arbitrale seeondo le eondizioni previste 
all' Artieolo 26. 

Articolo19 

Salvaguardia dei procedimenti di soluzione preesistenti 

1. La Commissione di Coneiliazione 0 il Tribunale Arbitrale istituiti per una eontroversia non 
intraprendono ulteriori azioni nei easi in eui: 

a) Prima di essere sottoposta alla Commissione 0 al Tribunale, la eontroversia sia stata sottoposta 
ad una eorte 0 a un tribunale di eui le parti in causa hanno l'obbligo giuridieo di aecettare la 
competenza per quanta riguarda la controversia, 0 se tale organa si sia gia pronuneiato nel 
merito della eontroversia; 

b) Le parti in lite abbiano in preeedenza aeeettato la competenza esclusiva di un organo 
giurisdizionale, diverso da un Tribunale qua\e previsto dalla presente Convenzione, ehe abbia 
eompetenza per deeidere, eon effetti vineolanti, sulla eontroversia ad esso sottoposta 0 se le 
parti in lite hanno deeiso di ricercare la soluzione della eontroversia esclusivamente mediante 
altri mezzi. 

2. La Commissione di Conciliazione istituita per una controversia non intraprende ulteriori azioni 
qualora, anche dopo essere stata attivata, una delle parti 0 tutte le parti sottopongano la eontroversia ad 
una eorte 0 a un tribunale di cui le parti in lite hanno I'obbligo giuridieo di aeeettare la eompetenza per 
quanta riguarda la eontroversia. 

3. La Commissione di Coneiliazione evita di intervenire qualora sia stato adito un altro organo 
avente eompetenza per formulare proposte sulla medesima eontroversia. Se gli sforzi preeedenti non 
eondueono a una soluzione della controversia, la Commissione riprende i propri lavori su riehiesta 
delle parti 0 di una delle parti in lite, senza pregiudizio per le disposizioni deli' Artieolo 26, paragrafo 1. 

4. Uno Stato, al momento della firma, della ratifiea 0 dell'adesione aHa presente Convenzione, pub 
avanzare una riserva per assicurare la eompatibilita deI meeeanismo di soluzione delle eontroversie 
istituito dalla presente Convenzione con altri proeedimenti di soluzione delle eontroversie risultanti 
da impegni internazionali applicabili a tale Stato. 

5. Se, in qualsiasi momento, le parti pervengono a una soluzione della loro eontroversia, la 
Commissione 0 il Tribunale stralciano la eontroversia dal ruolo, al rieevimento di una eonferma seritta 
da tutte le parti in causa di aver eonseguito una soluzione della eontroversia. 
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6. In Caso di disaccordo fra le parti de11a controversia circa la competenza de11a Commissione 0 dei 
Tribunale, la questione viene decisa da11a Commissione 0 dal Tribunale. 

CAPITOLO III 

CONCILIAZIONE 

Articolo20 

Domanda di Costituzione di una Commissione di Conciliazione 

1. Qualsiasi Stato parte della presente Convenzione pub presentare al Cancelliere una domanda di 
costituzione di una Commissione di Conciliazione per una controversia fra esso e uno 0 piu altri Stati 
parte. Due 0 piu Stati parte possono altresl presentare eongiuntamente una domanda al Cance11iere. 

2. La costituzione di una Commissione di Coneiliazione pub anche essere riehiesta mediante 
aeeordo tra due 0 piiI Stati parte ovvero fra uno 0 piiI Stati parte e uno 0 piiI altri Stati partecipanti 
a11a CSCE. L'aceordo sara notifieato al Cance11iere. 

Articolo21 

Costituzione della Comrnissione di Conciliazione 

1. Ciaseuna parte de11a controversia designa, dall'elenco dei eonciliatori istituito conformemente 
a11' Articolo 3, un conciliatore perehe faeeia parte della Commissione. 

2. Qualora piu di due Stati siano parte de11a stessa controversia, gli Stati ehe dichiarano gli stessi 
interessi possono eoncordare di designare un unico eoneiliatore. Qualora non coneordino in tal 
senso, eiaseuno dei due gruppi di contendenti designa un pari numero di coneiliatori fino a un numero 
massimo deciso dal Bureau. 

3. Ciascuno Stato parte di una eontroversia sottoposta a una Commissione di Conciliazione e che 
non abbia aderito aHa presente Convenzione pub designare, 0 dall'elenco dei conciliatori istituito 
conformemente a11'Artieolo 3,0 fra persone ehe abbiano la eittadinanza di uno Stato perteeipante a11a 
CSCE, una persona perehe questa faccia parte della Commissione. In questo easo, tale persona, ai fini 
de11'esame de11a controversia, gode dei medesimi diritti e ha i medesimi doveri degli altri membri de11a 
Commissione. Essa esereita le proprie funzioni in piena indipendenza e, prima di insediarsi ne11a 
Commissione, fende la diehiarazione prevista all'Artieolo 5. 

4. AI ricevimento de11a domanda 0 de11'aecordo mediante il quale le parti di una eontroversia 
richiedono la costituzione di una Commissione di Conciliazione, il Presidente della Corte eonsulta le 
parti de11a controversia in merito a11a composizione dei resto della Commissione. 

5. Il Bureau nomina tre ulteriori conciliatori perche facciano parte de11a Commissione. Tale 
numero pub esse re aumentato 0 ridotto dal Bureau, purehe rimanga dispari. I membri dei Bureau e i 
loro supplenti, che figurano nell'elenco dei eonciliatoti, possono essere designati per fare parte della 
Commissione. 

6. La Commissione elegge il proprio Presidente fra i membri designati dal Bureau. 

7. Il Regolamento della Corte stabilisee le regole applieabili nei casi di ricusazione, di impedimento 
o di rifiuto di uno dei membri di far parte della Commissione verificatisi all'inizio 0 nel corso della 
proeedura. 

8. Qualsiasi questione relativa all'applicazione dei presente artieolo sara decisa dal Bureau quale 
questione preliminare. 

Articolo22 

Procedura per la Costituzione di una Commissione di Conciliazione 

1. Se la costituzione di una Commissione di Coneiliazione e richiesta mediante domanda, nella 
domanda sono indicati I'oggetto della controversia, la parte 0 le parti contro cui essa e diretta, il norne 
o i nomi dei conciliatori che 10 Stato riehiedente 0 gli Stati richiedenti designano per far parte della 
Commissione. La domanda indica anehe sommariamente i procedimenti di soluzione ai qua li si e fatto 
preeedentemente ricorso. 

2. AI ricevimento di una domanda, il Cancelliere la notifica all'altra 0 alle altre parti della 
controversia indicate ne11a domanda. Entro un periodo di quindici giorni da11a notifica, l'altra 0 le altre 
parti della controversia designano il coneiliatore 0 i coneiliatori di loro seelta in se no alla Commissione. 
Qualora entro tale periodo una 0 piu parti de11a eontroversia non abbiano designato il membro 0 i 
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membri della Commissione che spetta loro di designare, il Bureau nomina I'appropriato numero di 
conciliatori. Tale nomina e effettuata fra i conciliatori designati conformemente all' Articolo 3 dalla 
parte 0 da ciacuna delle parti coinvolte 0, qualora tali parti non abbiano ancora designato i 
conciliatori, fra gli altri conciliatori non designati dall'altra 0 dal\e altre parti della controversia. 

3. Se la costituzione di una Commissione di Conciliazione e richiesta mediante accordo 
nell'accordo e indicato l'oggetto della controversia. Se non vi e accordo, in tutto 0 in parte, per quanta 
riguarda l'oggetto della controversia, ciascuna parte in causa pub definire la propria posizione rispetto a 
tale oggetto. 

4. Contemporaneamente alla domanda di costituzione di una Commissione di Conciliazione 
mediante accordo, ciascuna parte notifica al Cancelliere il norne dei conciliatore 0 dei conciliatori 
che essa ha designato per fare parte della Commissione. 

Articolo23 

Procedura di Conciliazione 

1. La procedura di conciliazione e confidenziale e si svolge in contraddittorio. Senza pregiudizio 
per le disposizioni contenute negli Articoli 10 e 11 e per il Regolamento della Corte, la Commissione 
di Conciliazione determina la procedura dopo consultazione con le parti della controversia. 

2. Se le parti della controversia convengono in tal senso, la Commissione di Conciliazione pub 
invitare qualsiasi Stato parte della presenta Convenzione avente interesse alla soluzione della 
controversia a partecipare alla procedura. 

Articolo24 

Obiettivo deUa Conciliazione 

La Commissione di Conciliazione aiuta le parti della controversia a trovare una soluzione, 
conforrnemente al diritto internazionale e ai loro impegni CSCE. 

Articolo25 

Esito della Conciliazione 

1. Se, nel corso della procedura, le parti della controversia pervengono, con I'aiuto della 
Commissione di Conciliazione, a una soluzione accettabile da entrambe, esse ne consegnano i termini 
in un verbale di conclusione firmato dai loro rappresentanti e dai membri della Commissione. La firma 
di tale documento pone termine alla procedura. 11 Consiglio della CSCE e informato dell'esito positiva 
della conciliazione tramite il Comitato degli Alti Funzionari. 

2. Qualora la Commissione di Conciliazione ritenga che tutti gli aspetti della controversia e tutte le 
possibilita di soluzione siano stati esaminati, essa elabora un rapporto finale. Tale rapporto contiene le 
proposte della Commissione per facilitare un regolamento amichevole della controversia. 

3. 11 rapporto dalla Commissione di Conciliazione e notificato alle parti della controversia, le quali 
dispongono di un termine di trenta giorni per esaminarlo e comunicare al Presidente della 
Commissione se esse sono in grade di accettare la soluzione proposta. 

4. Se una parte della controversia non accetta la soluzione proposta, l'altra 0 le altre parti non sono 
piu vincolate dalla loro accettazione. 

5. Se nel termine fissato al paragrafo 3 le parti della controversia non hanno accettato la soluzione 
proposta, il rapporto e trasmesso al Consiglio della CSCE tramite il Comitato degli Alti Funzionari. 

6. Viene inoltre elaborato un rapporto che prevede I'immediata notifica al Consiglio della CSCE, 
tramite il Comitato degli Alti Funzionari, di casi in cui una parte si renda contumace 0 abbandoni una 
procedura di conciliazione dopo il suo inizio. 

CAPITOLO IV 

ARBITRATO 

Articolo26 

Domanda di Costituzione di un Tribunale Arbitrale 

1. Una domanda di arbitrato pub essere formulata in qualsiasi momento mediante accordo fra due 
o piu Stati parte della presente Convenzione 0 fra uno 0 piu Stati parte della presente Convenzione e 
uno 0 piu altri Stati partecipanti alla CSCE. 
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2. Gli Stati parte della presente Convenzione possono in ogni momento, mediante notifica 
indirizzata al Depositario, dichiarare di riconoscere come obbligatoria ipso facta e senza speciale 
convenzione la giurisdizione di un Tribunale Arbitrale a condizione di reciprocita. La dichiarazione 
di cui sopra pub essere fatta senza limiti di durata 0 per un periodo determinato; essa pub riguardare 
tutte le controversie 0 escludere le eontroversie riguardanti questioni eoneernenti l'integrita territoriale, 
la difesa nazionale, titoli di sovranita sul territorio nazionale 0 pretese eonfliggenti riguardo la 
giurisdizione su altre aree. 

3. Una domanda d'arbitrato eontro uno Stato parte della presente Convenzione ehe abbia re so la 
diehiarazione prevista al paragrafo 2 pub essere formulata mediante rieorso inviato al Caneelliere 
soltanto dopo un periodo di trenta giorni dalla trasmissione al Consiglio della CSCE dei rapporto della 
Commissione di Coneiliazione ehe si. e oeeupata della eontroversia, eonformemente alle disposizioni 
dell' Artieolo 25, paragrafo 5. 

4. Dopo ehe una eontroversia e stata sottoposta a un Tribunale Arbitrale eonformemente al 
presente Artieolo, questo pub indieare, autonomamente 0 a richiesta di una 0 di tutte le parti della 
eontroversia, le misure eautelari ehe dovrebbero essere adottate dalle parti della eontroversia per 
impedire ehe la eontroversia si aggravi, ehe la sua soluzione sia resa piu diffieile 0, ancora, ehe la 
sentenza a venire dei Tribunale rischi di essere inapplicabile in ragione dell'atteggiamento delle parti 
o di una delle parti della eontroversia. 

Articolo27 

Attivazione dei Tribunale Arbitrale 

1. Se una domanda d'arbitrato e formulata mediante aceordo, tale aceordo preeisa I'oggetto della 
eontroversia. Se non vi e aeeordo, in tutto 0 in parte, riguardante I'oggetto della eontroversia, eiaseuna 
parte in causa puo definire la propria posizione rispetto a tale oggetto. 

2. Se una domanda d'arbitrato e formulata mediante rieorso, il rieorso preeisa l'oggetto della 
eontroversia, 10 Stato 0 gli Stati parte della presente Convenzione eontro cui il ricorso e diretto, e i 
prineipali elementi di fatto e di diritto sui quali esso e fondato. AI momento dei rieevimento dei 
rieorso, il Cancelliere 10 notifiea all'altro 0 agli altri Stati parte eui fa menzione il rieorso. 

Articolo28 

Costituzione dei Tribunale Arbitrale 

1. Quando e presentata una domanda di arbitrato, viene eostituito un Tribunale Arbitrale. 

2. Gli arbitri nominati dalle partie della eontroversia eonformemente all' Artieolo 4 sono membri di 
diritto dei Tribunale. Qualora piu di due Stati siano parte della medesima eontroversia, gli Stati ehe 
diehiarano gli stessi interessi possono concordare di designare un unieo arbitro. 

3. 11 Bureau designa, fra gli arbitri, un numero di membri in senD al Tribunale superiore di almeno 
un'unita a quello dei membri di diritto. I eomponenti dei Bureau e i loro supplenti ehe figurano 
nell'eleneo degli arbitri possono esse re nominati membri dei Tribunale. 

4. In caso d'impedimento di un membro di diritto 0 se questi si e anteriormente oecupato, a 
qualsiasi titolo, della questione formante oggetto della eontroversia sottoposta al Tribunale, tale 
membro viene sostituito dal suo supplente. Se il supplente si trova nella medesima situazione, 10 Stato 
interessato proeede alla nomina di un membro dei Tribunale ai fini dell'esame della controversia, 
eonformemente alle modalita previste al paragrafo 5. In easo di dubbi sulla eapaeita di un membro 0 

dei suo supplente di far parte dei Tribunale, il Bureau deeide. 

5. Qualsiasi Stato ehe sia parte di una eontroversia sottoposta a un Tribunale Arbitrale e ehe non 
sia parte della presente Convenzione puo seegliere, dall'eleneo degli arbitri redatto seeondo I' Articolo 4 
o fra altre personalita ehe abbiano la eittadinanza di uno Stato parteeipante alla CSCE, una personalita 
perehe questa faeeia parte dei Tribunale. In tal easo questa persona, ehe deve soddisfare le eondizioni 
previste all' Artieolo 4, paragrafo 2, gode, ai fini dell'esame della eontroversia, dei medesimi diritti e ha i 
medesimi obblighi degli altri membri dei Tribunale. Essa esereita le proprie funzioni in piena 
indipendenza e, prima di insediarsi nel Tribunale, rende la diehiarazione prevista all'Artieolo 5. 

6. 11 Tribunale nomina il proprio Presidente fra i membri designati dal Bureau. 

7. In easo d'impedimento, nel eorso della proeedura, di uno dei membri dei Tribunale nominati dal 
Bureau, non si proeede alla sua sostituzione salvo nell'ipotesi in eui il numero dei membri designati dal 
Bureau diventi inferiore a quello dei membri di diritto 0 designati dalle partie della controversia, 
eonformemente al paragrafo 5. In tal easo, uno 0 piu nuovi membri sono designati dal Bureau in 
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applicazione dei paragrafi 3 e 4 dei presente Articolo. Nel caso di nomina di uno 0 piu nuovi membri, 
non si procede all'elezione di un nuovo Presidente a me no chel il membro impossibilitato non sia il 
Presidente dei Tribunale. 

Articolo29 

Procedura di Arbitrato 

1. La procedura di arbitrato si svolge in contraddittorio e deve essere conforme ai principi di un 
processo equo. La procedura comporta una fase scritta e una fase orale. 

2. Il Tribunale Arbitrale dispone, nei confronti delle parti della controversia, dei poteri istruttori e 
d'inchiesta ehe gli so no necessari per svolgere la propria missione. 

3. Ciascuno Stato partecipante alla CSCE ehe ritenga di avere un particolare interesse giuridico 
suscettibile di essere chiamato in causa dalla decisione dei Tribunale pub inviare al Cancelliere una 
domanda d'intervento entro quindici giorni dalla trasmissione della notifica da parte dei Segretariato 
CSCE, come previsto all'Articolo 15. Tale dom an da e trasmessa immediatamente alle parti della 
controversia ed al Tribunale costituito per esaminare la controversia. 

4. Se 10 Stato interveniente dimostra I'esistenza di un tale interesse, il Tribunale autorizza 10 Stato a 
partecipare alla procedura nei limiti necessari alla protezione di tale interesse. La parte pertinente della 
decisione dei Tribunale vincola 10 Stato interveniente. 

5. Le parti della controversia dispongono di un periodo di trenta giorni per far pervenire al 
Tribunale le loro osservazioni sulla domanda d'intervento. II Tribunale si pronuncia 
sull'ammissibilita di tale domanda. 

6. I dibattiti dinanzi al Tribunale si svolgono a porte chiuse, salvo decisione contraria dei Tribunale 
resa a dom an da delle parti della controversia. 

7. In caso di contumacia di una 0 piu parti della controversia, l'aItra 0 le altre parti della 
controversia possono domandare al Tribunale di accogliere le sue 0 le loro conclusioni. In tal caso il 
Tribunale decide dopo avere accertato la propria competenza e la fondatezza della domanda della 0 

delle parti ehe partecipano al processo. 

Articolo30 

Funzione deI Tribunale Arbitrale 

Compito dei Tribunale Arbitrale e di decidere, conformente al diritto internazionale, le 
controversie ad esso sottoposte. La presente disposizione non pregiudica la facolta dei Tribunale di 
decidere, se le parti della controversia sono d'accordo, ex aequo et bono. 

Articolo31 

Sentenza Arbitrale 

1. La sentenza dei Tribunale Arbitrale e motivata. Se essa non rispecchia, in tutto 0 in parte, 
I'opinione unanime dei membri dei Tribunale Arbitrale, questi possono allegarvi un esposto con la loro 
opinione individuale 0 dissidente. 

2. Senza pregiudizio per l' Articolo 29, paragrafo 4, la sentenza dei Tribunale e obbligatoria soltanto 
per le parti della controversia e nel caso ehe e stato deciso. 

3. La sentenza e definitiva e senz~ appello. Tuttavia, le parti della controversia 0 una di esse 
possono domandare al Tribunale di procedere all'interpretazione della sentenza relativamente al suo 
significato 0 alla sua portata. Se non altrimenti concordato dalle parti della controversia, tale richiesta 
dovra esse re avanzata al piu tardi entro sei mesi dalla pubblicazione della sentenza. 11 Tribunale 
procedera a tale interpretazione nel piu breve tempo possibile dopa avere preso conoscenza delle 
osservazioni delle parti della controversia. 

4. La domanda di revisione della sentenza non pub esse re presentata ehe a causa della scoperta di 
un fatto tale da esercitare un'influenza decisiva e ehe, prima dell'emissione della sentenza, fosse ignoto 
al Tribunale e alla parte 0 alle parti della eontroversia ehe domandano la revisione. La domanda di 
revisione deve essere presentata al piu tardi entro sei mesi della scoperta dei nuovo fatto. Nessuna 
domanda di revisione potra essere presentata dopo un periodo di dieei anni della data della sentenza. 

5. Nella misuar deI possibile I'esame della domanda di interpretazione 0 di revisione e effettuato 
dal Tribunale ehe ha reso la sentenza. Se il Bureau constata ehe eib e impossibile, esso provvede alla 
eostituzione di un nuovo Tribunale eonforrnemente alle disposizioni deli' Artieolo 28. 

4 
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Articolo32 

Pubblicazione delta Sentenza Arbitrale 

La sentenza e resa pubbliea a eura dei Caneelliere. Copia eertifieata eonforme della sentenza viene 
trasmessa alle parti della eontroversia e al Consiglio della CSCE mediante il Comitato degli Alti 
Funzionari. 

CAPITOLOV 

DISPOSIZIONI FlNALI 

Articolo33 

Firma ed entrata in vigore 

1. La presente Convenzione e aperta alla firma degli Stati parteeipanti aHa CSCE, presso il 
Govemo della Svezia, fino al 31 marzo 1993. Essa sara sottoposta a ratifica. 

2. Gli Stati parteeipanti alla CSCE ehe non abbiano firmato Ia presente Convenzione vi possono 
aderire sueeessivamente. 

3. La presente Convenzione entre ra in vigore due mesi dopo il deposito deI dodieesimo strumento 
di ratifica 0 di adesione. 

4. Per gli Stati ehe ratifieheranno 0 aderiranno alla presente Convenzione dopo il deposita dei 
dodieesimo strumento di ratifiea 0 di adesione, Ia Convenzione entrera in vi go re due mesi dopo il 
deposito di tale strumento di ratifiea 0 di adesione. 

5. 11 Govemo deHa Svezia assieurera Ie funzioni di depositario della presente Convenzione. 

Articolo34 

Riserve 

La presente Convenzione non pub essere oggetto di a1cuna riserva ehe essa non autorizzi 
espressamente. 

Articolo35 

Emendamenti 

1. Gli emendamenti alle presente Convenzione devono essere adottati eonformemente ai seguenti 
paragrafi. 

2. Gli emendamenti alla presente Convenzione pos so no essere proposti da qualsiasi Stato parte di 
essa e sono eomunieati dal Depositario al Segretariato CSCE per la trasmissione agli Stati parteeipanti 
alla CSCE. 

3. Se il Consiglio della CSCE adotta il testo dell'emendamento proposto, il testo e inoltrato dal 
Depositario agli Stati parte della presente Convenzione per l'aeeettazione eonformemente ai loro 
rispettivi proeedimenti costituzionali. 

4. Quaisiasi emendamento entra in vigore il trentesimo giomo dopo ehe tutti gli Stati parte della 
presente Convenzione hanno eomunieato al Depositario di aeeettare tale emendamento. 

Articolo36 

Denuncia 

1. Qualsiasi Stato parte della presente Convenzione pub, in qualsiasi momento, denuneiare la 
presente Convenzione mediante notifiea indirizzata al Depositario. 

2. Tale denuneia ha effetto un anno dopo la data dei rieevimento della notifiea da parte deI 
Depositario. 

3. La presente Convenzione, tuttavia, eontinua ad appliearsi alla parte denuneiante per quanta 
riguarda i proeedimenti in eorso al momento dell'entrata in vigore della denuneia. Tali proeedimenti 
proseguono fina alla Ioro eonclusione. 

Articolo37 

Notifiehe e comunicazioni 

Le notifiehe e Ie eomunicazioni ehe devono esse re effettuate dal Depositario so no trasmesse al 
Caneelliere e al Segretariato CSCE per il sueeessivo inoltro agli Stati parteeipanti alla CSCE. 
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Articolo38 

Stati non parte 

51 

Conformemente al diritto internazionale, si conferma ehe nulla nella presente Convenzione dovra 
esse re interpretato per imporre qualsiasi obbligo 0 impegno agli Stati partecipanti alla CSCE ehe non 
sono parte della presente Convenzione, se non espressamente previsto ed espressamente accettato da 
tali Stati per iscritto. 

Articolo 39 

Disposizioni transitorie 

1. La Corte procede, entro quattro mesi dall'entrata in vigore della presente Convenzione, 
all'elezione dei Bureau, all'adozione dei suo regolamento e alla nomina dei Cancelliere 
conformemente alle disposizioni degli Articoli 7, 9 e 11. 11 Governo ehe ospita la Corte, in 
collaborazione con il Depositario, provvedera ai necessari adempimenti. 

2. Sino alla nomina dei Cancelliere, le sue funzioni ai sensi deli' Articolo 3, paragrafo 5, e 
dell'Articolo 4, paragrafo 7, saranno esercitate dal Depositario. 

FA TIO a Stoccolma il 15 dicembre 1992 nelle lingue francese, inglese, italiana, russa, spagnola, 
tedesca, i sei testi facenti ugualmente fede. 

PROTOCOLLO FINANZIARIO DEFINITO CONFORMEMENTE ALL' ARTICOLO 13 DELLA 
CONVENZIONE RELATIVA ALLA CONCILIAZIONE E ALL'ARBITRATO NEL QUADRO 

DELLA CSCE 

Articolo 1 

Spese della Corte 

1. Tutte le spese della Corte istituita dalla Convenzione relativa alla Conciliazione e all' Arbitrato 
nel quadro della CSCE (d'ora in poi denominata «la Convenzione») saranno sostenute dagli Stati 
parte della Convenzione. Le spese dei conciliatori e degli arbitri sarano considerate spese della Corte. 

2. Gli obblighi dello Stato ospitante per quanta riguarda le spese relative ai locali e al mobilio 
utilizzati dalla Corte, la lore manutenzione, assicurazione e sicurezza, nonehe ai servizi, saranno 
precisati in uno scambio di lette re fra la Corte, agente con il consenso e per conto degli Stati parte della 
Convenzione, e 10 Stato ospitante. 

Articolo2 

Contributi al bilancio della Corte 

1. I contributi al bilancio della Corte saranno suddivisi fra gli Stati parte della Convenzione 
secondo la scala di ripartizione applicabile nell'ambito della CSCE, adattata al fine di tener conto della 
differenza numerica fra gli Stati partecipanti alla CSCE egli Stati parte della Convenzione. 

2. Oualora uno Stato ratifichi la Convenzione 0 vi aderisca dopo la sua entrata in vigore, il suo 
contributo relativa all'anno finanziario in corso sara pari ad un dodicesimo della sua quota della scala 
di ripartizione adattata, come determinata conformemente al paragrafo 1 deI presente Articolo, per 
ciascun mese intern di tale anno finanziario apartire dalla data dell'entrata in vigore della 
Convenzione nei confronti di detto Stato. 

3. Oualora uno Stato non parte della Convenzione sottoponga una controversia alla Corte 
conformemente alle disposizioni deli' Articolo 20, paragrafo 2, 0 deli' Articolo 26, paragrafo 1 della 
Convenzione, esso contribuira al finanziamento dei bilancio della Corte, per la durata della 
procedura, come se fosse parte della Convenzione. 

Per l'applicazione dei presente paragrafo, la conciliazione ha inizio il giorno in cui il Cancelliere 
riceve comunicazione dell'accordo delle parti di costituire una Commissione e ha termine il giorno in 
cui la Commissione notifica il propria rap porto alle parti. Oualora una parte abbandoni la 
procedura, tale procedura si conclude il giorno della notifica deI rapporto di cui all' Articolo 25, 
paragrafo 6 della Convenzione. La procedura di arbitrato ha inizio il giorno in cui il Cancelliere riceve 
comunicazione dell'accordo delle parti di costituire un Tribunale e ha termine il giorno in cui il 
Tribunale emette la propria sentenza. 
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Articolo3 

Anno finanziario e bilancio 

1. L'anno finanziario ha inizio il1 0 gennaio e ~errnina il 31 dicembre. 

2. Il Cancelliere, agenda d'intesa con il Bureau della Corte, elaborera ogni anno un progetto di 
bilancio per la Corte. Il progetto di bliancio per il successvio anno finanziario sara sottoposto agli Stati 
parte della Convenzione entri il 15 settembre. 

3. Il bilancio sara approvato dai rappresentanti degli Stati parte della Convenzione. L'esame e 
I'apprivazione dei bilancio avranno luogo a Vienna a meno ehe gli Stati parte della Convenzione 
non concordino altrimenti. Dopo l'approvazione dei bilancio per l'anno finanziario, il Cancelliere 
chiedera agli Stati parte della Convenzione di vers are i loro contributi. 

Qualora il bilancio non sia approvato entro il31 dicembre, la Corte operera sulla base dei bilancio 
precedente e, senza pregiudizio per successive modifiche, il Cancelliere chiedera agli Stati parte della 
Convenzione di vers are i loro contributi conformemente a tale bilancio. 

Il Cancelliere chiedera agli Stati parte della Convenzione di rendere disponibile il cinquanta per 
cento dei loro contributi il 10 gennaio e il rimanente cinquanta per cento ill 0 aprile. 

4. Salvo decisione contraria dei rappresentanti degli Stati parte della Convenzione, il bilancio sara 
espresso in franchi svizzeri e i contributi degli Stati saranno versati in tale valuta. 

5. Uno Stato che ratifichi la Convenzione 0 vi aderisca dopo la sua entrata in vigore versera il suo 
prima contributo al bilancio entro due mesi dalla richiesta dei Cancelliere. 

6. Gli Stati che, senza essere parte della Convenzione, abbiano sottoposto una controversia alla 
Corte, verseranno il loro contributo entro due mesi dalla richiesta dei Cancelliere. 

7. L'anno in cui la Convenzione entra in vigore, gli Stati parte della Convenzione verseranno il 
proprio contributo al bilancio entro due mesi dalla date di deposita dei dodicesimo strumento di 
ratifica della Convenzione. Tale bilancio e fissato in via preliminare in 250.000 franchi svizzeri. 

Articolo4 

Obblighi, pagamenti e bilancio riveduto 

1. Il bilancio approvato costituira per il Cancelliere, sotto la responsabilita dei Bureau della Corte, 
autorizzazione a contrarre impegni e a procedere ai pagamenti fino agli importe e per i fini approvati. 

2. Il Cancelliere, sotto la responsabilita dei Bureau della Corte, e autorizzato a effettuare storni tra 
voci e sotto-voci sino al15 per cento delle voci/sotto-voci. Tutti questi storni devono esse re resi noti dal 
Cancelliere in coincidenza con il rap porto finanziario di cui all' Articolo 9 dei presente Protocollo. 

3. Gli impegni cui non si sia fatto fronte entro la fine di un anno finanziario saranno riportati al 
successivo anno finanziario. 

4. Se 10 richiedono le circostanze e a seguito di attento esame delle risorse disponibili al fine di 
individuare possibili economie, il Cancelliere e autorizzato a prcsentare un bilancio riveduto, che 
potra comportare richieste di stanziamenti supplementari, da sottoporre all'approvazione dei 
rappresentanti degli Stati parte della Convenzione. 

5. Eventuali residui di bilancio per un determinato anno finanziario saranno dedotti dai contributi 
fissati per l'anno finanziario successivo a quello in cui i conti sono stati approvati dai rappresentanti 
degli Stati parte della Convenzione. Eventuali disavanzi saranno imputati all'anno finanziario 
successivo, a meno che i rappresentanti degli Stati parte della Convenzione non decidano il versamento 
di contributi supplementari. 

ArticoloS 

Fondo capitale d'esercizio 

Un fondo capitale d'esercizio potra essere stabilito qualora gli Stati parte della Convenzione 10 
ritengano necessario. Tale fondo sara finanziato dagli Stati parte della Convenzione. 

Articolo6 

Indennita e onorari simbolici anticipati 

1. I membri dei Bureau della Corte, delle Commissioni di Conciliazione e dei Tribunali Arbitrali 
percepiranno un'indennita giornaliera, per ciascun giorno di esercizio delle loro funzioni. 
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2. I membri dei Bureau della Corte percepiranno inoltre un onorario simbolico anticipato annuo. 

3. L'indennita giornaliera e I'onorario simbolico anticipato annuo saranno stabiliti dai 
rappresentanti degli stati parte della Convenzione. 

Articolo7 

Stipendi, previdenza sociale e pensioni 

1. 11 Cancelliere e tutti gli altri membri della Cancelleria nominati conformemente all' Articolo 9 
della Convenzione percepiranno uno stipendio che sara stabilito dai rappresentanti degli Stati parte 
della Convenzione. 

2. Il personale della Cancelleria sara limitato allo stretto necessario per assicurare il funzionamento 
della Corte. 

3. I rapprentanti degli Stati parte della Convenzione garantiranno che il Cancelliere eilpersonale 
della Cancelleria godano di un sistema di previdenza sociale e di un trattamento di quiescenza adeguati. 

Articolo8 

Spese di viaggio 

1. Ai membri dei Bureau della Corte, delle Commissioni di Conciliazione e dei Tribunali Arbitrali 
nonche al Cancelliere e al personale della Caneelleria saranno rimborsate le spese di viaggio 
assolutamente necessarie per I' esercizio delle loro funzioni. 

2. Le spese di viaggio comprenderano le effettive spese di trasporto, ivi eomprese le spese 
normalmente connesse con il transporto, e un'indennita di trasferta giornaliera che coprira tutte le 
spese di vitto, alloggio, manee e altre spese personali. L'indennita di trasferta giornaliera sara stabilita 
dai rappresentanti degli Stati parte della Convenzione. 

Articolo9 

Registrazioni e contabilita 

1. II Cancelliere, sotto I'autorita dei Bureau della Corte, assicurera ehe siano tenute appropriate 
registrazioni e conti delle operazioni e che tutti i pagamenti siano debitamente autorizzati. 

2. Il Cancelliere, sotto l'autorita dei Bureau della Corte, presentera agli Stati parte della 
Convenzione, non oltre il 10 marzo un rapporto finanziario annuale che indichi , per I'anno finanziario 
precedente: 

a) le entrate e le uscite relative a tutti i conti; 
b) la situazione riguardo agli stanziamenti di bilancio; 
c) le attivita e le passivita finanziarie alla fine dell'anno finanziario. 

ArticololO 

Revisione dei conti 

1. I conti della Corte saranno controllati da due revisori, di diversa eittadinanza, nominati per 
periodi rinnovabili di tre anno dai rappresentanti degli Stati parte della Convenzione. 

Le persone che figurano 0 hanno figurato negli elenchi di conciliatori 0 di arbitri ovvero che hanno 
pereepito un pagamento dalla Corte conformemente all' Artieolo 7 dei presente Protoeollo non 
potranno essere revisori. 

2. Le revisioni saranno effettuate su base annuale. I revisori eontrolleranno, in particolare, 
I'accuratezza dei Iibri contabili, 10 stato patrimoniale e la contabilita. La contabilita sara disponibile 
per la revisione e I'ispezione annuali non piu tardi deI r marzo. 

3. Saranno effettuate le revisioni ehe i revisori considerino neeessarie per attestare: 
a) che il rapporto finanziario annuale loro sottoposto sia esatto e conforme ai libri contabili e alle 

registrazioni della Corte, 
b) ehe le operazioni finanziarie registrate in tale rapporto siano state effettuate eonformemente 

alle norme pertinenti, alle disposizioni di bilancio e ad altre direttive applicabili, e 
c) che i fondi in deposito e quelli in cassa siano rispettivamente verificati mediante 

doeumentazione pervenuta direttamente dai depositari 0 tramite riscontfO diretto. 

4. Il Caneelliere fornira ai revisori l'assistenza e le faeilitazioni neeessarie per assolvere 
adeguatamente alle 10fO funzioni. I revisori avranno, in partieolare, libero aeeesso ai libri eontabili, alle 
registrazioni e ai doeumenti ehe, a lofO avviso, siano neeessari per la revisione. 
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S. I revisori elaboreranno annualmente una relazione che attesti i conti e presenti i cornrnenti 
giustificati dalla revisione. Essi possono, in tale contesto, fare anche le osservazioni che ritengono 
necessarie riguardo I'efficienza delle procedure finanziarie, il sistema di contabilita eilcontrollo 
finanziario interno. 

6. La relazione sara presentata ai rappresentanti degli Stati parte della Convenzione entro quattro 
mesi dalla fine deli 'anno finanziario cui si riferisce la contabilita. La relazione sara prima trasmessa al 
Cancelliere, in modo che questi abbia alme no 15 giorni a disposizione per fornire le spiegazioni e le 
giustificazioni che possa ritenere necessarie. 

7. Oltre alla revisione annuale, i revisori avranno libero accesso in qualsiasi momento per 
controllare i libri contabili, 10 stato patrimoniale e la contabilita. 

8. Sulla base della relaizione dei revisori, i rappresentanti degli Stati parte della Convenzione 
manifesteranno la loro accettazione deI rapporto finanziario annuale 0 intraprenderanno qualsiasi 
altro azione che possano ritenere appropriata. 

Articololl 

Conto speciale esborsi 

1. Potra esse re istituito dagli Stati parte della Convenzione un conto speciale esborsi mirante a 
ridurre le spese di procedura per gli Stati parte di una controversia sottoposta alla Corte che abbiano 
difficolta nel sostenere tali spese. Tale conto sara finanziato da contributi volontari degli Stati parte 
della Convenzione. 

2. Uno Stato parte di una controversia sottoposta aHa Corte che desideri ricevere fondi dal conto 
speciale esborsi presentera al Cancelliere una richiesta con preventivo dettagliato delle spese di 
procedura. 

11 Bureau della Corte esaminera la richiesta ed inoltrera la propria raccomandazione ai 
rappresentanti degli Stati parte della Convenzione, i quali decideranno se accogliere tale richiesta e 
in quale misura. 

Dopo I'esame deHa controversia, 10 Stato che ha ricevuto fondi dal conto speciale esborsi inviera al 
Cancelliere, per I'esame da parte deI Bureau, un rendiconto dettagliato delle spese di procedura 
effettivamente sostenute e procedera, qualora necessario, al rimborso delle somme in eccesso rispetto 
alle spese effettive. 

ArticoloU 

Processo decisionale 

Tutte le decisioni degli Stati parte della Convenzione 0 dei loro rappresentanti ai sensi deI presente 
ProtocoHo saranno adottate per consensus. 

Articolo13 

Emendamenti 

Gli emendamenti al presente Protocollo saranno adottati conformemente alle disposizioni 
delI' Articolo 3S della Convenzione. 11 Bureau della Corte potra inviare la propria opinione sugli 
emendamenti proposti al Segretariato CSCE affinche sia trasmessa agli Stati partecipanti alla CSCE. 

11 presente Protocollo, redatto nelle lingue francese, inglese, italiana, russa, spagnola, tedesca, i sei 
testi facenti ugualmente fede, adottato dal Comitato degli Alti Funzionari a Praga, il 28 aprile 1993, 
conformemente all' Articolo 13 della Convenzione relativa alla Conciliazione e all' Arbitrato nel 
quadro della CSCE, e depositato presso il Governo della Svezia. 
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KOHBEHUV1~ no npV1MV1PEHV11O V1 AP5V1TPA>KY B PAMKAX C5CE 

rocyoapCTBa-y'·IaCTHt.1Kt.1 HaCTOflUJ,eLil KOHBeHUt.1V1, 6yoy"'ll.-l rocyoapcTBaMV1 -

Y"'laCTHV1KaMt.1 COBeUJ,3HV1fl no 6e30n3CHOCTVI V1 cOTpYIlHt.1"'1eCTBY B EBpone, 

C03HaB3fl CBOIO 06fl3aHHOCTb, npeOYCMOTpeHHYIO B nYHKTe 3 CTaTbt.1 2 V1 S 

CTaTbe 33 YCTaB3 OpraHt.13aut.1t.1 06be0t.1HeHHblx HaUt.1Lil, pa3pewaTb CBOVI cnopbl 

MlllpHblMt.1 CpeIlCTBaMt.1; 

55 

nOn"'lepKV1S3fl, "'ITO OHt.1 Ht.1KOV1M 06P330M He HaMepeHbl yw.eMnflTb IlpyrV1e 

CYUJ,eCTBYIOw,t.1e t.1HCTt.1TYTbl V1nt.1 MexaHV13Mbl, B TOM yt.1cne, Me>KOYHapOOHblli'1 Cyo, 

EsponelllCKIllt.1 cyo no npaBaM yenOBeKa, Cyo EBpOneLilcKt.1X coo6UJ,eCTB VI nOCTOflHHYIO 

nanaTY TpeTeLilcKoro CY03; 

BHOBb nOOTBep)f(oafl CBoe Top)f(eCTBeHHoe 06fl33TenbCTBO yperynt.1pOSaTb CSOV1 

cnopbl Mt.1pHbIMVI cpeOCTBaMt.1 t.1 CBoe peweHVle p33Bt.1BaTb MexaHV13Mbl Ilnfl 

ypery nV1pOBaHt.1fl cnopOB Me)f(OY rocy oapCTBaMt.1-Y"'laCTHt.1KaMV1 C5CE; 

HanOMV1Hafl, "'ITO co6nlOlleHV1e B nonHOM 06beMe Bcex npV1HUt.1nOB V1 

06fl3aTenbCTB B paMKax C5CE npellCTaBnfleT Co6oLil cyw,eCTseHHO Sa)f(Hb11ll 3neMeHT 

npeOOTBpaUJ,eHt.1fl cnopOB Me)f(OY rocy oapCTBaMt.1 -Y"'laCTHt.1KaMV1 C5CE; 

cTpeMflCb oanee pa3BV1BaTb V1 YKpennflTb 06fl3aTenbCTBa, 3acpV1KCt.1pOS3HHble, B 

yaCTHOCTV1, S OOKnaile COBew,3Ht.1fl 3KcnepTOB no Mt.1pHOMY yperynV1pOSaHt.11O cnopOB, 

npt.1HflTOM B BanneTTe t.1 
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ollo6peHHOM COSeTOM MV1HVlCTPOS V1HOCTpaHHbIX ,qen C5CE Ha BCTpeye B 5epnVlHe 

19 Vl 20 VlIOH51 1991 rOlla, 

ilorosopVlnVlCb 0 H\lDKecnenYIOw.eM: 

rnABA i - 05Wlt1E nOnO)KEHV1~ 

CTaTb51 1 

C03naHVle Cyna 

Yype)t(llaeTC51 cy n no npVlMVlpeHVlIO Vl ap6v'ITpa)t(y C03IlaeTC51 Iln51 

yperynVlpoSaHVl51 nYTeM npVlMVlpeHVl51 Vl, S cooTsecTsylOUJ,VlX cnyyaflx, ap6v'ITpa)t(a 

cnopoB, nepenaHHblx eMY Ha paCCMOTpeHVle S COOTBeTCTBVlVl c nonO)t(eHII1f1MVl 

HacTOflUJ,e~ KOHSeHLl,VlVl. 

CTaTbl1 2 

npVlMVlpVlTenbHble KOMVlCCVlVl Vl Ap6VlTpa )t(Hble TpVl6YHanbi 

1. npll1MVlpeHVle ocyw.ecTsnfleTcfl npVlMVlpVlTenbHo~ KOMII1CCVle~, c03nasaeMo~ Ilnl1 

Ka)t(noro cnopa. B COCTas KOMVlCCVlVl SXonflT MVlposble nocpenHVlKVl, Sbl6V1paeMble 1113 

cnVlCKa, KOTOPbl~ COCTasnfleTCfl cornaCHO nono)t(eHIt151M CTaTbVl 3. 

2. Ap6V1Tpa)t( ocyw.eCTBnfleTCfl Ap61t1Tpa)t(Hb1M Tplt16YHanoM, C031lasaeMbiM Ilnfl 

Ka)t(llorO cnopa. B COCTas Ap6VlTpa)t(Horo TpVl6YHana BXOIl51T ap6VlTpbl, Bbl6111paeMbie 

1113 cm1CKa, KOTOPbl~ COCTaSnl1eTCS1 cornaCHO nonO)t(eHII1I1M CTaTbll1 4. 

3. MlI1pOSble nocpenHIt1KIt1 111 ap6111Tpbl o6pa3YlOT B cosoKynHocTIt1 CYIl no 

npVlMlI1peHlt11O 111 ap6VlTpa)t(y S paMKax C5CE, aanee It1MeHyeMbl~ "Cya". 

------------------------------------------------------------ ----- --- -----
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CTaTbfl 3 

Ha3HayeHVle MVlPOBblX nocpeOHVlKoB 

57 

1. Ka)!(ooe rocy oapcTBo - yyaCTHVlK HacToflw,eli1 KOHBeHUVIVI Ha3HayaeT B Te"leHVle 

nBYx MeCflueB C MOMeHTa BCTynneH\I1fl ee B cVlny nsyx MVlPOBblX nOCpeOH\I1KOB, \113 

KOTOPblX no KpaC1HeC1 Mepe O.Q\I1H flBnfleTCfl rpa)!(.QaHVlHOM 3TorO rOCY.QapCTBa . 

.opyroC1 nOCpeOHVlK M~)!(eT 6blTb rpa)!(.QaH\I1HOM V1Horo rOCY.QapCTBa - Y"laCTHV1Ka 

C5CE. r ocy napCTBO, KOTOpOe CTaHOBV1TCfl Y"laCTHV1KOM HacTOflw,eC1 KOHBeHUV1\11 

nocne BCTynneH\I1fl ee B cV1ny, Ha3Ha"laeT CBOV1X MV1POBbIX nOCpe.QHV1KOB B Te"leH\I1e 

.QBYX MeCflueB nocne Toro, KaK HacToflw,afl KOHSeHU\l1fl BCTyn\l1T B c\I1ny onfl 3Toro 

rocY.QapCTBa. 

2. MV1poBble nocpe.QH\I1K\I1 .Qon)!(Hbl 6blTb n\l1u,aM\I1, KOTopble 3aH\I1MalOT \I1nV1 

33H\I1ManV1 BbICOKV1e rocyoapcTBeHHble VlnVl Me)!(.QYHap0.QHble nOCTbl V1 o6naoalOT 

npV13HaHHoLi1 KOMneTeHTHOCTblO B o6nacTVl Me)!(.QYHapo.QHoro npaBa, Me)!(.QYHap0.QHbIX 

OTHOWeH\I1Li1 VlnVl ypery n\l1pOBaHVlfl cnopoB. 

3. MVlpoBble nOCpeOHLt1KV1 Ha3HayalOTCfl Ha weCTV1neTHV11i1 CPOK C B03MO)!(HOCTbIO 

H33Ha"leH\I153 Ha HOBblLi1 CpOK. OHVl He MorYT 6blTb OTCTpaHeHbl OT CSOV1X 06fl3aHHOCTeC1 

H33Ha"lVlBWVlM VlX rocy oapCTBOM B TeyeHVle cpOKa V1X nonHoMo"lVlC1. B cnyyae KOH"IVlHbl 

MV1pOBoro nocpeOHV1Ka, erG OTCTaBKV1 \I1nVl HeB03MO)!(HOCTVI, npVl3HaHHoli1 

npe3V10\l1YMOM, BblnonH5ITb CBOVI CPYHKUVlVl, COOTBeTCTBYIOw,ee rocyoapcTBO Ha3H3"1aeT 

HOBoro MVlpOBoro nocpeOHVlKa; CPOK nOnHOMO"lVlIi1 HOBoro MVlpoaoro nocpe.QHVlKa 

paaeH OCT3BweMYCfl CPOK y nonHOMo"lVlC1 erG npe.QweCTBeHHVlKa. 

4. no VlCTeyeHVlVI cpoKa CBOV1X nonHOMO"lVlC1 MVlpoBble nocpenHV1KVI np0.Qon)!(aIOT 

pa36VlpaTenbcTBa no .QenaM, KOTopble y)!(e HaXOO5lTCfl Ha VlX P3CCMOTpeHVlVl. 
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5. Cf>aMl-1nIlU'1 MI-1P06blX nOCpeJJHI-1KOB C006w,aIOTcH CeKpeTaplO, KOTOPbllit 

BKnlOI.laeT I-1X B Cnl-1COK, nepeJJaBaeMbllit CeKpeTapl-1aTY C5CE JJns~ npenpOBO>KJJeHl-1fl 

rocYJJapCTBaM - Yl.laCTHItIKaM C5CE. 

CTaTbfl 4 

Ha3HayeHltle ap61t1TpOB 

1. Ka>KJJoe rocYJJapcT8o - Yl.lacTHlI1K HacTOflw,elit KOHBeHLlltI1tI Ha3Hal.laeT B Tel.leHltle 

JJBYX MeCHLleB nocne BCTynneHItIH ee B cltlny OJJHoro ap61t1Tpa ltI O.QHoro 3aMeCTI-1Tenfl 

ap61t1Tpa, KOTopble MorYT 6blTb ee rpa>KJJaHaMItI I-1nltl rpa>KJJaHaMI-1 nlO6oro JJpyroro 

rocYJJapcTBa - Yl.laCTHItIKa C5CE. rOCYJJapCTBO, KOTopoe CTaHOSItITCfl Yl.lacTHItIKKOM 

HaCTOflw,elit KOHBeHLlll1lt1 nocne ee sCTynneHItISl B cltlny, Ha3HayaeT CBoero ap61t1Tpa 1-1 

ero 3aMeCTI-1TenH B Tel.leHltle .QSYX MeCHLleB nocne BCTynneHltlfI HaCTOflUJ,elit KOHBeHLlltI1tI 

B cltlny JJnfl 3Toro rOCYJJapCTBa. 

2. Ap61t1TPbl ltI lI1X 3aMeCTlI1Tenltl JJomKHbl o6naJJaTb KBanltlcpltlKaLlltlelit, 

Heo6xoJJI-1MOlil JJnH Ha3Hal.leHlI1H S CBOll1X CTpaHax Ha caMble SblCOKl-1e 

JJon>KHOCTItI B cy JJe6HblX opraHax, ItInltl 6blTb IOpltlCTaMltI, 06naJJalOw,ItIMItI npItI3HaHHolit 

KOMneTeHTHOCTblO B o6naCTItI Me>KJJYHapOJJHoro npasa. 

3. Ap61t1TPbl ltI ItIX 3aMeCTItITenltl Ha3HayalOTCfl Ha CPOK S weCTb neT,C 

B03MO>KHOCTblO Ha3HayeHlI1Sl Ha ew,e OJJItIH CpOK. OHItI He MorYT 6blTb OTCTpaHeHbl OT 

CBOI-1X 06H3aHHocTeLi1 Ha3HaYItIBWltlM ItIX rOCYJJapCTBOM-Yl.laCTHlI1KOM JJO ItICTel.leHltlfl 

cpOKa V1X nOnHOMOYItlIil. B cnYl.lae KOHYItIHbl ap61t1Tpa, ero OTCTaBKItI ItInltl 

HeB03MO>KHOCTItI BblnonHflTb CBOItI 06f13aHHOCTI-1, npl-13HaHHOM npe3l11JJltlYMOM, ap6l11Tpa 

3aMeHSleT erD I-1nltl ee 3aMeCTItITenb. 
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4. B cnY'lae KOH'lVlHbl ap6111Tpa 111 ero II1nll1 ee 3aMeCTII1Teml, II1X OTCTaSKII1 II1nll1 

HeS03MO>KHOCTVI VlMII1 BblnOnH51Tb CBOIl1 CPYHKUVlVI, VI 3TOT cpaKT npVl3HaH npe3V10I-1YMOM, 

npOVl3B0051TC51 HOBble Ha3Ha'leHII151 B COOTBeTCTBlI1111 C nYHKTOM 1. HOBbl1i1 ap6111Tp VI erD 

VlnVl ee 3aMeCTII1Tenb Ha3Ha'la1OTCfl Ha OCTaBlI1li1cfl CPOK nonHOMO'l1l11i1 CSOIl1X 

npeJlweCTBeHHI-1KOB. 

5. PernaMeHT CYJla MO>KeT npeJlycMaTpl-1SaTb 'laCTI-1'lHOe 06HOBneHV1e COCTasa 

ap6V1TpoB VI VlX 3aMeCTVlTeneli1. 

6. no II1CTe'leHII1I11 cpoKa CBOVlX nOnHOMO'l1l11i1 ap6111Tpbl npOOOn>KalOT 3aHII1MaTbCfl 

pa36V1paTenbcTsoM no oenaM, KOTopble Y>Ke HaXOJlflTCfl Ha II1X paCCMOTpeHII1V1. 

7. <l>aMVlnVlVl ap6111TpoB C006w,aIOTC51 CeKpeTaplO, KOTOPbfli1 BKnlO'laeT V1X B 

CnIl1COK, nepeoasaeMbl1i1 CeKpeTapll1aTY C5CE Jlnfl npenpOSO>KJleHII151 rocyoapcTsaM -

Y'laCTHVlKaM C5CE. 

CTaTb51 5 

He3aSII1CVlMOCTb 'lneHOB Cyoa VI CeKpeTapfl 

Ml-1pOBble nOCpeOHI-1KII1, ap6V1Tpbl 1-1 CeKpeTapb BblnOnH51IOT CBOIl1 CPYHKUI-1I-1 

a6conIOTHo He3aBVlCI-1MO. nepeo BCTynneHlI1eM B OOn>KHOCTb 

OHVI oenalOT 3aflBneHVle 0 TOM, 'lTO 6YOYT BblnOnH51Tb CBOVI CPYHKUI-1I-1 6ecnpVlCTpaCTHO 

VI Jl06pOCOBeCTHO. 
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CTaTbfl 6 

npll1BlI1nerll1111 111 II1MMYHIIITeTbl 

MVlpOBbre nocpenHIIIKVI, ap6l11Tpbl, CeKpeTapb, a TaK>Ke npenCTaBVlTenll1 111 

nosepeHHbre CTOPOH B cnope nonb3YIOTcS1 nplll IIIcnonHeHVlII1 CBOVlX 06fl3aHHocTelit Ha 

TepplIITopVlIII rocy.uapCTB-yyaCTHII1KOB HaCTOS1UJ,elil KOHBeHLtll1111 nplIIBl-1nerlllflMI-1 111 

IIIMMYHII1TeTaMI-1, npenOCTaBnfleMblMII1 nlllLtaM, CBfl3aHHbiM c Me>t<.uYHaponHbIM Cy.uOM. 

CTaTbfl 7 

npe31-1nl-1YM Cyoa 

1. npe3V1.uVlYM Cyna COCTOIl1T Vl3 npencenaTenfl, 3aMeCTI-1Tenfl npence.uaTenfl 1-1 

Tpex .upyrl-1x yneHOB. 

2. npe.ucenaTenb Cyna 1I136111paeTcfl yneHaMI-1 Cyna 1113 I-1X YVlcna. npence.uaTenb 

npe.uce.uaTenbcTByeT B npe3l11nll1YMe. 

3. MlI1pOBble noCpenHIIIKIII 1-1 ap6111Tpbl v136l-1palOT 1-13 CBoero COCTaBa no nBa yneHa 

npe3V1.uVlYM3 VI no nsa II1X 3aMeCTVlTenS1. 

4. npe3V1aVlYM 1-136111paeT 3aMecn1TenS1 npeace.uaTenS1 1-13 YlI1cna CBOIl1X yneHOB. 

3aMeCTII1TeneM npe.uce.uaTen51 5lBn51eTCS1 MIllPOBOIiI nOCpenHI-1K, ecnl-1 npe.ucenaTeneM 

5lSn51eTCS1 ap6l11Tp, 111 ap6V1Tp, ecnll1 npencenaTeneM S1BnS1eTCfl MlI1pOBoliI nocpenHII1K. 

5. nOpfl.uOK sbl60pa npencenaTenS1, a TaK>t<e npyrll1x yneHOB npe3V1nVlYMa VI VlX 

3aMeCTII1Tenelil YCTaHaBnIllBaeTC51 PernaMeHToM Cy na. 
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CTaTb5'l8 

npouegypa npV1H5'lTV15'l peweH~~ 

1. PeWeHV15'l Cyoa np\l1HV1MatOTC5'l 6onbwV1HcTBOM ronOCOB '-IneHOB, Y'-laCTBYtOLU~X B 

ronocosaHV1V1. B030ep>K2SW\I1eC5'l He CYVlTaIOTC5'l yyaCTsytOUJ,VlMV1 S ronOCOSaHII1I11. 

2. PeUJeHII15'l npe3l11QV1YMa npV1HVlMatOTC5'l 6onbwV1HcTSOM ronOCOB erD 'HleHOB. 

3. PeUJeHII15'l npll1MlI1pV1TenbHblx KOMII1CCII1Lil VI Ap6V1Tpa)f(HbIX Tpll16YHanoB 

nplo1HII1MatOTC5'l 60nbWVlHC780M ronOCOB VlX 'meHOB, KOTopble He MorYT 

B030ep)f(II1BaTbCI1 npll1 ror:CCOBaHII1V1. 

4. Ecnll1 ronOC3 pa3.cenl1tOTCI1 nopoBHY, ronoc npeoce03 TenbCTBYtOUJ,ero 

5lBn5'leTC5'I peUJ3tOUJ,II1M. 

CTaTb5'l9 

CeKoenpb 

Cy,o Ha3HayaeT CEoero CeKpeTapl1 V1 MO>KeT npVlH5'lTb Mepbl on5'l Ha3HayeHIo15'l 

opyrll1x OOn)f(HOCTHbIX nV1lJ., KOTopble MorYT OKa3a TbC5'I Heo6xo0V1MbIMV1. nonO)f(eHlI1e 0 

nepcoHane KaHuenl1pV1111 ~a3pa6aTbIBaeTC5'I npe3I11QV1YMOM VI nplI1HII1MaeTCI1 

rocyoapcTSaMIt1-yyaCTHV1K3MV1, 5'lSnl1tOUJ,V1MII1C5'I cTopoHaM~ B HaCT05'lUJ,eLil KOHBeHUV1It1. 

CTaTb5'l 10 

MecTonpe6blsaHII1e Cyna 

1. MecTonpe6blBaHV1eM CYJJa 5'lSn5'leTC51 ropoJI. )KeHeBa. 
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2. no npocb6e CTOPOH B cnope 111 C COrnaClI1fl npe3l11all1YMa Cyaa npll1MlI1pll1TenbHafi 

KOMII1CCII1f1 II1nll1 Ap6l11Tpa)f(Hbili1 Tpll16YHan MorYT npoBoall1Tb 3aCeaaHII1f1 B apyroM 

MeCTe. 

CTaTbfl 11 

PernaMeHT Cyaa 

1. Cya npll1HII1MaeT CBoli1 PernaMeHT, noane)f(aUJ,1I11i1 YTBep)f(aeHII1IO 

rocyoapcTBaMII1-yyaCTHII1KaMII1, flBnfllOUJ,II1MII1Cfl cTOpOHaMII1 B HacToflUJ,eli1 KOHseHUIl1I11. 

2. B PernaMeHTe Cyaa YCTaHaSnIl1SaIOTCfl, S yaCTHOCTII1, npaslI1na npoueoypbl, 

KOTOPblM aon)f(Hbl cneoosaTb npIl1MlI1pl-1TenbHble KOMII1CCII1I11 111 

Ap6l11Tpa)f(Hble Tpll16YHanbl, C030asaeMbie so II1CnonHeHlI1e HaCTOflUJ,eli1 KOHseHUIl1I11. 

PernaMeHT onpeaen51eT, OT KaKII1X 1113 3TlI1X npasll1n CTOPOHbl B cnope He MorYT 

oTcTynaTb no oorosopeHHOCTII1. 

CTaTbfl 12 

Pa60YV1e fl3blKII1 

B PernaMeHTe Cyaa YCTaHasnll1salOTcfl npasll1na V1cnonb30BaHV1f1 513bIKOB. 

CTaTbfl 13 

<DII1HaHcosblli1 npoToKon 

C yyeTOM nOnO)f(eHII1Ii1 CTaTbll1 17 Bce pacxoObl cyoa nOKpblBalOTcfl 

rocyoapcTsaMV1 - yyaCTHV1KaMII1 HaCT051UJ,eli1 KOHSeHI..lIl1I11. nOnO)f(eHlI1fl 06 II1CYII1CneHlI1111 

pacxooos; COCTaSneHlI1111 111 YTsep)f(aeHII1V1 roaOBoro 6lOa)f(eTa Cyaa; pacnpeoeneHlI1111 

pacxoaoB Me)f(ay rocyaapCTBaMII1 - yyaCTHV1KaMII1 HacToflUJ,eli1 KOHseHUV1I11; peBII13111111 

CyeTOB Cyoa; lt1 0 CSfl3aHHblX Bonpocax cOaep)f(aTC5I B cPlI1HaHCOBoM npoToKone, 
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KOTOPbl1i1 6Y.QeT nplllH51T KOMIHeTOM CTapWIIIX .QOmKHOCTHbIX nlllLl. rOCY.QapCTBO, 

CTaBWee Y'·IaCTHIIIKOM HaC,051w,eli1 KOHSeHLlIIIIII, 06513aHO BblnonH51Tb 3TOT npOTOKOn. 

CTaTb51 14 

neplIIonlllyeCKlll1i1 nOKnan 

npe3111.QIllYM e>KerOnHO npe.QcTaSn51eT CoseTY C5CE yepe3 KOMIIITeT cTapwlllx 

.uon>KHOCTHbIX nlllLl .uOKnan 0 .ue51TenbHOCTIII S COOTseTCTSlII1I1 C HaCT051w,eli1 

KOHBeHLlllleli1. 

CTaTb51 15 

YsenoMne;';lIIe 0 npocb6ax 0 nplllMlI1peHlII1II IIInlll ap6l11Tpa>Ke 

CeKpeTapb Cy.oa HanpaSn51eT CeKpeTaplllaTY C5CE YBe.QoMneHII151 0 scex 

npocb6ax 0 nplllMlllpeHlII1II V1nlll ap6l11Tpa>Ke nn51 HeMenneHHoli1 nepe.oaYIII 

rocy.oapCTBaM - yyaCTHIIIKaM C5CE.' 

CTaTb51 16 

nOBeneHllle CTOPOH - BpeMeHHble Mepbl 

1. B xo.oe pa36I11paT€!ibCTSa CTOPOHbl B cnope S03nep>KII1BaIOTC51 OT nlO6blx 

.oeli1cTsV1li1, KOTopble Mory, 060CTplllTb nOnO>KeHV1e II1nll1 3aTpY.QHII1Tb yperynll1poBaHlI1e 

cnopa LtlnLtl nOMewaTb erD yperynLtlpOB3HII11O, 

2. nPIIIMlI1plIITenbHa51 KOMIIICCIII51 MO>KeT 06paTII1Tb BHII1MaHlI1e CTOPOH S cnope, 

nepe.oaHHOM Ha ee paCCMOTpeHV1e, Ha Mepbl, KOTopble 3TIII CTOPOHbl MOrnLtl 6bl 

npe.unpIllH51Tb, C TeM "lTo6bl He .uonYCTII1Tb 060CTpeHIII51 cnopa II1nlll OCnO>KHeHIII51 erD 

yperynlllpOSaHII15l. 
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3. Ap6v1Tpa>KHbl~ TpV16YHan, c03,qaHHblll1 ,qn~ KaKoro-nV160 cnopa, MO>KeT YKa3aTb 

BpeMeHHble Mepbl, KOTopble Ha,qne>KV1T npV1H5Hb cTopoHaM B cnope cornaCHO 

nOnO>KeHV1flM nYHKTa 4 CTaTbV1 26. 

CTaTbS1 17 

Cy,qe6Hble V13,qep>KKV1 

CTOPOHbl B cnope V1 nlo6aS1 BCTynV1Bwa~ B ,qeno cTopOHa HecYT CBOV1 

co6cTBeHHbie cy,qe6Hble V13,qep>KKV1. 

rnABAl1 -KOMnETEHU~~ 

CTaTb51 18 

KOMneTeHL\V1fl KOMV1CCV1V1 V1 T pV16YHana 

1. nlO6oe rocy,qapcT8o - yyaCTHV1K HaCT051w.elit KOHBeHUV1V1 MO>KeT nepe,qaTb Ha 

paCCMOTpeHV1e npV1MV1pv1TenbHoVr KOMV1CCV1V1 nlO6oVr cnop C ,qpyrV1M rocy,qapCT80M­

yyaCTHV1KOM, KOTOPblVr He 6bln yperynV1posaH B pa3YMHbilit nepV10,q speMeHV1 nYTeM 

neperOBOp"OB. 

2. Cnopbl MorYT nepe,qasaTbcfl s Ap6V1Tpa>KHbIVr TpV16YHan cornaCHO ycnOBlI1flM, 

npe,qycMOTpeHHblM B CTaTbe 26. 

CTaTbS1 19 

CoxpaHeHV1e cyw.ecTYIOUlV1X CpeIJcT8 yperynV1poBaHV151 

1. npIl1MV1pV1TenbHafl KOMV1CCV1t1 V111111 Ap6\.1Tpa>KHbIVr Tp1l16YHan, C03,Qa8aeMble A11t1 

KaKoro-nV160 cnopa, He npe,qnpV1HV1MaIOT HV1KaKII1X ,qanbHelitW\I1X ,qeVrcTB\I1~ B cnY'-Iae: 
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a) eCnV1 AO nepeAa'-lV1 B KOMVlCCVlIO VlnVl B TpVl6YHan cnop Y>Ke 6bln 

nepeAaH B KaK0C1-nV160 cy A VlnVl TpVl6YHan, IOpVlCAV1Kl.\VlIO KOTOpOrO B OTHOWeHVlVl 

AaHHOro cnopa CTOPOHbl B HeM IOpVlAVl'-leCKVl 06~3aHbl npVl3HaTb, VlnVl eCnVl TaKoli'1 

OpraH Y>Ke BblHeC peWeHVle no cyw.eCTBY AaHHOrO cnopa; 

b) eCnVl CTOPOHbl B cnope 3apaHee npV13HanVl VlCKnlO4VlTenbHYIO 

IOPV1C,[lVlKLJ.VlIO CY,[le6HOrO OpraHa, VlHOrO, '-IeM T pVl6YHan B COOTBeTCTBVlV1 C HaCT051w.eli'1 

KOHBeHLJ.V1elil, KOTOPbl1il 06na,[laeT IOPV1CQV1KLJ.V1elil An~ npV1H51TVl~ It1MelOw,erO 

06~3aTenbHYIO cVlny peWeHVl51 B OTHOWeHVlVl nepe,[laHHOrO eMY cnopa, nvt60 eCnVl 

CTOPOHbl B HeM ,[lOrOBOpVlnV1Cb CTpeMvtTbC51 K yperynvtpOBaHlt11O cnopa VlCKnlO'-IVlTenbHO 

VlHblMVl CpeACTBaMVl. 

2. npVlMVlpvtTenbHa51 KOMVlCCVl51, C03AaHHa51 An51 cnopa, He npeAnpVlHVlMaeT 

HVlKaKIt1X AanbHelilwVlx AelilcTBvtlil, ,[la>Ke ecnVl nocne nepeAaylt1 eli'1 AaHHoro cnopa OAHa 

It1nlt1 Bce CTOPOHbl HanpaBn51IOT 3TOT cnop B KaK0C1-nVl60 CYA It1nlt1 Tpvt6YHan, 

IOPVlCAvtKLJ.VlIO KOToporo B OTHoweHVlvt ,[laHHoro cnopa CTOPOHbl B HeM IOpVl,[lVl'-leCKIt1 

06513aHbl npV13HaTb. 

3. npVlMVlpVlTenbHa51 KOMVlCCVl51 OTKnaAblBaeT paccMOTpeHlI1e cnopa, ecnVl 3TOT 

cnop 6bln nepeAaH npyroMY opraHY, KOTOPblC1 o6na,[laeT KOMneTeHl.\VleC1 

cpopMynVlpoBaTb npennO>KeHvt51 B OTHoweHVlVl naHHoro cnopa. Ecnlt1 TaKlI1e paHee 

npennpvtH51Tble YClI1nll151 He npVlBenVl K yperynll1poBaHVlIO cnopa, KOMVlCCVl51 

B0306HOBn51eT CBOIO pa60TY no npocb6e CTOPOH VlnVl onHoli'1 1113 CTOPOH B cnope npVl 

ycnoBVlVl co6nioAeHVl51 nonO>KeHVlIiI nYHKTa 1 CTaTbVl 26. 

4. rOCYAapcTBo MO>KeT B MOMeHT nonnVlCaHVl51, paTVlcpVlKaLJ.VlVl HaCT051w,eli'1 

KOHBeHLJ.VlVl VlnVl npVlcoenVlHeHVl51 K HeC1 CnenaTb oroBopKY .on51 o6eCneyeHVl51 

COBMecn1MOCTVl C03AaBaeMoro HacTo~UJ.eC1 KOHBeHl.\Vleli'1 MeXaHIt13Ma yperynVlpoBaHVl51 

cnopoB c npyrlt1MIt1 cpenCTS3MII1 yperynlt1poBaHVl51 cnopoB, BbITeK31OUJ.It1MVI Vl3 

npVlMeHVlMblx K naHHoMY rocy n3pcTBY Me>KnYHaponHblx 065133TenbcTB. 
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5. Ecnl-1 S KaKoli1-nl-160 MOMeHT CTOPOHbl .oOCTV1raIOT yperynl-1po8aHI-1f1 C8oero 

cnopa, KOMI-1CCI-1s:1 I-1nV1 TpV16YHan CHI-1MalOT 3TOT cnop C paccMOTpeHI-1f1 no nonY"leHI-1I-1 

OT 8cex CTOPOH 8 HeM nl-1CbMeHHOrO nO.oT8ep>K.oeHV1s:1 TOrO, "ITO OHI-1 OOCTl-1rnl-1 

yperynl-1posaHV1s:1 .oaHHoro cnopa. 

6. B cnyyae pa3HOrnaCV1f1 Me>K.oy cTOpOHaMI-1 S cnope S OTHOWeHl'11'1 KOMneTeHUl'11'1 

KOMI'1CCI'1I-1 I'1nl-1 TpV16YHana Bonpoc pa3peWaeTCs:I KOMl-1ccV1eli1 I-1nl-1 Tp1-16YHanoM. 

rnABA "' - nplI1MII1PEHII1E 

CTaTbfl 20 

npocb6a 0 C030aHI-1V1 npV1MV1pI-1TenbHoli1 KOMI-1CCIIII-1 

1. nlO60e rocy oapcT8o - yyaCTHIliK HaCTOs:lw.eli1 KOHBeHUI'1V1 MO>KeT no.oaTb 

CeKpeTaplO 3as:lBneHI'1e C npOCb6oli1 0 C030aHV1111 npV1Ml-1pl'1TenbHoli1 KOMIIICCI'1I11 .onfl 

cnopa Me>K.oy H 1-1 Ivl 1'1 opyn1M rocy.oapcTBoM - yyaCTHV1KoM IIInV1 HeCKOnbKIIIMI-1 

rocyoapcTsaMV1-yyaCTHI-1KaMI-1. 3aflsneHVIe CeKpeTaplO MO>KeT 6blTb TaK>Ke no.oaHO 

COBMeCTHO OSYMfI IIInV1 HeCKonbKIliMVI rocyoapcTBaMV1-yyaCTHI-1KaMI-1. 

2. npocb6a 0 C030aHV1V1 nplIIMlllpV1TenbHoli1 KOMV1CCV11-1 MO>KeT 6blTb TaK>Ke 

npeocTaBneHa no cornaWeHl'11O Me>KLlY LlBYMfI I-1nl'1 HeCKOnbKIIIMI'1 rocYLlapcTsaMI'1 -

yyaCTHI'1KaMV1, nl'160 Me>KLlY OLlHIliM IIInV1 HeCKonbKV1MV1 rocy.oapcTsaMI'1 - yyaCTHI-1KaMI'1 

1-1 OOHIliM I-1nlll HeCKOnbKIIIMI'1 LlpyrlllMIll rocYLlapcTBaMIll - yyaCTHIliKaMI'1 C5CE. TaKoe 

cornaweHllle OOBOLlI'1TCs:I 00 CBe.oeHVIfI CeKpeTapfl. 

251 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)66 von 109

www.parlament.gv.at



251 der Beilagen 

• 13 -

CTaTb51 21 

C03QaH\IIe np\IIM\IIp\IITenbHOIil KOM\I1CC\I1\11 

1. Ka>K.Qa51 cTopoHa B cnope Ha3Ha'"laeT \113 CnlllCKa MIllPOBblX nOCpe.QHIIIKOB, 

COCTaBneHHOrO B COOTBeTCTBlII1II CO CTaTbelil 3, O.QHoro M\I1pOBOrO nocpe.QHIIIKa B 

COCTaB KOMIIICCIIIIII. 

2. KorJJa CTopOHaMIII B OJJHOM \11 TOM >Ke cnope 51Bn5110TC5I 60nee JJBYX 

67 

rOCYJJapCTB, rocYJJapCTBa, OTCTaIllBalOw.llle OJJHIII 111 Te >Ke IIIHTepeCbl MorYT 

JJorOBopVlTbC5I 0 Ha3Ha'"leHV1V1 O.QHoro o6w.ero MlllpOBoro nocpe.QHVlKa. nplII OTCYTCTBIIIIII 

TaKoli1 .QorOBopeHHOCH1 Ka)f(JJa51 1113 JJBYX CTOPOH B cnope Ha3Ha'"laeT OJJIIIHaKOBoe 

"llllcno MIllPOBblX nOcpeJJHIIIKOB, KOTopoe He npeBblwaeT MaKCIIIManbHoro IIIX "lIllCna, 

YCTaHaBnlllBaeMoro npe3\11Q\IIYMOM. 

3. Ka>KJJoe rocy JJapCTBo, 51Bn5l1Ou.r,eeC5I CTOPOHOIil B cnope, nepeJJaHHoM 

nplIIMVlplllTenbHOIil KOMVlCC\II\II, VI He 5lBn5l1Ou.r,eeC51 Y'-IaCTHIIIKOM B HaCT051w.eli1 KOHBeHLlIIIVl, 

MO>KeT Ha3Ha'-lIllTb KaKOe-n1l160 nlllLlO B COCTaB KOMII1CCIIIII1 nlll60 1113 cnlllCKa M\IIPOBblX 

nocpeOHIIIKOS, COCTasneHHoro B COOTBeTCTBlII1I1 C nOnO)f(eHIII51MIII CTaTb\ll 3, nlll60 1113 

'-IlIIcna JJPY'II1X nll1Ll, KOTopble 5lBnfIIOTC51 rpa>KJJaHaM\II KaKoro-nlll60 \113 rocy JJapCTB -

Y'-IaCTHIIIKOB C5CE. 8 3TOM cnY'-lae, JJnS1 uenelil paccMOTpeHIII5I cnopa, TaKllle nlllLla 

IIIMelOTb Te )f(e npaBa 111 06maHHOCTII1, '"ITO \11 OPyrllle '"IneHbl KOMIIICC\IIIII. OHIII 

BblnOnH5IIOT CBOIII cflYHKU\ll1ll a6conlOTHO He3aBIIICIIIMO \11 npe)f(JJe '-IeM nplllcTynlllTb K 

pa60Te B KOMIIICCIIIIII JJenalOT 3aS1sneH\IIe, npeJJYCMOTpeHHoe B CTaTbe 5. 

4. no nonY'-leHIII\II 3aS1sneHIIIS1 \IInlll cornaWeHIII51, nOCpeJJCTBOM KOTOPblX 

rocYJJapCTsa, 5lSnS1IOw.lllecS1 cTopoHaMIII S cnope, npOC5IT C03.QaTb np\i1MVlp\i1TenbHYIO 

KOMIIICCIllIO, npeJJCeJJaTenb CY.Qa npOsOJJ\IIT KOHcynbTaU\II1II co cTopoHaM\II B cnope 

OTHOC\llTenbHO OCTanbHblX '"IneHOB KOMIIICC\II\II. 
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5. npe3Vt.QVtYM Ha3HayaeT ew.e Tpex MII1POBblX nocpe.QHVtKOB B COCTaB KOMVtCCVtVt. 

npe3Vt.QVtYM MO>KeT YBenVtYII1Tb II1nll1 COKpaTII1Tb II1X YlI1cno npVt ycnOBVtVt, YTO OHO 

OCTaeTC~ Hel.feTHbiM. LJneHbl npe3111.QII1YMa 111 II1X 3aMeCTII1TenVt, KOTopble 3HayaTCfI B 

CnVtCKe MII1POBblX nocpe.QHII1KOB, MorYT 6blTb Ha3HayeHbi B COCTaB KOMII1CCVtIl1. 

6. KOMII1CCII1~ 1I136l11paeT CBoero npe.Qce.QaTen~ Vl3 YlI1cna yneHOB, Ha3HayeHHblX 

npe3H.QHYMOM. 

7. B PernaMeHTe Cyna YCTaHaBnHBaIOTc~ npouenpbl, npVlMeH~eMble B TOM 

cnYl.fae, eCnVt B Hal.fane IIInVl B XOne pa36l11paTenbCTBa O.QHOMY Vl3 I.fneHOB, Ha3Hal.feHHblX 

B COCTaB KOMVlCCIIIII1, 3a~BneH OTBOn, nll160 ecnll1 OH He MO>KeT VtnVl OTKa3blBaeTCfI 

pa60TaTb B KOMII1CCII1I11. 

8. nlO6oC1 Bonpoc OTHOCII1TenbHO npll1MeHeHII1~ HacToflw,eC1 CTaTblll pewaeTcfI 

npe3111nVlYMoM B Kal.feCTBe npenBapVlTenbHoro Bonpoca. 

CT3Tb~ 22 

npouenypa c03gaHlllfI npll1MlI1pIIITenbHoC1 KOMIIICCII1I11 

1. EcnVl npocb6a 0 c03gaHIIIlI1 npll1MlI1pll1TenbHOC1 KOMII1CCII1I11 npenCT3BneHa B BlI1ne 

3aflsneHIII~, TO S 3aflSneHlI1l11 YKa3blBaeTcfI npenMeT cnopa, cTopoHa IIInH CTOPOHbl, 

npoTIIIs KOTOpoC1 II1nlll KOTOPblX OHO HanpaBneHo, 111 cpaMlI1nlllfi MVtpoBoro nocpenHVtKa 

VlnVl MHPOBblX nOCpenHII1KOB, Ha3HayeHHblX o6pan"sweC1c~ CTaKIIIM 3aflBneHllleM 

CTOPOHOC1 II1nVt cTOpOHaMII1 B cnope. B 3aflSneHlI1l11 TaK>Ke KpaTKo YKa3blBalOTcfi 

cpe.QcTBa yperynll1pOBaHII1f1, KOTopble II1CnOnb30Banll1Cb paHee. 
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2. no nonyyeHV1V1 3a51sneHV151 CeKpeTapb yse.oOMn51eT .opyrYKJ CTOPOHY II1nll1 

CTOPOHbl s cnope, KOTopble ynoMflHYTbl B 3a51BneHV1I11. 8 TeyeHlI1e n51THa.ou.aTII1 .oHelll 

nocne nonyyeHII151 TaKoro YBe.ooMneHII151 .opyra51 cTopOHa II1nll1 CTOPOHbl B cnope 

Ha3Hal.laKJT no cBoeMY YCMoTpeHII1KJ MlI1pOBorO nocpe.oHII1Ka II1nll1 MII1POBblX nocpe.oHII1KOB 

B COCTaB KOMV1CCVlV1. EcnV1 B TeyeHV1e 3Toro nepV1o.oa o.oHa II1nVl HeCKonbKO CTOPOH B 

c.nope He Ha3HaYII1nll1 yneHa i-1nll1 I.IneHOB KOMII1CCV1V1, KOTOPblX OHVl II1MeKJT npaso 

Ha3Hal.lIl1Tb, npe3l11.oV1YM Ha3HayaeT He06xo.oV1Moe YV1cnO MV1POBbIX nocpe.oHII1KOB. 

TaKlI1e Ha3HayeHII151 np01l13Bo.oflTC51 1113 YlI1cna MII1POBblX nocpe.oHII1KOB, Ha3HayeHHblX B 

COOTBeTCTBII1V1 co CTaTbeJi1 3 CTOPOHOJi1 II1nV1 Ka>K.ooliI 1113 yyaCTBYKJllJ,V1X B cnope 

CTOPOH, nll160, ecnll1 3TII1 CTOPOHbl ew.e He Ha3HaYV1nll1 MII1POBblX nocpe.oHII1KOB, - Vl3 

YVlCna .opyrll1x MII1POBblX nocpe.oHII1KOB, He Ha3HayeHHblX .opyrolil CTOPOHOIiI II1nll1 

CTopOHaMVl B cnope. 

3. Ecnll1 npocb6a 0 C03.oaHII1V1 npV1MV1pV1TenbHoJi1 KOMII1CCIl1V1 npe.ocTaBneHa no 

cornaUJeHII1KJ, TO B cornaUJeHII1KJ YKa3blBaeTc51 npe.oMeT cnopa. npl-1 OTCYTCTBVlIl1 

COrnaCII151, nonHOCTbKJ I-1nl-1 yaCTW·lHO, B OTHOUJeHl-11-1 npe.oMeTa cnopa Ka>K.oa51 1-13 

CTOPOH B HeM MO>KeT 1I13nO>KII1Tb CBOKJ n031-1u.II1KJ OTHOCI-1TenbHO npe.oMeTa cnopa. 

4. O.oHospeMeHHo C npe.oCTaSneHlI1eM cTopoHaMV1 npocb6bl 0 C03.oaHI-1111 

npl-1Ml-1pl-1TenbHoJi1 KOMV1C01111 no cornaUJeHII1KJ, Ka>K.oa51 1-13 CTOPOH .oOSO.oI-1T .00 

CBe.oeHI-1f1 CeKpeTap51 cpaMV1nl-1KJ MlI1pOSOro nocpe.oHI-1Ka I-1nl-1 MVlPOBblX nocpe.oHII1KOS, 

KOTOPblX OHa Ha3HaYI-1na B COCTas KOM1I1CCI-1I-1. 

CTaTb51 23 

npou.enypa npIl1MlI1peHV151 

1. npll1MlI1pll1TenbHOe pa36111paTenbcTso oCYllJ,eCTSnfleTcfl KOHqm,oeHu.lI1anbHo, 111 sce 

CTOPOHbl S cnope I-1MeKJT npaso 6blTb 3acnYUJaHHb1M1I1. C yyeTOM nOnO>KeHI-1I11 CTaTelil 
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10 1-1 11 1-1 PernaMeHTa Cy.oa npl-1Ml-1pl-1TenbHafi KOMI-1CC\I1f1 nocne npOSeoeH\I1f1 

KOHcynbTaU\l11i! co CTOpOHaM\I1 S cnope onpe.oenfieT npoue.oypy. 

2. C cornaCI-1f1 CTOPOH S cnope npVlM\I1p\l1TenbHafi KOMI-1CCI-1f1 MO)l(eT npeonO)l(l-1Tb 

nlO6oMY rocy.oapcTsy-yyaCTH\I1KY HacTOflw,eLil KOHseHU\l1\11, 3a\l1HTepecoBaHHoMY s 

yperyn\l1posaH\I11-1 cnopa, yyaCTSOSaTb S pa36V1paTenbcTBe. 

CTaTbfl 24 

Uenb np\l1M\I1peH\I1f1 

, npl-1M\I1p\l1TenbHafl KOM\I1CCI-1f1 OKa3blsaeT nOMOUJ,b cTopOHaM S cnope s nO\l1CKaX 

yperynl-1posaH\I1f1 S COOTBeTCTSVI\I1 C Me)l(OYHapoOHblM npasoM \11 I-1X 06f13aTenbcTsaM\I1 

S paMKax C5CE. 

CTaTbfl 25 

Pe3ynb Ta T np\l1M\I1peHVlfI 

1. Ecn\l1 B xooe pa36V1paTenbCTsa CTOPOHbl S cnope np\l10YT C nOMOUJ,blO 

np\l1M\I1p\l1TenbHoli! KOM\I1CCVlVI K S3a\l1Monp\I1eMneMOMY yperyn\l1pOSaH\I1IO, TO OH\I1 

SKnlOyalOT ycnos\I1f1 3Toro yperyn\l1posaH\I1f1 S pe310Me BbISOOOB, no.on\l1CblSaeMoe \I1X 

npe.oCTaS\I1TenflMI-1 VI yneHaM\I1 KOMVlCC\I1V1. C no.on\l1CaH\I1eM 3Toro OOKYMeHTa 

pa36\11paTenbCTSO 3asepUJaeTCfI. CoseT C5CE yepe3 KOM\I1TeT CTapUJ\I1X 

.Qon)l(HOCTHbIX nl-1U CTaS\I1TCfI B 1-13SeCTHOCTb 06 ycneUJHoM I-1cxojle np\l1M\I1peHI-1f1. 

2. Ecn\l1 np\l1Ml-1pl-1TenbHafi KOMI-1CC\I1f1 COYTeT, YTO \I13yyeHbi sce acneKTbl cnopa \11 

sce S03MO)l(HOCT\I1 nOI-1CKa peUJeH\I1f1, OHa cocTasnfleT 3aKnlOYI-1TenbHblli! .oOKnao. B 

.QOKnaoe \I13naralOTCfI npe.onO)l(eH\I1f1 KOMVlCCVI\I1 no M\I1PHOMY yperyn\l1poBaHl-11O cnopa. 
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71 

3. LloKna.o nPL-1ML-1pL-1TenbHoli1 KOML-1CCL-1L-1 .oOBO.oL-1TCs=I .00 CBe.oeHL-1s=1 CTOPOH B cnope, 

KOTopble pacnonaralOT TpL-10uaTL-10HeBHbIM CPOKOM ons=l erD L-13yyeHL-1s=1 L-1 OJls=l 

C006w,eHL-1S'1 npeOceoaTenlO KOML-1CCL-1L-1 0 TOM, rOTOBbl nL-1 OHL-1 cornaCL-1TbCs=I C 

npeonaraeMblM ypery nL-1pOBaHL-1eM. 

4. ECJlL-1 OOHa L-13 CTOPOH B cnope He cornaWaeTCs=I C npe,onaraeMblM 

yperynL-1pOSaHL-1eM, TO .opyras=l CTopOHa L-1nL-1 CTOPOHbl 60nee He CBs=l3aHbt CBOL-1M 

cornaClI1eM Ha Hero. 

5. Ecnll1 no L-1CTeyeHL-1L-1 cpoKa, YCTaHoBneHHoro B nYHKTe 3, CTOPOHbl B cnope He 

cornaCL-1nll1Cb C npeonaraeMblM yperynll1pOBaHL-1eM, OOKna.o HanpaSns=leTCs=I 

COBeTY C5CE yepe3 KOMV1TeT CTaPWII1X OOJl)KHOCTHbIX nL-1U. 

6. KpoMe Toro, COCTaBmteTCs:I .oOKnao, KOTOPbl1i1 npeoycMaTpll1BaeT 

He3aMe,onL-1TenbHOe yseooMneHL-1e COBeTa C5CE yepe3 KOML-1TeT CTapWL-1X 

OOJl)KHOCTHbIX nL-1U 06 06CTOs=lTenbCTsax, npL-1 KOTOPblX KaKas=l-nll160 CTopOHa He 

S'lSns=leTCs=I Ha npoue,oypy npL-1MlI1peHV1s=1 V1nV1 OTKa3blBaeTCs=I OT TaKoli1 npoueoypbl nocne 

Toro, KaK OHa HayanaCb. 

rnABA IV - AP5111TPA>K 

CTaTbs=l 26 

npocb6a 0 C030aHII11t1 Ap6I11Tpa)f(HOrO Tplt16YHana 

1. npob6a 06 ap6lt1Tpa>Ke MO)f(eT 6blTb npe,ocTasneHa s 11Io6oli1 MOMeHT no 

cornaWeHL-11O Me>K,oy ,oSYMS'I L-1nlt1 HeCKOnbKII1MV1 rocy,oapcTSaML-1 - yyaCTHII1KaML-1 

HaCTOs=lw,eli1 KOHSeHUIl1L-1 L-1nV1 Me>K.oy O.oHL-1M L-1nL-1 HeCKOnbKL-1ML-1 rocy.oapCTBaMII1 -

yyaCTHL-1KaML-1 HaCTOs=lw,eli1 KOHseHUIl1V1 L-1 OOHL-1M L-1JlV1 HeCKOnbKV1MII1 ,opyrL-1MV1 

rocy.oapcTBaML-1 - yyaCTHII1KaMIll C5CE. 
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2. r ocy .r:tapcTBa - Y4acTHVlKVI HaCTO~LUeLil KOHBeHUVIVI MorYT B nlo6oe BpeMfl 

nocpe.QcTBoM YBe.r:toMneHVI~, HanpaBmleMoro Deno3V1TapVlIO, 3aflBVlTb, 4TO OHVI, ipso 

facto, VI 6e3 cnellVlanbHoro cornaweHVlfl npVl3HalOT 06513aTenbHoLil IOPVlC .r:tVlKUVlIO 

Ap6V1Tpa>KHOrO TpVl6YHana npVl ycnoBVlVI B3aVlMHOCTVI. TaKoe 3a51SneHVle MO>KeT 6blTb 

C.QenaHO 6e3 OrpaHlIIyeHVlfl CPOK3 VlnVl Ha onpe.r:teneHHblLil CpOK. OHO MO>KeT 

pacnpOCTp3H51TbC51 Ha Bce cnopbl Itlnltl VlCKnlOY3Tb cnopbl, K3C3IOLUVleC51 

TeppVlTopVlanbHoLil llenoCTHOCTItl rocy.r:tapCTBa, erG HaUVlOH3nbHoLil 060POHbl, npasa Ha 

cysepeHVlTeT H3.r:t TeppVlTopVleLil cywltl Vlnltl O.r:tHOBpeMeHHbIX npVlT5133HVlLiI Ha 

IOplllCIlVlKllVlIO Ha.r:t .r:tpyrVlMVI palilOHaMItl. 

3. npocb6a 06 ap6V1Tpa>Ke npOTItlB rocy llapcTBa - yyaCTHVlKa HaCT051w,eLil 

KOHBeHllVlItl, C.Qen3Bwero 3a51BneHllle, npellycMOTpeHHoe B nYHKTe 2, MO>KeT 6blTb 

npe.QcTaBneHa s BVI.r:te 3a51BneHVl51 Ha ItlM51 CeKpeTap51 TonbKO no VlCTeyeHltl1tl TpltlnU3TItl 

nHelil nocne Toro, KaK .r:tOKna.r:t npVlMVlpVlTenbHoli1 KOMt.1CCVlVI, KOTopafl paCCMaTplIIBana 

naHHbl1il cnop, 6bln nepe.r:taH COBeTY C5CE B COOTBeTCTBVIVI C nOnO>KeHltlflMItl nYHKTa 5 

CTaTblll 25. 

4. npltl nepe.r:taye cnopa Ha paCCMOTpeHltle Ap6V1Tpa>KHOrO Tpltl6YHana B 

COOTBeTcT8V1111 C HaCT051LUelii CTaTbeli1 Tplll6YHan MO>KeT Ha OCHOBe CBOItlX nOnHOMOyltl1il 

IIInltl no npocb6e O.r:tHOIi1 1-13 CTOPOH Vlnltl Bcex CTOPOH B cnope YKa3aTb BpeMeHHble 

Mepbl, KOTopble Hanne>KItlT nplllH51Tb CTopOHaM B cnope BO 11136e>KaHllle 060CTpeHIII51 

cnopa, OCnO>KHeHIII51 nm-1CKa peWeHt.151 IIInVl B03MO>KHOCTIII Toro, YTO t.13-3a noSelleHVl51 

o.r:tHoliI IIInltl HeCKOnbKItlX CTOPOH B cnope OKa>KeTC~ HeB03MO>KHbIM 06eCneYVlTb 

IIIcnonHeHVle peWeHIII51, KOTopoe MO>KeT 6blTb BblHeceHO TpItl6YHanOM. 

CTaTb51 27 

B036Y>K.r:teHVle nena B Ap6I11Tpa>KHOM TpVl6YHane 

1. Ecnlll npocb6a 06 ap6l11Tpa>KHe npencHBneHa no cornaweHVlIO, TO B HeM 

YKa3bIBaeTC51 npenMeT cnopa. npltl OTCYTCTBItlItl COrnaCIII51, nonHOCTblO t.1nltl 
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YaCTW.IHO, B OTHoweHVl~1 npeOMeTa cnopa Ka>Koa~ Vl3 CTOPOH B HeM MO>KeT Vl3nO)l(V1Tb 

CSOIO n03V1UVlIO B OTHOWeHVlVl npeOMeTa cnopa. 

2. ECflV1 npocb6a 06 ap6V1Tpa>Ke npencTaBneHa B SV10e 3a~BneHVI~, TO B HeM 

YKa3blBaeTc~ npeQMeT cnopa, rocyoapcTso-yyaCTHVlK VlflVl yyaCTHVlKVI s HacTo~w.eC1 

KOHBeHLJ.VlVl, npoTVls KOTOPblX OHO HanpasneHo, a TaK>Ke OCHOSHble q:,aKTbl VI npaBosble 

HOPMbl, ne>KaUJ,Vle sero OCHose. no nonyyeHVIVI 3a~sneHVI~ CeKpeTapb 

He3aMeQnVlTenbHO YBenoMn~eT 0 HeM opyrVle rocy oapcTsa-yyaCTHVlKVI VlnVl CTOPOHbl, 

KOTopble ynoM~HYTbl B 3a>lBneHI-1V1. 

CTaTb~ 28 

C03gaHVle Ap6I-1Tpa>KHOrO TpVl6YHana 

1. no npVlcTBneHVlVI npocb6bl 06 ap6V1Tpa>Ke C03QaeTC~ Ap6V1Tpa>KHblC1 TpVl6YHan. 

2. Ap6V1TPbl, Ha3HayaeMbie cTopoHaMVI B cnope B COOTBeTCTBVIVI co CTaTbeC1 4, 

73 

5lBn51IOTC51 ex officio yneHaMI-1 TpVl6YHana. KorJJa 60nee JJBYX rocYQapCTB ~Bn51IOTC51 

cTOpOHaMI-1 B OQHOM 1-1 TOM >Ke cnope, rocy oapCTBa, oTCTaVlBalOw.Vle OOHVI VI Te )l(e 

V1HTepeCbl, MorYT JJOrOBOpVlTbC~ 0 Ha3HayeHVIVI OQHoro o6w.ero ap6V1Tpa. 

3. npe3V1QVlYM Ha3HayaeT Vl3 ap61-1TpOB B COCTas Tp\l16YHana onpeoeneHHoe Y\I1cno 

yneHOB TaKV1M o6pa30M, YTo6bl YVlcno yneHOB, Ha3HayeHHblX npe3V10VlYMOM, no 

KpaC1Hetit Mepe Ha OQHoro yenOBeKa npeBblwano YVlcno yneHOB ex officio. YneHbl 

npe3\11QI-1YMa 1-1 VlX 3aMeCTVlTen\l1, cpaMVln\l1V1 KOTOPblX 3HayaTC~ B cnVlCKe ap6\11TpOB, 

MorYT 6blTb. Ha3HayeHbi B COCTaB TpVl6YHana. 

4. Ecnl-1 yneH ex offlcio He MO>KeT yyaCTBOSaTb I-1nVl paHee B KaKOM-nVl6o 

KayeCTSe Y"l3CTBOBan s cnywaHVl51X no Qeny, SbITeKalOUJ,eMY \113 BbITeK31Ow.eMY \113 

cnopa, 
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nepe03HHoro B TpVl6YH3fl, TO MeCTO ::noro "'meH3 3aHVlMaeT erD VlflVl ee 33MeCTVlTenb . 

. EcnVl 3aMeCTVlTenb HaXO.QIIlTC5'l B TaKOM >Ke nOflO>KeHVlVI, TO 3aVlHTepecOB3HHoe 

rocY.llapCTBO Ha3HayaeT .Ilpyroro yneHa .Iln5'l paccMOTpeHII15'l oaHHoro cnopa B 

COOTBeTCTBVIVI C nOp5'l.QKOM III ycnOBVl5'lMVI, npeOYCMOTpeHHblMIIl B nYHKTe 5. npl.1 

B03HI.1KHOBeHI.11.1 COMHeHVl5'l OTHOCIIlTenbHO cnoc06HoCTVI O.QHoro Vl3 yneHOB VlnVl erD Vlnl.1 

ee 3aMeCTVlTeflfl yyaCTBOBaTb B pa60Te TpVl6YHana, peweHVle no 3TOMY Bonpocy 

npVlHIIIMaeT npe3111.QIllYM. 

5. nlO6oe rocY.QapcTBo, 5lBnfllOUJ,eeCfl CTOPOHOli1 B cnope, nepeoaHHoM B 

Ap6l.1Tpa>KHblli1 Tp1ll6YHan, VI He flBnfllOUJ,eeC5'l yyaCTHVlKOM HaCTO~UJ,eli1 KOHBeHUVlVI, 

MO>KeT Ha3HaYl.1Tb no CBoeMY YCMOTpeHVlIO B COCTaB Tpl.16YHana KaKoe-nVl60 nl.1Uo 

nl.160 1.13 Cnl.1CKa ap6V1TpOB, COCTaBneHHoro B COOTBeTCTBVlVI C nOnO>KeHVl5'lMVI 

CTaTbVl 4, nVl60 Vl3 YVlcna opyrVlx nVlU, 5'lBnfllOw.VlXC~ rpa>KQaHaMIIl KaKoro-nVl6o 

rocY.ll3pCTBa - yyaCTHVlKa C5CE. nlO6oe Ha3HayeHHOe TaKIIlM o6pa30M nVllJ,O oon>KHO 

Y.IloBneTBOpflTb ycnOBVlflM, npeQycMoTpeHHblM B nYHKTe 2 CTaTbVl 4, VI Qnfl ueneli1 

paccMoTpeHVlfl oaHHoro cnopa OHO IIlMeeT Te >Ke npaBa VI 06f13aHHOCTVI, ~TO VI .Ilpyrli1e 

yneHbl Tpli16YHana. 3TO nVllJ,O BblnonHfleT CBOIll CPYHKlJ,IIlVl a6conlOTHO He3aBVlCI.1MO, VI 

npe>KQe yeM npVlcTynVlTb K pa60Te B T pll16YHane QenaeT 3aflBneHVle, 

npeOYCMO.TpeHHoe B CTaTbe 5. 

6. TpVl6YHan Ha3HayaeT CBo~ro npe.QceQaTen~ Vl3 YVlcna yneHOB, Ha3HayeHHblX 

npe3Ii10IllYMOM. 

7. B cnyyae, ecnVl OOVlH Vl3 yneHOB T pVl6YHana, Ha3HayeHHblli1 npe3V1QVlYMOM, He 

MO>KeT yyaCTBOBaTb B pa36V1paTenbCTBe, 3Toro yneHa 3aMeHflIOT opyrVlM 4neHOM 

TonbKO B TOM cnyyae, ecnlll YVlcno yneHOB, Ha3HayeHHblX npe3V1.1lVlYMOM, CTano 

MeHbwe YVlcna yneHOB ex officio Ii1nVl 4V1cna yneHOB, Ha3HayeHHblX CTopOHaMVI B cnope 

B COOTBeTCTBVIVI C nYHKToM 5. B 3TOM cnyyae npe3V1.1lVlYM Ha3HayaeT OQHoro Ii1nVl 

HeCKonbKVlX HOBblX yneHOB B COOTSeTCTBlI1111 C nYHKTaMVI 3 VI 4 HacToflUJ,eli1 CTaTbVl. 
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np~ Ha3HayeH~~ OaHoro ~n~ HeCKOnbK~X HOBblX yneHOB HOBbl1il npeaceaaTenb He 

~36VlpaeTC5'l, ecn~ TonbKO yneH Tp~6YHana, He cnoco6Hbilil VlCnonH5'lTb CBO~ 

065'l3aHHOCT~, caM He 5'lBn5'leTC5'l npeaceaaTeneM. 

CTaTb5'l29 

npouenypa ap6~Tpa >t<a 

1. Bce CTOPOHbl B cnope VlMelOT npaBO 6blTb 3acnywaHHblM~ B xOjle 

ap6~Tpa>t<Horo pa36V1paTenbcTBa, KOTopoe non>t<HO OTBeyaTb np~Hu~naM 

cnpaBennV1Boro cyae6Horo npouecca. Pa36~paTenbcTBo COCTOV1T ~3 n~CbMeHHoro ~ 

YCTHoro npO~3BOaCTBa. 

2. Ap6~Tpa>t<Hbllil TpVl6YHan o6nanaeT no OTHoweH~1O K cTopOHaM B cnope 

nOnHOMOY~5'lMVI no YCTaHoBneH~1O cpaKToB ~ npoBeaeH~1O paccneooBaH~C1, 

Heo6xo0V1MbIMV1 eMY an5'l BblnOnHeH~5'l CBO~X 3aaay. 

3. nlO6oe rocyaapcTBO - yyaCTH~K C5CE, KOTopoe CYVlTaeT, YTO peweHV1e 

TpV16YHana Mo>t<eT 3aTpOHYT erD OC06bllil ~HTepec npaBOBoro xapaKTepa, Mo>t<eT B 

TeyeH~e mFrHanuaT~ OHeli1 nocne nepeaay~ YBeooMneH~Sl CeKpeTap~aToM C5CE 

cornaCHO CTaTbe 15 HanpaB~Tb CeKpeTaplO npocb6y 0 BCTynneH~VI B aeno. 3Ta 

npocb6a He3aMeam1TenbHO npenpoBo>t<naeTC51 cTopOHaM B cnope ~ B TpVl6YHan, 

c030aHHbilil onSl oaHHoro cnopa. 

4. EcnVl BCTynalOw.ee B oeno rocy oapcTBo YCTaHOB~T Han~y~e y ce6Sl TaKoro 

V1HTepeca, OHO nonyyaeT pa3peweH~e yyaCTBOBaTb B pa36~paTenbcTBe B TOIi1 Mepe, B 

KaKoliI 3TO Mo>t<eT 6blTb Heo6xoO~MO on5'l 3aw.VlTbl TaKoro ~HTepeca. 

COOTBeTcTBYIOW.a51 yaCTb peWeH~51 TpV16YHana ~MeeT o6snaTenbHYIO cV1ny ons:! 

oaHHoro BCTyn~Bwero B aeno rocy oapcTBa. 

75 
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5. CTopoHaM B cnope npenOcTaBn~eTc~ TpVlnuaTVlnHeBHblLll CPOK nn~ Toro, 

YTo6bl HanpaBVlTb B TpVl6YHan CBOVl 3aMeyaHVl~ OTHOCVlTenbHO npocb6bl 0 BCTynneH1tl1tl 

B neno. Tpltl6YHan BblHOCVlT peweHllle 0 npVleMneMOCTItl TaKOLil npocb6bl. 

6. CnywaHIII~ B TpVl6YHane npoxon,1T in camera, ecnlll Tplll6YHan He npltlHItlMaeT 

ItlHOe peweHllle no npocb6e CTOPOH B cnope. 

7. B cnyyae, ecnVl onHa Vlnlll HeCKonbKO CTOPOH B cnope He ~BmHOTC~ B 

Tpltl6YHan, TO npyra~ VlnVl npyrltle CTOPOHbl B HeM MorYT 06paTItlTbC~ B Tpltl6YHan C 

npocb6oLll peWItlTb Bonpoc B ee IIInlll ItlX nonb3Y. B 3TOM cnyyae Tplll6YHan BblHOCItlT 

peWeHltle, npenBaplIITenbHO y6enltlBwltlCb B Hanltlyltlltl y Hero COOTBeTCTBYfOW.eC1 

KOMneTeHUltl1ll Itl B 060CHOBaHHOCTItl npeTeH31tlLll CTOPOHbl Itlnltl CTOPOH, yyaCTBYIOw,ItlX B 

pa36l11paTenbCTBe. 

CTaTb~ 30 

Cl)YHKUItl~ Ap6ItlTpa>KHOrO TpVl6YHana COCTOVlT B TOM, 'Ho6bl pewaTb 

nepenaHH'ble eMY cnopbl B COOTBeTCTBIIIVl C Me>KnHapOnHblM npaBOM. DaHHoe 

nOnO>KeHVle He OrpaHVlYVlBaeT npaBa TpVl6YHana pa3pewaTb neno ex aequo et bono 

npltl CornaCltl1ll Ha 3TO CTOPOH B cnope. 

CTaTb~ 31 

Ap6VlTpa>KHOe peweHVle 

1. B peWeHltl1ll Ap6VlTpa>KHOrO TpVl6YHana nOn>KHbl 6blTb npltlBeneHbl 

C006pa>KeHVl~, Ha KOTOPblX OHO OCHOBaHO. Ecnlll peweHVle, B uenOM VlnVl B yaCTItl He 

Bblpa>KaeT enltlHOrnaCHoro MHeHItl~ yneHOB 
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Tp~6YHana, TO mo6o~ yneH Ap6v1Tpa>t<HOrO TpVl6YHana ItIMeeT npaBO npeACTaBItITb 

CBOe oco6oe MHeHVle VlnVl 3as:lBItITb 0 HeCOrnaCItIVl. 

2. C yyeTOM nYHKTa 4 CTaTbltl 29 peWeHltle TpVl6YHana o6s:!3aTenbHo TonbKO AnS1 

CTOPOH B cnope Vl El OTHOWeHVlItI nena, KOToporo OHO KaCaeTC>l. 

3. PeWeHltle s:lBn>leTC>l OKOHyaTenbHblM VI 06>t<anOBaHItlIO He nOAne>t<VlT. BMeCTe C 

TeM CTOPOHbl B cnope VlnVl OAHa Vl3 CTOPOH MorYT 06paTItITbCs:I B Tpltl6YHan C 

npocb60~ AaTb TonKOBaHVle CBoero peWeHVls:I B TOM, 'HO KaCaeTCs:I erD CMblcna I;1nl;1 

ccpepbl npItIMeHeHItI>l. EcnVl CTOPOHbl B cnope He AoroBopsncs:I 06 IIlHOM, TaKas:l 

npocb6a npeACTaBns:leTCs:I He n03AHee, yeM yepe3 weCTb MeCs:lu.eB nocne C006w.eHI;151 

peWeHVls:I. no nonyyeHItIVl 3aMeyaHItI~ CTOPOH B cnope TpVl6YHan B KpaTyaJl1Wltle 

B03Mo>t<Hble CPOKItI naeT CBoe TonKOBaHVle. 

4. npocb6a 0 nepecMoTpe peWeHVls:I Mo>t<eT 6blTb nOAaHa nltlWb Ha oCHOBaHl;11;1 

77 

BHOBb OTKPI;1BWVlXC>l 06CTOs:lTenbCTB, KOTopble no CBoeMY xapaKTepy MorYT OKa3aTb 

pewalOw.ee Bnltls:lHltle Ha \I1cxon nena \11, KOTopble npVl BbIHeceHV1V1 peweHVlS1 He 6blnVl 

V13BeCTHbl Hltl TpVl6YHany, HVI CTopoHe VlnVl CTopOHaM B cnope, Tpe6YIOw,VlM 

nepeCMOTpa. npocb6a 0 nepeCMOTpe AomKHa 6blTb npenCTaBneHa He n03AHee, yeM 

4epe3 weCTb MeC>lu.eB nocne Bbl>lCHeHVI>l HOBblX 06CTO>lTenbCTB. no V1CTeyeHV1V1 neC5ITV1 

neT C naTbl npIllHs:lTV1>l peWeHV1>l HVlKaKlIle npocb6bl 0 nepeCMOTpe nOnaBaTbCs:I He 

MorYT. 

5. no Mepe B03MO>t<HOCTV1 paccMOTpeHlIle npocb6bl 0 TonKOBaHVlV1 V1nVl 0 

nepecMoTpe peWeHVls:I Aon>t<Hbl ocyw,eCTBn>lTbCs:I TeM TpVl6YHanoM, KOTOPbl~ BblHec 

naHHoe peweHV1e. EcnVl npe3V1nlllYM COYTeT 3TO HeB03MO>KHbIM, TO C03naeTC>l HOBblJl1 

T pVl6YHan B COOTBeTCTBItIVI C nono>t<eHV1>lMVl CTaTbV1 28. 
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CTaTbfl 32 

ny6m1KauV1f1 ap6l11Tpa>KH9ro peWeHII151 

PeWeHlI1e ny6nll1KyeTC51 CeKpeTapeM. Ero 3asepeHHa51 KOnll1f1 HanpaBn51eTCfI 

cTopoHaM B cnope 111 CoseTY C5CE yepe3 KOMII1TeT CTapWII1X Aon>KHOCTHbIX nll1U. 

rnABA V - 3AKnlOLJlltTEnbHbiE nOnO>KEHllt51 

CTaTb51 33 

nOnnll1CaHV1e 111 BCTynneHlI1e B clI1ny 

1. HaCT051UJ,a51 KOHBeHUII1f1 OTKpblTa Anfl nOAnIl1CaHII151 rocYAapcTBaMII1 -

yyaCTHII1KaMII1 C5CE no 31 MapTa 1993 rOAa B wTa6-KSapTlI1pe npaSIl1TenbCTBa 

WseUIl1I11. OHa nOAne>KII1T paTII1cj:>II1KaUIl1V1. 

2. r ocy napcTBa - yyaCTHII1KII1 C5CE, KOTopble He nOAnll1Canll1 HacTOflw.ylO 

KOHBeHUlI1lO, MorYT snocneAcTBV1111 npIl1COenV1HII1TbC51 K Heli1. 

3. HacyoflUJ,afl KOHSeHUV151 sCTynaeT S cV1ny yepe3 Asa MeCflua nocne AaTbl CoayV1 

Ha xpaHeHMe oseHaouaToli1 paTII1cj:>II1KaUV1OHHoli1 rpaMOTbl V1nV1 ,QOKYM8HTa 0 

npIl1COe0V1H8HV1V1. 

4. UnSi K3>K,Qoro rocY,QapcTBa, KOTopoe paTV1cj:>II1UV1pyeT HacToflUJ,YIO KOHBeHUV11O 

II1nll1 npll1Coe,QII1HfleTCfI K H81i1 nocne CoayV1 Ha XpaH8HII1e OBeHa,QuaToli1 

paTII1cj:>V1KaUV10HHoli1 rpaMOTbl II1nV1 ,QoKYMeHTa 0 npV1coe,QV1H8HV1I11, KOHSeHUIl1f1 BCTynaeT 

B cV1ny yepe3 OBa MeCflua nocne CoayV1 Ha xpaHeHV1e erD paTV1cj:>II1KaUV10HHoli1 rpaMOTbl 

II1nV1 OOKYMeHTa 0 npV1coeOV1HeHV1V1. 

5. Uen03l11Tapll1eM HacToflUJ,eli1 KOHBeHuV1V1 Sisn51eTC51 npaBV1TenbcTBo WBeUIl1V1. 
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CTaTb51 34 

OrOBOpKI-1 

B OTHOWeHl-1\11 HaCT051UJ.eLit KOHBeHUl-11-1 He MO)l(eT 6blTb C.QenaHO HII1KaKII1X 

orOBopOK, nOM\I1MO Tex, KOTopble S HeLit np51MO pa3pewatOTC5l. 

CTaTb51 35 

nOnpaSKI-1 

1. nOnpaSK\I1 K HaCT051w.eLit KOHSeHl..ll-11-1 .oon)l(Hbl npl-1HI-1MaTbC51 B COOTBeTCTBl-1111 co 

cne.oYIOUJ.I-1M\I1 nYHKTaM\I1. 

2. nOnpaSKI-1 K HaCT051w.eLit KOHBeHl..l\l1\11 MorYT npe.QnaraTbC5l mo6blM 

rocy.oapcTBoM, 5lBn51IOw.I-1MC51 ee yyaCTH\I1KOM, \11 HanpaSn5ltOTC51 Den03111Tapl-1eM B 

CeKpeTapl-1aT C5CE .on51 nepe.oaYI-1 rocy.oapcTsaM - yyaCTHIIIKaM C5CE. 

79 

3. Ecnl-1 COBeT C5CE npl-1H\I1MaeT npe.QnaraeMblLit TeKCT nonpaBKI-1, TO 3TOT TeKCT 

HanpaBn51eTC51 Den031-1TapllleM rocY.QapcTBaM - yyaCTHVlKaM HaCT05lw.eLit KOHBeHUl-11-1 

.on51 nonyyeHVl51 IIIX COrnaCIII51 B paMK3x VlX cooTBeTcTBytOUJ.I-1X KOHCTI-1TYUl-10HHblX 

Tpe6oB3HIllIi1. 

4. nt06351 T3Ka51 nonp3BK3 BCTyn3er B cl-1ny H3 Tpl-1.QuaTblli1 .QeHb nocne Toro, KaK 

sce rocy.oapCTBa - YY3CTHI-1K\I1 H3cTOflw.eli1 KOHBeHl..lIIIVl YBe.QoM51T Den03l11Tapl-151 0 

CBoeM cornaClII1I1 C Heli1. 
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CTaTb5'l 36 

DeHOHCaUVl5'l 

1. nlO6oe rocy.uapCTso-yyaCTHVlK HaCT05'lLUelit KOHSeHlJ,VIVI MO>KeT s nlO6oe SpeM5'l 

JleHOHCVlposaTb HaCTOS1w.ylO KOHseHUVlIO nocpe.ucTsoM HanpaSneHVl5'l lleno3V1TapVllO 

yaeJlOMneHVlR 

2. TaKafl neHOHcauVlS1 BCTynaeT s cVlny yepe3 O.uVlH ro.u C JlaTbl nonyyeHVlfI 

yaenoMneHVl5'l llen03V1TapVleM. 

3. HaCT05'lLUafl KOHseHUVlSl, TeM He MeHee, nponon>KaeT npVlMeH5'lTbCfI .un5'l 

neHOHCVlpYIOLUelit CTOPOHbl s OTHoweHVIVI pa36V1paTenbCTB, KOTopble npoxo.uflT BO 

apeM5'l sCTynneHVlfI .ueHOHCalJ,VIVI s cVlny. TaKVle pa36V1paTenbCTBa npo.uon>KaIOTC5'l JlO 

IIIX 3aBepweHV1R 

CTaTb5'l37 

Yse.uoMneHVl5'l VI co06w.eHVlSl 

Yse.uOMneHVl5'l VI co06LUeHVl5'l, HanpasnSleMble lleno3V1TapllleM, nepe.ualOTcfI 

CeKpeTaplO VI CeKpeTapV1aTY CSCE .un5'l .uanbHelilwelil nepe.uayVl rocy.uapCTsaM -

yyaCTHVlKaM CSCE. 

CTaTb5'l38 

r ocynapcTsa, He 5'lSm11Ow.VlecS1 yyaCTHV1KaMVI KOHBeHUVIVI 

B COOTseTCTBVlVI C Me>K.uYHapo.uHbIM npasOM no.uTBep>KJlaeTCS1, YTO HIIIYTO B 

HaCT05'llll,elit KOHSeHlJ,V1111 He MO>KeT 6blTb VlCTonKosaHO KaK C03JlalOLUee KaKille-nlll60 

06513aHHOCTIII iIInlII 06513a TenbCTsa .unS1 rocy napCTB - yyaCTHIIIKOB CSCE, KOTopble He 
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smmUOTCH Y4aCTHII1KaMII1 B HaCTOHlLf.e~ KOHSeHUIl1I11, ecnll1 TOnbKO 3TO cneUlI1anbHO He 

npeAYCMaTpVlBaeTCH 111 ecnll1 TaKVle rocy oapCTBa He oalOT C80e HCHO 8blpa)f(eHHOe 

cornacVle Ha 3TO B nVlCbMeHHoLil cpopMe. 

CTaTb~ 39 

nepexoOHble nOnO>KeHVI~ 

1. Cyo B Te4eHVle 4eTbipex MeCS'lueS nocne BCTynneHVlS'l HacToHlLf.e~ KOHBeHUVl>-1 B 

clI1ny Vl36V1paeT npe311101l1YM, npll1HVlMaeT CBO~ PernaMeHT VI Ha3Ha4aeT CeKpeTap~ 8 

COOTseTCTBVlII1 C nOnO>KeHII1S'lMVI CTaTe~ 7, 9 111 11. npaBII1TenbCTBo npIl1HII1MalOw.e~ Cy.o 

cTpaHbl C08MeCTHO C .oen03V1TapVleM npVlHII1MaeT He06xoAVlMbie Mepbl. 

2. .00 Ha3Ha4eHVI~ CeKpeTapS'l o6513aHHocTVI CeKpeTapH B COOTBeTCT8V1V1 C 

nYHKToM 5 CTaTbVl 3 VI nYHKToM 7 CTaTbVl 4 II1cnonH~eT .oeno3l11Tapll1Li1. 

CosepweHO r. CTOKroJIbM, 

Ha aHrnVlLi1cKOM, II1cnaHCKOM, II1TanbHHCKOM, 

HeMeUKOM, PyCCKOM VI cppaHUY3CKOM ~3bIKax, 

npll14eM Bce weCTb TeKCTOB VlMelOT 

OOVlHaKOSYIO cVlny, B 15 .neKa6pSl 1992 ro.na. 

6 

251 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 81 von 109

www.parlament.gv.at



82 251 der Beilagen 

CONVENCION DE CONCILIACION Y ARBITRAJE EN LA CSCE 
Los Estados partes en la presente Convenei6n, Estados partieipantes en la Conferencia sobre la 

Seguridad y la Cooperaci6n en Europa, 

CONSCIENTES de su obligaci6n, eonforme a los Articulos2, parraf03, y 33 de la Carta de las 
Naeiones Unidas, de solueionar pacffieamente sus eontroversias; 

RECALCANDO que no es su intenei6n menoseabar en modo alguno la eompeteneia de otras 
instituciones 0 meeanismos existentes, inc1uyendo la Corte Internacional de Justicia, el Tribunal 
Europeo de Derechos Humanos, el Tribunal de Justieia de las Comunidades Europeas y el Tribunal 
Permanente de Arbitraje; 

REAFIRMANDO su eompromiso solemne de solueionar las eontroversias por medios pacffieos y 
su decisi6n de desarollar meeanismos de soluei6n de controversias entre Estados participantes; 

RECORDANDO que la aplieaci6n fntegra de todos los principios y compromisos de la CSCE 
eonstituye en si un elemento esencial de la prevenci6n de controversias entre los Estados participantes 
en la CSCE; 

PREOCUPADOS por mejorar y reforzar los eompromisos que figuran espeeialmente en el 
Informe de la Reuni6n de Expertos sobre Arreglo de Controversias por Medios Pacfficos adoptado 
en La Valetta y aprobado por e1 Consejo de Ministros de Asuntos Exteriores de la CSCE en su reuni6n 
de Berlfn el 19 y 20 de Junio de 1991, 

HAN CONVENIDO 10 siguiente: 

CAPITULO I 

DISPOSICIONES GENERALES 

Articulo 1 

Establecimiento de la Corte 

Se establecera una Corte de Conciliaci6n y Arbitraje con la finalidad de solueionar, a traves de la 
eoneiliaci6n y, euando proeeda, de arbitraje, las eontroversias que le sean sometidas de eonformidad 
con las disposieiones de la presente Convenei6n. 

ArticIe 2 

Cornisiones de 'Conciliacion y Tribunales de Arbitraje 

1. La conciliaei6n se realizara por una Comisi6n de Conciliaei6n eonstituida para cada 
eontroversia. La Comisi6n se eompondra de eonciliadores designados a partir de una lista establecida 
de eonformidad con las disposiciones deI artfculo 3. 

2. EI arbitraje se realizara por un Tribunal arbitral constituido para eada eontroversia. EI Tribunal 
se eompondra de arbitros designados a partir de una lista estableeida de conformidad con las 
disposiciones dei articulo 4. 

3. EI eonjunto de los coneiliadores y los arbitros constituye la Corte de Coneiliaci6n y Arbitraje en 
el se no de la CSCE, en adelante llamada «la Corte ». 

Articulo 3 

Nombramiento de los conciliadores 

1. Cada Estado parte en la presente Convenci6n nombrara, en el plazo de dos meses a contar desde 
la entrada en vigor de la Convenei6n, dos eoneiliadores, uno de los cuales por 10 menos tendra la 
nacionalidad dei Estado que 10 designa, pudiendo tener el otro la nacionalidad de otro Estado 
participante en la CSCE. Un Estado que se adhiera a la presente Convenci6n despues de su entrada 
en vigor nombrara a sus conciliadores en el plazo de dos meses despues de la entrada en vigor de la 
presente Convenci6n para dieho Estado. 

2. Los conciliadores deberan ser personas que ejerzan 0 hayan ejercido altas funciones nacionales 
o internacionales y pose an eompetencia reconocida en materia de dereeho internacional, re1aciones 
internacionales 0 soluci6n de controversias. 

3. Los coneiliadores seran nombrados para un periode de seis allOS renovable. EI Estado que los 
haya nombrado no podra poner termino a sus funciones durante su mandato. En caso de fallecimiento, 
dimisi6n 0 impedimento reconoeido por la Mesa, el Estado en cuesti6n procederei al nombramiento de 
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un nuevo conciliador; la duracion deI mandato deI nuevo conciliador sera la que quede por transcurrir 
deI mandato de su predecesor. 

4. Una vez terminado su mandato, los conciliadores continuaran conociendo de los asuntos que les 
hubieran sido sometidos. 

5. Los nombres de los conciliadores se notificaran al Secretario quien los inscribira en una lista que 
comunicara a la Secretaria de la CSCE para su transmision a los Estados participantes en la CSCE. 

Articulo 4 

Nombramiento de los arbitros 

1. Cada Estado parte en la presente Convencion nombrara, en un plazo de dos meses despues de su 
entrada en vigor, un arbitro y un suplente que pueden tener su nacionalidad 0 la de otro Estado 
participante en la CSCE. Un Estado que se convierte en parte en la presente Convencion despues 
de su entrada en vigor nombrani a su arbitro ya su suplente en un plazo de dos meses desde la entrada 
en vigor de la presente Convencion para dicho Estado. 

2. Los arbitros y sus suplentes deberan reunir las condiciones requeridas para el ejercicio, en su 
pafs respectivo, de las mas altas funciones judiciales 0 ser jurisconsultos de reconocida competencia 
en derecho internacional. 

3. Los arbitros y sus suplentes seran nombrados para un periodo de seis afios, renovable una sola 
vez. EI Estado parte que haya efectuado un nombramiento no podrei poner termino a sus funciones a 10 
largo de su mandato. En caso de fallecimiento, de dimision 0 impedimento debidamente reconocido 
por la Mesa, el arbitro sera sustituido por su suplente. 

4. Si un arbitro y su suplente fallecen, dimiten 0 se encuentran ambos impedidos, habiendo sido 
reconocido el impedimento por la Mesa, se procederei a nuevos nombramientos conforme al 
parrafo 1. EI nuevo arbitro y su suplente completaran el mandato de sus predecesores. 

5. EI Reglamento de la Corte podra prever una renovacion parcial de los arbitros y de sus 
suplentes. 

6. Una vez terminado su mandato, los arbitros contrinuaran conociendo de los asuntos que les 
hubieran sido confiados. 

7. Los nombres de los arbitros se notificaran al Secretario, quien los incluira en una lista que 
comunicara a la Secretarfa de la CSCE para que se transmita a los Estados participantes en la CSCE. 

Articulo 5 

Independencia de los miembros de la Corte y dei Secretario 

Los conciliadores, los arbitros y el Secretario ejerceran sus funciones con plena independencia. 
Antes de ocupar su cargo haran una declaraci6n de que ejerceran sus atribuciones con imparcialidad 
y dedicacion. 

Articulo 6 

Privilegios e inmunidades 

Los conciliadores, los arbitros, el Secretario, los agentes y los consejeros de las partes en una 
controversia, en el ejercicio de sus funciones en el territorio de los Estados partes de la presente 
Convencion, disfrutaran de los privilegios e inmunidades otorgados a las personas que tienen relacion 
con la Corte Internacional de Justicia. 

Articulo 7 

Mesa de la Corte 

1. La Mesa de la Corte se compondra de un Presidente, de un Vicepresidente y de otros tres 
miembros. 

2. EI Presidente de la Corte sera elegido por los miembros de la Corte de entre ellos mismos. EI 
Presidente presidira la Mesa. 

3. Los conciliadores y los arbitros elegiran de entre ellos mismos dos miembros de la Mesa y sus 
suplentes. 

4. La Mesa elegira su Vicepresidente de entre sus miembros. EI Vicepresidente sera un conciliador 
si el Presidente es un arbitro, y un arbitro si el Presidente es un conciliador. 
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5. EI Reglamento de la Carte fijani las modalidades de elecci6n dei Presidente asf como de los 
demas miembros de la Mesa y sus suplentes. 

Artieulo 8 

Proeedimiento de toma de decisiones 

1. Las decisiones de la Corte se adoptaran por mayarfa de los miembros que participen en la 
votaci6n. Los que se abstengan no seran considerados como participantes en la votaci6n. 

2. Las decisiones de la Mesa se adoptaran por mayorfa de votos de sus miembros. 

3. Las decisiones de las Comisiones de conciliaci6n y de los Tribunales arbitrales se adoptaran por 
mayorfa de votos de sus miembros, los cuales no podran abstenerse de votar. 

4. En caso de empate, prevalecera el voto dei Presidente. 

Articulo 9 

EI Seeretario 

La Carte nombrara a su Secretario y procedera al nombramiento de otros funcionarios que sean 
necesarios. EI estatuto dei personal de la Secretaria sera elabarado par la Mesa y aprobado por los 
Estados partes en esta Convenci6n. 

1. La Corte tendra su sede en Ginebra. 

Artieulo 10 

Sede 

2. A petici6n de las partes en la controversia y con el acuerdo de la Mesa, una Comisi6n de 
conciliaci6n 0 un Tribunal arbitral podra reunirse en otro lugar. 

Artieulo 11 

Reglamento de la Corte 

1. La Corte adoptara su propio Reglamento, que sera sometido a la aprobaci6n de los Estados 
partes en la presente Convenci6n. 

2. EI Reglamento de la Corte establecera especialmente las reglas de procedimiento aplicables par 
las Comisiones de conciliaci6n y los Tribunales arbitrales constituidos en virtud de la presente 
Convenci6n. EI Reglamento precisara las reglas que no podran ser derogadas par acuerdo entre las 
partes en la controversia. 

Artfeulo 12 

ldiomas de trabajo 

EI Reglamento de la Corte establecera las reglas aplicables al empleo de los idiomas. 

Artieulo 13 

Protoeolo financiero 

Sin perjuicio de las disposiciones dei articulo 17, todos los gastos de la Corte seran sufragados por 
los Estados partes en la presente Convenci6n. Las disposiciones para el caIculo de los gastos; para la 
preparaci6n y aprobaci6n dei presupuesto anual de la Corte; para el reparto de los gastos entre los 
Estados partes en la presente Convenci6n; para la auditoria de las cuentas de la Corte; y para asuntos 
conexos, figuraran en un Protocolo Financiero que debera ser aprobado por el Comite de Altos 
Funcionarios. Todo Estado quedara obligado par el Protocolo al convertirse en parte de la presente 
Convenci6n. 

Artfeulo 14 

Informe periodico 

La Mesa presentara anualmente al Consejo de la CSCE, por conducto dei Comite de Altos 
Funcionarios, un informe sobre las actividades llevadas a cabo en virtud de esta Convenci6n. 
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Articulo 15 

Informacion sobre las peticiones de conciliacion 0 arbitraje 

EI Secretario de la Corte informani a la Secretarfa de la CSCE de todas las petiClOnes de 
conciliaci6n 0 arbitraje, para su inmediata transmisi6n a los Estados participantes en la CSCE. 

Articulo 16 

Comportamiento de las partes - Medidas provisionales 

1. Ourante el procedimiento, las partes en la controversia se abstendnin de cualquier acci6n que 
pueda agravar la situaci6n 0 hacer mas diffcil 0 impedir la soluci6n de la controversia. 

2. La Comisi6n de Conciliaci6n podra Ilamar la atenci6n de las partes en la controversia que le ha 
sido sometida acerca de las medidas que podrfan tomar para impedir que se agrave la controversia 0 

que se haga mas diffcil su soluci6n. 

3. EI Tribunal Arbitral constituido para una controversia podra prescribir las medidas 
provision ales que deban tomar las partes en la controversia de conformidad con las disposiciones dei 
parrafo 4 dei artfculo 26. 

Articulo 17 

Costos dei procedimiento 

Las partes en una controversia y toda parte que intervenga en ella sufragaran sus propios gastos. 

CAPITULO II 

COMPETENCIA 

Articulo 18 

Competencia de la Cornision y dei Tribunal 

1. Cualquier Estado parte en la presente Convenci6n podra someter a una Comisi6n de 
conciliaci6n toda diferencia con otro Estado parte que no hubiese podido ser solucionada en un plazo 
razonable por medio de negociaci6n. 

2. Podran someterse controversias a un Tribunal arbitral en las condiciones previstas en el 
artfculo 26. 

Articulo 19 

Mantenimiento de los metodos de arreglo existentes 

I. Una Comisi6n de conciliaci6n 0 un Tribunal arbitral constituidos para la soluci6n de una 
controversia no seguiran adoptando medidas en los casos siguientes: 

a) Si previamente a su sometimiento a la Comisi6n 0 al Tribunal, la controversia ha sido sometida 
a una corte 0 tribunal cuya jurisdicci6n con respecto a la controversia deba ser aceptada 
obligatoriamente por las partes, 0 si esa instancia ha dictado ya una decisi6n sobre la 
controversia; 

b) Si las partes cn la controversia han aceptado de antemano la jurisdicci6n excIusiva de un 6rgano 
jurisdiccional que no sea un Tribunal, de conformidad con la presente Convenci6n, el cual 
posea jurisdicci6n para solventar, con fuerza vinculante, la controversia que le ha sido 
sometida, 0 si las partes han convenido en buscar la soluci6n de la controversia excIusivamente 
por otros medios. 

2. Una Comisi6n de conciliaci6n constituida para una controversia no seguira adoptando medidas 
si, incIuso despues de su sometimiento, una de las partes 0 todas las partes someten la controversia a 
una corte 0 tribunal cuya jurisdicci6n con respecto a la controversia tenga fuerza obligatoria para las 
partes. 

3. Una Comisi6n de Conciliaci6n postergara su intervenci6n si la controversia se ha sometido 
previamente a otro 6rgano que tenga competencia para formular propuestas sobre la misma 
controversia. Sie esos esfuerzos previos no han permitido solucionar la controversia, la Comisi6n 
reanudara sus trabajos a petici6n de las partes en la controversia 0 de una de e\las, sin perjuicio de 
la aplicaci6n de las disposiciones dei artfculo 26, parrafo 1. 
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4. Un Estado podrei, en el momento de la firma, ratifieaei6n 0 adhesi6n, haeer una reserva a la 
presente Convenei6n eon la finalidad de asegurar la compatibilidad deI meeanismo de soluei6n de 
eontroversias que esta Convenei6n estableee con otros modos de soluci6n de eontroversias resultantes 
de compromisos internacionales aplicables a ese Estado. 

5. Si, en cualquier momento, las partes a1canzan una soluci6n a su controversia, la Comisi6n 0 el 
Tribunal retirarei la controversia de su lista, al recibir notificaci6n escrita de todas las partes de que han 
llegado a un arreglo de la eontroversia. 

6. En caso de desacuerdo entre las partes en una controversia sobre la competeneia de la Comisi6n 
o deI Tribunal, la euesti6n sera decidida por la Comisi6n 0 el Tribunal. 

CAPITULO III 

LA CONCILIACION 

Articulo 20 

Demanda de creacion de una Comision de conciliacion 

1. Todo Estado parte en la presente Convenci6n podra dirigir al Secretario una solicitud para que 
se constituya una Comisi6n de conciliaci6n para tratar de una controversia entre el y uno 0 mas Estados 
partes. Igualmente, dos 0 mas Estados partes podran dirigir de manera conjunta una demanda al 
Seeretario. 

2. La creaei6n de una Comisi6n de eonciliaci6n podra ser pedida tambien por via de acuerdo entre 
dos 0 mas Estados partes 0 entre uno 0 mas Estados partes y uno 0 mas Estados participantes en la 
CSCE. EI acuerdo se notificara al Secretario. 

ArticuJo 21 

Establecimiento de la Comision de Conciliacion 

1. Cada parte en la eontroversia designara, de la lista de conciliadores estableeida de eonformidad 
con el artfculo 3, un conciliador para que forme parte de la Comisi6n. 

2. Cuando mas de dos Estados sean partes en la misma controversia, los Estados que aleguen el 
mismo interes podran convenir en nombrar un solo conciliador. Si no se pusieran de acuerdo, cada 
una de las dos partes en la controversia designara el mismo numero de conciliadores hasta un maximo 
fijado por la Mesa. 

3. Todo Estado que es parte en una controversia sometida a una Comisi6n de Conciliaci6n y que 
no es parte en esta Convenci6n, podra nombrar una persona para formar parte de la Comisi6n, bien de 
entre la lista de conciliadores establecida conforme a las disposiciones dei artfculo 3, bien entre otras 
personas que sean nacionales de un Estado participante en la CSCE. En este caso, a los efectos dei 
examen de la controversia, estas personas tendran los mismos derechos y las mismas obligaciones 
que los otros miembros de la Comisi6n. Ejerceran sus funciones con entera independencia y, antes 
de entrar a formar parte de la Comisi6n, haran la dec1araci6n prevista en el articulo 5. 

4. Tan pronto corno se reciba la solicitud 0 el acuerdo por el que las partes en una controversia 
piden la creaci6n de una Comisi6n de Conciliaci6n, el Presidente de la Corte consultara a las partes 
en la controversia acerca de la composici6n dei resto de la Comisi6n. 

5. La Mesa designara otros tres conciliadores para que formen parte de la Comisi6n. La Mesa 
podra incrementar 0 reducir ese numero a condici6n de que sea impar. Los miembros de la Mesa y 
sus suplentes que figuren en la lista de conciliadores, estaran habilitados para formar parte de la 
Comisi6n. 

6. La Comisi6n elegira su Presidente entre los miembros designados por la Mesa. 

7. EI Reglamento de la Corte establecera los procedimientos aplicables si se planteara una 
objeci6n contra uno de los miembros designados para formar parte de la Comisi6n 0 si ese miembro 
se viere impedido 0 rehusara formar parte al inicio 0 en el curso deI procedimiento. 

8. Cualquier cuesti6n relativa a la aplicaci6n deI presente artfculo sera decidida por la Mesa corno 
cuesti6n preliminar. 
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Articulo 22 

Procedimiento para el establecimiento de una Comision de conciliacion 

1. Si la creaci6n de una Comisi6n de conciliaci6n se pide en virtud de una solicitud, esta debera 
exponer el objeto de la controversia, el nombre de la parte 0 partes contra quienes se dirige la 
solicitud, y el nombre dei conciliador 0 de los conciliadores designados por la parte 0 partes 
solicitante(s) en la controversia. La solicitud deberia indicar tambien brevemente los medios de arreglo 
a que se haya recurrido previamente. 

2. Tan pronto corno se haya recibido la solicitud, el Secretario 10 notificara a la otra u otras partes 
en la controversia mencionadas en la misma. Dentro de un plazo de quince dias a partir de la 
notificaci6n, la otra u otras partes en la controversia designaran al conciliador 0 conciliadores de su 
elecci6n para formar parte de la Comisi6n. Si dentro de ese plazo, una 0 mas partes en la controversia 
no hubieran designado todavfa al miembro 0 miembros de la Comisi6n que deban designar, la Mesa 
designara el numero adecuado de conciliadores. Esa designaci6n se hara entre los conciliadores 
designados de conformidad con el artkul03 por la parte 0 cada una de las partes involucradas en la 
controversia 0, si las partes no hubieran designado conciliadores, entre los otros conciliadores no 
designados por la otra parte 0 partes en la controversia. 

3. Si la creaci6n de una Comisi6n de conciliaci6n fuera pedida por acuerdo, este expondra el objeto 
de la controversia. Si no hubiera acuerdo, en todo 0 en parte, con respecto al objeto de la controversia, 
cada una de las partes en la misma podra exponer su propia postura con respecto a ella. 

4. Al mismo tiempo que las partes piden la creaci6n de una Comisi6n de conciliaci6n por acuerdo, 
cada parte notificara al Secretario el nombre deI conciliador 0 conciliadores que haya designado para 
formar parte de la Comisi6n. 

Articulo 23 

Procedimiento de Conciliacion 

1. Los tramites de conciliaci6n seran confidenciales y todas las partes en la controveris tendran 
derecho a ser ofdas. Sin perjuicio de las disposiciones de los artfculos 10 y 11 Y dei Reglamento de la 
Corte, la Comisi6n de Conciliaci6n determinara el procedimiento tras consultas con las partes en la 
controversia. 

2. Si las partes en la controversia estan de acuerdo, la Comisi6n de Conciliaci6n podra invitar a 
participar en el procedimiento a cualquier Estado parte en la presente Convenci6n que tenga interes 
en la soluci6n de la controversia. 

Articulo 24 

Objetivo de la Conciliacion 

La Comisi6n de Conciliaci6n asistira a las partes en la controversia en la busqueda de un arreglo 
conforme al derecho internacional y a los compromisos de la CSCE. 

Articulo 25 

Resultado de la Conciliacion 

1. Si en el curso dei procedimiento las partes en la controversia llegaran, con la ayuda de la 
Comisi6n de Conciliaci6n, a una soluci6n mutuamente aceptable, consignaran los terminos de esta 
soluci6n en una relaci6n de conclusiones firmada por sus representantes y por los miembros de la 
Comisi6n. La firma de este documento pondra fin al procedimiento. EI Comite de Altos Funcionarios 
inforrnara al Consejo de la CSCE dei exito de la conciliaci6n. 

2. Cuando la Comisi6n de Conciliaci6n estime que se han explorado todos los aspectos de la 
controversia y todas las posibilidades de soluci6n, elaborara un inforrne final. Este informe contendra 
las propuestas de la Comisi6n para facilitar una soluci6n de la controversia por medios pacfficos. 

3. EI informe de la Comisi6n de Conciliaci6n sera notificado a las partes en la controversia, que 
dispondran de un plazo de treinta dfas para examinario y dar a conocer al Presidente de la Comisi6n 
si ace pt an 0 no la soluci6n propuesta. 

4. Si una parte en una controversia no aceptara la soluci6n propuesta, la otra u otras partes dejaran 
de estar vinculadas por su aceptaci6n. 
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5. Si en el plazo establecido en el parrafo 3, las partes en la controversia no hubieran aceptado la 
soluci6n propuesta, se transmitira el informe al Consejo de la CSCE, por conducto dei Comite de Altos 
Funcionarios. 

6. Se red acta ra asimismo un informe en el que se comunicaran inmediatamente al Consejo de la 
CSCE por conducto dei Comite de Altos Funcionarios las circunstancias en que una parte no haya 
comparecido para la conciliaci6n 0 haya renunciado al procedimiento una vez iniciado. 

CAPITULO IV 

ARBITRAJE 

Articulo 26 

Peticion de establecimiento de UD Tribunal Arbitral 

1. Se podra formular una petici6n de arbitraje en cualquier momento, por vfa de acuerdo entre dos 
omas Estados partes en la presente Convenci6n, 0 entre uno 0 varios Estados partes en la misma y uno 
omas Estdos participantes en la CSCE. 

2. Los Estados partes en la presente Convenci6n podran declarar en cualquier momento, mediante 
una notificaci6n dirigida al Estado depositario, que reconocen corno obligatoria de inmediato y sin 
necesidad de acuerdo especial, la jurisdicci6n de un Tribunal Arbitral bajo reserva de reciprocidad. 
Se podra hacer esta declaraci6n por un periodo indefinido 0 por un plazo determinado; podra abarcar 
todas las controversias 0 excluir las que susciten cuestiones relativas a la integridad territorial, la 
defensa nacional, un tHulo de soberanfa sobre el territorio terrestre, 0 reivindicaciones concurrentes 
en 10 que respecta a la jurisdicci6n sobre otras zonas. 

3. S610 se podra formular una petici6n de arbitraje por via de solicitud dirigida al Secretario de la 
Corte contra un Estado parte en la presente Convenci6n que haya hecho la declaraci6n prevista en el 
parrafo 2 una vez transcurridos treinta dfas despues de que la Comisi6n de Conciliaci6n eneargada de 
examinar la eontroversia haya transmitido su informe al Consejo de la CSCE en aplieaci6n de las 
disposiciones dei parrafo 5 dei articulo 25. 

4. Cuando se someta una controversia a un Tribunal Arbitral en virtud dei presente artfculo, el 
Tribunal podra, por su propia iniciativa 0 a petici6n de las partes en la controversia 0 de una de 
ellas, prescribir las medidas provisionales que hayan de tomarse por las partes en la controversia para 
impedir que esta se agrave, que su soluci6n se haga mas diffeil 0 que un laudo arbitral ulterior dei 
Tribunal pueda ser inaplicable a consecuencia de la actitud de una 0 mas de las partes en la 
controversia. 

Articulo 27 

Casos sometidos a un Tribunal Arbitral 

1. Si se formula una petici6n de arbitraje por vfa de acuerdo, este precisara el objeto de la 
controversia. De no haber aeuerdo en todo 0 en parte eon el objeto de la controversia, cada parte 
en ella podra formular su propia postura al respeeto. 

2. Si se formula una petici6n de arbitraje por via de solieitud, esta precisara e1 objeto de la 
controversia, el Estado parte 0 los Estados partes en la presente Convenci6n contra los euales se 
dirige, y los principales elementos de hecho y de derecho en los que se fundamenta. Tan pronto corno 
se reciba la solicitud, el Secretario la notificara al otro Estado parte u otros Estados partes que la 
solicitud mencione. 

Articulo 28 

Establecimiento dei Tribunal Arbitral 

1. Cuando se presente una solicitud de arbitraje, se constituira un Tribunal Arbitral. 

2. Los arbitros nombrados por las partes en la controversia conforme al artfculo 4 seran miembros 
de derecho dei Tribunal. Cuando se an partes en la misma controversia mas de dos Estados, los que 
aleguen los mismos intereses podran por mutuo acuerdo nombrar a un solo arbitro. 

3. La Mesa designara entre los arbitros, para formar parte dei Tribunal, un numero de miembros 
superior POr 10 me nos en una unidad al numero de miembros de dereeho. Los miembros de la Mesa y 
sus suplentes que figuren en la lista de arbitros estaran habilitados para formar parte dei Tribunal. 

4. En easo de impedimento de un miembro de derecho 0 si este ha tenido que conoeer 
anteriormente por eualquier eoncepto dei asunto objeto de la controversia sometida al Tribunal, se 
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sustituini a ese miembro por su supLente. Si el supLente se encuentra en la misma situaci6n, eL Estado en 
cuesti6n procedera a La designaci6n de un miembro, para que examine la controversia, segun los 
terminos y las condiciones especificadas en el parrafo 5. En caso de duda sobre la capacidad de un 
miembro 0 de su suplente para formar parte dei Tribunal, decidira la Mesa. 

5. Todo Estado que es parte en una controversia sometida a un Tribunal Arbitral y que no es parte 
en esta Convenci6n, podra nombrar una persona para formar parte dei Tribunal, bien de entre la lista 
de arbitros establecida conforme a las disposiciones dei artfcul04, bien entre otras personas que sean 
nacionales de un Estado participante en la CSCE. En este caso tal persona, que debera reunir las 
condiciones previstas en el parrafo 2 deI artfculo 4, tendra, a efectos dei examen de la controversia, 
los mismos derechos y obligaciones que los otros miembros dei Tribunal. Ejercera sus funciones con 
entera independencia y antes de formar parte dei Tribunal hara la declaraci6n prevista en el artfculo 5. 

6. EI Tribunal design ara su Presidente entre los miembros designados por la Mesa. 

7. Si en el curso deI procedimiento se produce el impedimento de uno de los miembros dei Tribunal 
nombrado por la Mesa, no se procedera a su sustituci6n, salvo en la hip6tesis de que el numero de 
miembros designados por la Mesa llegue a ser inferior al de miembros de derecho 0 designados por 
las partes en la controversia de conformidad con el parrafo 5. En este caso, la Mesa design ara uno 0 
varios miembros en aplicaci6n de los parrafos3 y 4 deI presente artfculo. A menos que el miembro 
que falte sea el Presidente dei Tribunal, no se procedeni a la elecci6n de un nuevo Presidente en el 
caso de designaci6n de uno 0 varios nuevos miembros. 

Articulo 29 

Procedimiento de Arbitraje 

1. Todas las partes en la controversia tendran derecho a ser oidas durante el procedimiento de 
arbitraje, el cual se conformara a los principios de un juicio justo. EI procedimiento comprendera 
una fase escrita y una fase oral. 

2. EI Tribunal Arbitral dispondra, con respecto a las partes en la controversia, de los poderes de 
instrucci6n e investigaci6n que sean necesarios para el cumplimiento de su tarea. 

3. Cualquier Estado participante en la CSCE que estime tener un interes particular de caracter 
juridico al que pueda afectar la actuaci6n dei Tribunal, podra dirigir al Secretario de la Corte, dentro 
de los quince dias siguientes a la notificaci6n de la Secretaria de la CSCE que se menciona en el 
artfculo 15, una petici6n a efectos de intervenci6n. Se transmitini inmediatamente esta petici6n a las 
partes en la controversia y al Tribunal constituido para examinar la controversia. 

4. Si el Estado interviniente establece la existencia de un interes jurfdico de esa indole, el tribunalle 
autorizara a participar en el procedimiento en la medida necesaria para la protecci6n de dicho interes. 
La parte pertinente de la decisi6n dei Tribunal vinculani al Estado interviniente. 

5. Las partes en la controversia dispondran de un plazo de treinta dias para hacer llegar al Tribunal 
sus observaciones sobre la petici6n de intervenci6n. EI Tribunal se pronunciara sobre la admisibilidad 
de tal petici6n. 

6. Los debates ante el Trinbunal se desarrollaran a puerta cerrada, salvo que a petici6n de las 
partes en la controversia el Tribunal decida 10 contrario. 

7. Si no compareciesen una 0 va rias de las partes en la controversia, la otra u otras partes en ella 
podran pedir al Tribunal que decida a su favor. En este caso, el Tribunal dictara sentencia despues de 
haberse asegurado de que es competente y que los alegatos de la parte 0 partes que intervienen en la 
instancia estan bien fundados. 

Articulo 30 

Funci6n dei Tribunal Arbitral 

La funci6n dei Tribunal Arbitral sera decidir conforme al derecho internacionallas controversias 
que le sean sometidas. La presente disposici6n no restringe la facultad dei Tribunal de resolver ex aequo 
et bono si las partes en la contoversia estan de acuerdo. 

Articulo 31 

Laudo arbitral 

1. EI laudo dei Tribunal Arbitral debera ser motivado. En caso de no representar total 0 

parcialmente la opini6n unanime de los miembros dei Tribunal Arbitral, todo miembro deI mismo 
tendra derecho a presentar una opini6n distinta 0 divergente. 

251 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 89 von 109

www.parlament.gv.at



90 251 der Beilagen 

2. Sin perjuicio de 10 dispuesto en el parrafo 4 dei artfculo 29, la sentencia dei Tribunal solo tendra 
fuerza vinculante para las partes en litigio y respecto al caso de que se trate. 

3. EI laudo es devinitivo y no puede ser objeto de recurso. Sin embargo, las partes en la 
controversia 0 una de ellas podnin pedir al Tribunal que proceda a su interpretacion respecto a su 
significado y alcance. Salvo que las partes en la controversia acuerden otra cosa, dicha petici6n debenl 
formularse en un plazo maximo de seis meses una vez comunicado ellaudo. EI Tribunal procedera a 
esta interpretaci6n en el plazo mas breve posible despues de haber recibido las observaciones de las 
partes en la controversia. 

4. S610 se puede pedir la revisi6n dellaudo en virtud dei descubrimiento de un hecho que pueda 
ejercer una influencia decisiva y que, antes dellaudo, fuera desconocido para el Tribunal y de la parte 0 

partes en la controversia que pidan la revisi6n. La solicitud de revisi6n debeni formularse en un plazo 
maximo de seis meses despues de descubrirse los nuevos hechos. No podra presentarse ninguna 
petici6n de revisi6n tras haber transcurrido diez afios despues de pronunciado ellaudo. 

5. EI examen de la petici6n de interpretacion 0 de solicitud de revisi6n se efectuara en la medida de 
10 posibile por el Tribunal que haya dictado ellaudo; si la Mesa comprueba que esto es imposible, se 
procedera a la constituci6n de un nuevo Tribunal en aplicaci6n de las disposiciones dei articulo 28. 

Articulo 32 

Publicacion dei laudo arbitral 

EI Secretario dani publicaci6n allaudo. Se transmitini una copia certificada conforme a las partes 
en la controversia y al Consejo de la CSCE, por conducto deI Comite de Altos Funcionarios. 

CAPITULOV 

DISPOSICIONES FINALES 

Articulo 33 

Finna y entrada en vigor 

1. La presente Convenci6n estara abierta a la firma de los Estados participantes en la CSCE hasta 
el 31 de marzo de 1993. La Convenei6n estara sometida a ratificaci6n. 

2. Los Estados participantes en la CSCE que no hubiesen firmado la presente Convenci6n podran 
adherirse a ella ulteriormente. 

3. La presente Convenei6n entrara en vigor dos me ses despues de haberse depositado el 
duodeeimo instrumento de ratifieaei6n 0 de adhesi6n. 

4. Para todo Estado que ratifique 0 se adhiera despues de haberse depositado el duodeeimo 
instrumento de ratificaei6n 0 adhesi6n, la presente Convenei6n entrara en vigor dos meses despues 
de haber depositado su respeetivo instrumento de ratifieaci6n 0 adhesi6n. 

5. EI Gobierno de Sueeia ejereeni las funeiones de Depositario de la Convenci6n. 

Articulo 34 

Reservas 

La presente Convenei6n no podra ser objeto de reservas salvo las que ella autoriza expresamente. 

Articulo 35 

Enmiendas 

1. Las enmiendas a la presente Convencion deberan adoptarse de eonformidad con los parrafos 
siguientes. 

2. Podra proponer enmiendas a la presente Convenci6n eualquier Estado parte en ella, 
eomunicandolo el Depositario a la Seeretaria de la CSCE para su transmisi6n a los Estados 
participantes en la CSCE. 

3. Si el Consejo de la CSCE adoptara el texto de la enmienda propuesta, el Depositario transmitini 
ese texto a los Estados partes en la presente Convenei6n para su aeeptaei6n de conformidad eon sus 
respeetivas exigeneias eonstitucionales. 
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4. Esas enmiendas entranin en vigor treinta dias despues de que todos los Estados partes de la 
presente Convenci6n hayan informado al Depositario de su aceptaci6n. 

Articulo 36 

Denuncia 

1. Todo Estado parte en la presente Convenci6n puede, en todo momento, denunciar la presente 
Convenci6n, notificandolo al Depositario. 

2. Dicha denuncia entrani en vigor un ano despues de la fecha de recepci6n de la notificaci6n por el 
Depositario. 

3. No obstante, la presente Convenci6n seguini siendo aplicable para la parte denunciante con 
respecto a los procedimientos que esten iniciados en el momento de entrada en vigor de la 
denuncia. Dichos procedimientos se continuanin hasta su conclusi6n. 

Articulo 37 

Notificaciones y comunicaciones 

Las notificaciones y comunicaciones dei Depositario se comunicanin al Secretario y a la Secretaria 
de la CSCE, para su ulterior transmisi6n a los Estados participantes en la CSCE. 

Articulo 38 

Estados 00 partes 

Oe acuerdo con el derecho internacional, se confirma que nada de 10 que figura en la presente 
Convenci6n podni interpretarse para establecer cualquier tipo de obligaciones 0 compromisos para 
los Estados participantes en la CSCE que no se an partes en la presente Convenci6n, si no se ha 
manifestado asf expresamente y ha sido expresamente aceptado por escrito por dichos Estados. 

Articulo 39 

Disposiciones traositorias 

1. Oentro de los cuatro meses siguientes a la entrada en vigor de la presente Convenci6n, la Corte 
procedeni a la elecci6n de su Mesa, la adopci6n de su Reglamento y el nombramiento dei Secretario, en 
aplicaci6n de las disposiciones de los artfculos 7, 9 y 11. EI Gobierno anfitri6n de la Corte adoptara las 
disposiciones necesarias en colaboraci6n con el Depositario. 

2. Hasta que no se haya designado el Secretario, las funciones dei mismo en virtud dei parrafo 5 dei 
articulo 3 y dei parrafo 7 dei artfculo 4 seran desempenadas por el Oepositario. 

Hecho en Estocolmo, en los idiomas alean, espanol, frances, ingles, italiano y ruso, dando 
igualmente fe los seis textos, el 15 de Diciembre de 1992. 

PROTOCOLO FINANCIERO ESTABLECIDO DE CONFORMIDAD CON EL ARTICULO 13 
DEL CONVENIO DE CONCILIACION Y ARBITRAJE EN LA CSCE 

Articulo 1 

Costos dei Tribunal 

1. Todos los costos dei Tribunal establecido por el Convenio de Conciliaci6n y Arbitraje en la 
CSCE (en adelante « el Convenio ») correran a cargo de los Estados partes en el Convenio. Los costos 
de los conciliadores y arbitros correran a cargo dei Tribunal. 

2. Las obligaciones dei Estado anfitri6n con respecto a los gast os relativos a los locales y material 
que haya de utilizar el Tribunal, su mantenimiento, seguros, seguridad y servicios se estableceran en un 
canje de cartas entre el Tribunal, actuando con el consentimiento y en nombre de los Estados partes en 
el Convenio, y el pais anfitri6n. 

Articulo 2 

Contribuciones al Presupuesto dei Tribunal 

1. Las contribuciones al presupuesto dei Tribunal se repartiran entre los Estados partes en el 
Convenio de conformidad con la escala de distribuci6n de gastos aplicable en el marco de la CSCE, 
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ajustandolas para tomar en consideraci6n la diferencia entre el numero de Estados participantes en la 
CSCE y el de los Estados partes en el Convenio. 

2. Si un Estado ratifica el Convenio 0 se adhiere al mismo despues de su entrada en vigor, su 
contribuci6n sera igual, por el afio financiero en curso, a una doceava parte de su porci6n de la escala 
ajustada, tal corno ha sido fijada de conforrnidad con el parrafo 1 deI presente Artlculo, por cada mes 
completo de ese afio financiero que falte despues de la fecha en que el Convenio entre en vigor para 
dicho Estado. 

3. Si un Estado que no es parte en el Convenio presenta una controversia an te el Tribunal en 
aplicaci6n de las disposiciones deI parrafo 2 deI artfculo 20, 0 deI parrafo 1 deI artfculo 26, deI 
Convenio, contribuira a la financiaci6n deI presupuesto deI Tribunal, por el tiempo que dure el 
procedimiento, corno si fuera parte en el Convenio. 

Para la aplicaci6n de este parrafo, se presumira que la conciliaci6n comienza el dIa en que el 
Secretario reciba notificaci6n deI acuerdo de las partes para establecer una Comisi6n y terminara el 
dia en que la Comisi6n notifique su informe a las partes. Si una parte se retirara dei procedimiento, 
el procedimiento se considerara terminado el dia de notificaci6n dei informe especificado en el 
parrafo 6 deI artfculo 25 deI Convenio. Se presumira que los procedimientos de arbitraje comienzan 
el dia que el Secretario reciba notificaci6n deI acuerdo de las partes para establecer un Tribunal y 
terminara el dia en que el Tribunal dicte su faHo. 

Articulo 3 

Aiio financiero y Presupuesto 

1. EI afio financiero correra dei 1 de enero al 31 de diciembre. 

2. EI Secretario, actuando de acuerdo con la Mesa deI Tribunal, establecera ca da afio una 
propuesta de presupuesto para el Tribunal. La propuesta de presupuesto para el afio financiero 
siguiente se presentara a los Estados partes en el Convenio antes dei 15 de septiembre. 

3. EI presupuesto sera aprobado por los representantes de los Estados partes en el Convenio. La 
consideraci6n y aprobaci6n de1 presupuesto tendra lugar en Viena, salvo que los Estados partes en el 
Convenio acuerden otra cosa. Al aprobarse el presupuesto para el afio financiero, el Secretario 
solicitara de los Estados partes en el Convenio que remitan sus contribuciones. 

Si el presupuesto no fuera aprobado al 31 de diciembre, el Tribunal actuara sobre la base deI 
presupuesto anterior y, sin perjuicio de ulteriores ajustes, el Secretario pedira a los Estados partes 
en el Convenio que remitan sus contribuciones de conformidad con ese presupuesto. 

EI Secretario pedira a los Estados partes en el Convenio que entraguen el cincuenta por ciento de 
sus contribuciones al 1 de enero y el cincuenta por ciento restante al 1 de abril. 

4. Salvo decisi6n en contra rio de los representantes de los Estados partes en el Convenio, el 
presupuesto se establecera en franeos suizos y las contribuciones de los Estados se abonaran en dicha 
moneda. 

5. Un Estado que ratifique el Convenio 0 se adhiera al mismo depues de su entrada en vigor pagara 
su primera contribuci6n al presupuesto dentro de los dos meses siguientes a la petici6n deI Secretario. 

6. Los Estados que, sin ser partes en el Convenio, hayan presentado una controversia ante el 
Tribunal, deberan pagar su contribuci6n dentro de los dos meses siguientes a la petici6n deI Secretario. 

7. EI afio en que el Convenio entre en vigor, los Estados partes en el Convenio deberan pagar su 
contribuci6n al presupuesto dentro de los dos meses siguientes a la fecha de dep6sito deI duodecimo 
instrumento de ratificaci6n dei Convenio. Este presupuesto ha sido fijado provisionalemente en 
250.000 francos suizos. 

Articulo 4 

Obligaciones, pagos y revision dei Presupuesto 

1. EI presupuesto aprobado constituira una autorizaci6n para el Secretario, actuando bajo la 
responsabilidad de la Mesa deI Tribunal, para contraer obligaciones y efectuar pagos hasta las 
eantidades asignadas y para los objetivos aprobados. 

2. EI Secretario, actuando bajo la responsabilidad de la Mesa deI Tribunal, estara autorizado a 
efeetuar transferencias entre partidas y subpartidas de hasta un quince por ciento de las mismas. EI 
Secretario informani de toda esas transferencias en relaci6n con la dec1araci6n financiera mencionada 
en el Artfculo 9 deI presente Protocolo. 
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3. Las obligaeiones que queden impagadas al termino dei ano finaneiero se pasaran al ano 
finaneiero siguiente. 

4. EI Seeretario, si se viera obligado a ello par las eireunstaeias y despues de un examen detenido de 
los reeursos disponibles eon mitras a determinar aharros, estara autorizado a presentar, para su 
aprobaei6n por los representantes de los Estados partes en el Convenio, un presupuesto revisado 
que podni inc1uir petieiones de asignaeiones suplementarias. 

5. Todo superavit de un ano finaneiero determinado se dedueira de las eontribueiones asignadas 
para dei ano finaneiero siguiente al ano en que las cuentas hayan sido aprobadas par los representantes 
de los Estados partes en el Convenio. Todo defieit sera eargado al ano finaneiero siguiente a menos que 
los representantes de los Estados partes en el Convenio deeidan estableeer eontribuciones 
suplementarias. 

Articulo 5 

Fondo de operaciones 

En caso de que los Estados partes en el Convenio 10 estimen necesario se creara un fondo de 
operaciones. Este se constituira con aportaciones de los Estados partes en el Convenio. 

Articulo 6 

Dietas y anticipos nominales sobre los honorarios 

1. Los miembros de la Mesa dei Tribunal, de las Cornisiones de Conciliaci6n y de los Tribunales de 
Arbitraje recibiran dietas por cada dia que ejerzan sus funciones. 

2. Los miembros de la Mesa dei Tribunal recibiran adicionalmente un anticipo nominal anual sobre 
los honorarios. 

3. La dieta y cl anticipo nominal anual sobre los honorarios seran fijados por los representantes de 
los Estados partes en el Convenio. 

Articulo 7 

Sueldos, Seguridad Social y Pensiones 

1. EI Secretario y cualquier otro miembro dei personal designado de conformidad con el Artfculo 9 
dei Convenio reeibinin un sueldo que sera fijado par los representantes de los Estados partes en el 
Convenio. 

2. EI personal de la Secretarfa se limitara al minimo estrictamente necesario para garantizar el 
funcionamiento deI Tribunal. 

3. Los representantes de los Estados partes en el Convenio aseguraran que el Secretario y el 
personal de la Secretaria disfruten de un plan de seguridad social y de pensiones de jubilaci6n 
adecuadas. 

Articulo 8 

Gastos de viaje 

1. Los miembros de la Mesa dei Tribunal, de las cornisiones de Conciliaci6n y de los Tribunales de 
Arbitraje, asi corno el Secretario y el personal de la Secretaria, reeibiran el pago de los vi:iticos que sean 
absolutamente necesarios para el ejercieio de sus funciones. 

2. Los gas los de viaje cinluciran los gastos de transporte reales, inc1uidos los gastos normalmente 
relaeionados con el lransporte, y un viatico que cubra todos los gastos de comidas, alojamiento, 
honorarios y gratificaciones, asf corno otros gastos personales. EI viatico sera fijado por los 
representantes de los Estados partes en el Convenio. 

Articulo 9 

Registros y Cuentas 

I. EI Secretario, actuando bajo la autoridad de la Mesa dei Tribunal, se asegurara de que se lleven 
los oportunos registros y cuentas de las transacciones y que todos los pagos se an debidamente 
autorizados. 

2. EI Seeretario, actuando bajo la autoridad de la Mesa deI Tribunal, presentara a los Estados 
partes en el Convenio, no mas tarde deI 1 de marzo, un estado financiero que indique para el ano 
anterior: 
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a) los ingresos y gastos relativos a todas las cuentas; 
b) la situacion con respecto a las asignaciones deI presupuesto; 
c) los activos y obligaciones financieros al final deI afio financiero. 

Articulo 10 

Auditoria 

1. Las cuentas deI Tribunal senin revisadas por dos auditores de diferentes nacionalidades, 
designados por perfodos renovables de tres afios por los representantes de los Estados partes en el 
Convenio. 

Las personas que figuren 0 hayan figurado en las listas de conciliadores 0 arbitros 0 que hayan 
recibido pago deI Tribunal en aplication deI Artfculo 7 deI presente Protocolo, no podran ser auditores. 

2. Los auditor es efectuaran revision es de cuentas anuales. En particular, controlaran la exactitud 
de los libros, la declaracion de activos y obligaciones y las cuentas. Las cuentas habran de estar 
dispuestas para la auditorfa e inspeccion anuales no mas tarde deI 1 de marzo. 

3. Los auditores ejercenin esas revisiones cuando 10 estimen necesario para certificar: 
a) que el estado financiero anual presentado es correcto y conforme con los libros y registros deI 

Tribunal, 
b) que las transacciones financieras registradas en ese estado financiero han sido efectuadas de 

conformidad con las normas pertinentes, las disposiciones presupuestarias y otras directivas 
que puedan aplicarse, y 

c) que los fondos en deposita y en caja han sido comprobados mediante certificados recibidos 
directamente de los depositarios 0 mediante arqueo efectivo. 

4. EI Secretario dara a los auditores toda la asistencia y facilidades que sean necesarias para el 
debido ejercicio de sus funciones. En particular, los auditores tendnin !ibre acceso a los libros de 
cuentas, registros y documentos que, en su opinion, sean necesarios para la revision. 

5. Los auditores deberan elaborar anualmente un informe que certifique las cuentas y exponga los 
comentarios justificados por la revision. Dentro de este contexto podnin formular tambien las 
observaciones que estimen necesarias con respecto a la eficacia de los proeedimientos financieros, el 
sistema de contabilidad y el control financiero interno. 

6. EI informe se sometera a los representantes de los Estados partes en el Convenio no mas tarde 
de cuatro meses despues deI final dei afio financiero a que se refieran las euentas. EI informe se 
transmitira antes al Seeretario a fin de que este disponga por 10 menos de quince dias para facilitar 
las explicaciones y justificaciones que estime neeesarias. 

7. Ademas de la revision anual, los auditores tendran libre aeeeso en todo momento para controlar 
los !ibros, la declaracion de aetivos y ob!igaciones y las cuentas. 

8. Sobre la base dei informe de la revision, los representantes de los Estados partes en el Convenio 
indicaran su aeeptaeion deI estado finaneiero anual 0 tomaran cualquier otra medida que estimen 
apropiada. 

Artfculo 11 

Cuenta de Desembolsos Especiales 

1. Los Estados partes en el Convenio podran establecer una euenta de desembolsos especiales 
destinada a reducir los costos de proeedimiento para los Estados partes en eontroversias sometidas 
al Tribunal que tengan difieultades para pagar esos costos. Dieha cuenta se constituinl eon 
contribuciones voluntarias de los Estados partes en el Convenio. 

2. Un Estado parte en una eontroversia sometida al Tribunal que desee recibir fondos de esa 
cuenta de desembolso espeeial, debera presentar una solicitud al Secretario, eon una declaraeion 
detallada de los eostos de procedimiento previstos. 

La Mesa deI Tribunal examinara la peticion y transmitira su recomendaeion a los representantes 
de los Estados partes en el Convenio quienes decidiran si procede aeeptar dieha solieitud y en que 
medida. 

Despues de haberse examinado el caso, el Estado que haya recibido fondos de la cuenta de 
desembolsos espeeiales, enviara al Secretario, para su estudio por la Mesa, una declaraeion detallada 
de los gast os de procedimiento realmente causados y proeedera, si fuera necesario, a reembolsar las 
eantidades que superen los eostos reales. 
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Articulo 12 

Toma de decisiones 

Todas las decisiones que, conforrne al presente Protocolo, tornen los Estados partes en el Convenio 
o sus representantes se tornaran por consenso. 

Articulo 13 

Enmiendas 

Las enrniendas al presente Protocolo se adoptaran de conforrnidad con las disposiciones dei 
Artfculo 35 dei Convenio. La Mesa deI Tribunal podra cornunicar su opini6n sobre las enrniendas 
propuestas a la Secretaria de la CSCE para su transrnisi6n a los Estados participantes en la CSCE. 

EI presente Protocolo hecho en alernan, espanol, frances, ingles, italiano y ruso, siendo todos los 
textos igualrnente autenticos, fue adoptado por el Comite de Altos Funcionarios en Praga, el28 de abril 
de 1993 de conforrnidad con el Articulo 13 deI Convenio de Conciliaci6n y Arbitraje en la CSCE, y 
quedara depositado antre el Gobiemo de Suecia. 
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VORBLATT 

Problemstellung: 

Das Völkerrecht kennt keine zentralen Durchsetzungsinstanzen; internationale Streitbeilegungs­
instrumentarien bedürfen der Zustimmung der einzelnen Staaten. 

Problemlösung: 

Im Rahmen der KSZE wird mittels dieses Übereinkommens ein Vergleichs- und ein Schiedsver­
fahren eingerichtet, dem ein Finanzprotokoll angeschlossen ist. 

Alternativlösung: 

Keine. 

EG-Kompatibilität: 

Mit Art. 19 wird die Zuständigkeit der Verfahren dieses Übereinkommens dann ausgeschlossen, 
wenn eine Zuständigkeit des EuGH gegeben ist; dadurch ergibt sich keine Konfliktmöglichkeit mit 
den Verpflichtungen aus der EU. 

Kosten: 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist mit Kosten in der Größenordnung von 200000 S jährlich zu 
rechnen. 
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Erläuterungen 

I. 

Allgemeiner Teil 

Das vorliegende Übereinkommen ist ein gesetzändernder Staatsvertrag und bedarf der Genehmi­
gung des Nationalrates gemäß Art. 50 Abs.1 B-VG. Die Beschlüsse und Urteile, die auf Grund dieses 
Übereinkommens gefaßt werden können und bindende Wirkung für Österreich haben, werden durch 
Art. 9 Abs. 2 B-VG erfaßt. Es hat nicht politischen Charakter und ist der unmittelbaren Anwendung im 
innerstaatlichen Rechtsbereich zugänglich, sodaß eine Beschlußfassung gemäß Art. 50 Abs.2 B-VG 
nicht erforderlich ist. Das Übereinkommen enthält keine verfassungsändernden oder verfassungser­
gänzenden Bestimmungen. Da aber Angelegenheiten im selbständigen Wirkungsbereich der Länder 
durch dieses Übereinkommen berührt werden, ist die Zustimmung des Bundesrates gemäß Art. 50 
Abs.1 zweiter Satz BVG erforderlich. 

Neben der deutschen Sprachfassung sind auch die englische, französische, italienische, russische 
und spanische authentisch. Gegenstand der Genehmigung sind alle diese Sprachfassungen. Aus verwal­
tungsökonomischen Gründen wird aber lediglich die deutsche Sprachfassung vorgelegt. Die übrigen 
authentischen Sprach fassungen werden in je einem Exemplar zur Auflage in der Parlamentsdirektion 
zwecks allfälliger Einsichtnahme bereitgestellt (§ 23 Abs. 2 Geschäftsordnungsgesetz 1975). Die Kund­
machung dieser Sprachfassungen soll auf Grund eines Beschlusses des Nationalrates gemäß Art. 49 
Abs.2 B-VG durch öffentliche Auflage im Völkerrechtsbüro des Bundesministeriums für auswärtige 
Angelegenheiten vorgenommen werden. 

Schon 1973 schlug die Schweiz im Rahmen der anlaufenden Verhandlungen für die KSZE ein mul­
tilaterales Vergleichs- und Schiedsübereinkommen vor. Die Verhandlungen darüber wurden jedoch 
erst 1978 (mit dem Resultat einer allgemeinen Prinzipienerklärung) sowie 1984 fortgesetzt, ohne daß 
eine Einigung über die Verfahren erreicht werden konnte; insbesondere die kommunistischen Staaten 
lehnten jegliches Drittparteiverfahren kategorisch ab. Erst nach der grundlegenden Änderung in Zen­
tral- und Osteuropa konnte auf Verhandlungen in La Valetta (Malta) 1991, Helsinki und Genf 1992 die 
Einigung über den vorliegenden Vertrag erzielt werden (zur Entwicklung siehe G. Hafner, Bemühun­
gen um ein gesamteuropäisches Streitbeilegungssystem im Rahmen der KSZE in: Böckstiegel, Folz, 
Mössner, Zemanek, Völkerrecht - Recht der internationalen Organisationen - Weltwirtschafts­
recht, 1988, S 147 ff.). 

Am 15. Dezember 1992 nahm der KSZE-Rat den Beschluß über die Annahme dieses Überein­
kommens, dem auch nichtvertragliche Bestimmungen über vereinfachtes Vergleichsverfahren sowie 
eines Vergleichs auf Anordnung beigefügt waren, an und legte das Übereinkommen zur Unterzeich­
nung auf. Zur Ergänzung wurde im März 1993 ein Finanzprotokoll ausgearbeitet, das die damit verbun­
dene Kostenfrage regelt. Das Übereinkommen, dessen integrierender Bestandteil das Finanzprotokoll 
ist, ist ratifikationsbedürftig und tritt zwei Monate nach der Hinterlegung der 12. Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde in Kraft. Vorbehalte sind außer den ausdrücklich vorgesehenen nicht zugelassen; wei­
ters ist ein eigenes Verfahren zur Änderung des Übereinkommens vorgesehen, in das auch andere 
KSZE-Institutionen eingeschaltet sind. Mit Stand 19. Mai 1995 haben fünfzehn Staaten dieses Überein­
kommen ratifiziert (Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Italien, Kroatien, Liechtenstein, 
Monaco, Polen, San Marino, Schweden, Schweiz, Slowenien, Tadschikistan und Zypern). Es trat mit 
5. Dezember 1994 in Kraft. 

Das Übereinkommen sieht ein obligatorisches Vergleichs- und ein fakultatives Schiedsverfahren 
vor. Zum Unterschied vom Schiedsverfahren, das regelmäßig mit einem die Streitparteien bindenden 
Schiedsurteil endet, führt das Vergleichsverfahren lediglich zu nicht bindenden Stellungnahmen oder 
Empfehlungen an die Streitparteien. Institutionell sind die Vergleichskommissionen und das Schieds­
gericht miteinander dadurch verbunden, daß sie zusammen den "Vergleichs- und Schiedsgerichtshof" 

7 
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bilden. Im Interesse der Sparsamkeit ist dessen ständige Struktur klein gehalten. Sie besteht lediglich 
aus dem Sekretariat mit dem Kanzler an der Spitze. Hinsichtli<;h der Schlichter und Schiedsrichter wird 
das "Listensystem" angewendet: Sobald ein Staat Vertragspartei geworden ist, ernennt er zwei Perso­
nen für das Vergleichsverfahren und einen Schiedsrichter (mit Stellvertreter). Aus der von diesen Per­
sonen gebildeten Liste wird für einen konkreten Streitfall eine Vergleichskommission bzw. ein Schieds­
gericht zusammengesetzt. 

Dieses Übereinkommen ist von besonderer Bedeutung deswegen, weil es nicht nur bereits durch 
sein Bestehen ein Instrument zur Einhaltung des Völkerrechts darstellt (Staaten müssen bei einem all­
fälligen Verstoß gegen das Völkerrecht immer damit rechnen, daß der verletzte Staat ein Verfahren 
gegen sie einleitet), sondern zeichnet sich auch dadurch aus, daß mittels des Vergleichsverfahrens 
die Einhaltung der (nicht normativen) KSZE-Verpflichtungen gefordert werden kann. Somit stellt 
das Vergleichsverfahren dieses Übereinkommens neben dem Nachfolgetreffen einen zweiten wichti­
gen Mechanismus zur Einhaltung der KSZE-Verpflichtungen dar, selbst wenn diese im Völkerrecht 
selbst noch nicht normativ geworden sind. 

Zur Sicherung österreichischer Interessen in bezug auf das Streitschlichtungssystem des Europäi­
schen Übereinkommens zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten (BGBI. Nr. 42/1960), das zwischen 
Österreich und Italien durch den bilateralen Vertrag betreffend die Abänderung des Art. 27 lit. ades 
Europäischen Übereinkommens zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten im Verhältnis zwischen 
Österreich und Italien (BGBI. Nr.395/1992) auf alle Streitigkeiten betreffend Südtirol erstreckt wur­
de, empfiehlt sich die Abgabe eines Vorbehalts gemäß Art. 19 Abs.4 der Konvention. 

11. 

Besonderer Teil 

KAPITEL I 

Artikell 

Mit diesem Artikel wird der "Vergleichs- und Schiedsgerichtshof" errichtet ("Gerichtshof") und 
werden die beiden Verfahren festgelegt, die im Rahmen dieses Übereinkommens zur Anwendung 
gelangen: der Vergleich und die Schiedsgerichtsbarkeit, wobei bereits die fakultative Natur des letzte­
ren angedeutet ist. 

Artikel 2 

Für jedes einzelne Vergleichsverfahren wird eine eigene Vergleichskommission gebildet, die auf 
Grund einer aus den einzelnen Ernennungen durch die Staaten gebildeten Liste zusammengesetzt 
wird. 

Auch für das Schiedsverfahren wird für jeden einzelnen Fall ein eigenes Schiedsgericht bestellt, 
das ebenfalls auf Grund einer Liste, jedoch in etwas unterschiedlicher Weise als die Vergleichskommis­
sion, zusammengesetzt wird (vgl. Art. 4). 

Alle auf den jeweiligen Listen genannten Schlichter und Schiedsrichter zusammen bilden den 
Gerichtshof. 

Artikel 3 

Diese Bestimmung regelt die Ernennung der Schlichter: Jeder Vertragsstaat nennt innerhalb von 
zwei Monaten zwei Schlichter, die entsprechende Qualifikationen aufweisen müssen. Sie werden für 
sechs Jahre ernannt, können jedoch auch mehr als einmal wiederernannt werden. Die aus diesen Per­
sonen gebildete Liste wird an alle KSZE-Staaten (auch die Nichtvertragsstaaten) übermittelt. 

Artikel 4 

Diese Bestimmung regelt die Ernennung der Schiedsrichter: Jeder Staat ernennt innerhalb von 
zwei Monaten einen Schiedsrichter sowie einen Stellvertreter; beide Personen können auch Angehöri­
ge anderer KSZE-Teilnehmerstaaten sein. Ihre Qualifikation muß ebenfalls der Funktion entsprechen. 
Zum Unterschied von den Schlichtem können sie, die ebenfalls für sechs Jahre ernannt werden, jedoch 
nur einmal wiederernannt werden. Auch die aus diesen Personen gebildete Liste wird allen KSZE-Teil­
nehmerstaaten übermittelt. 

ArtikelS 

Mit dieser Bestimmung wird die Unabhängigkeit der Schlichter, Schiedsrichter und des Kanzlers 
gegenüber jedweder Einflußnahme festgelegt. 
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Artikel 6 

Diese Bestimmung gleicht die Privilegien der Schlichter, der Schiedsrichter, der Kanzler sowie der 
Vertreter der Streitparteien jenen Vorrechten und Immunitäten an, die auch beim Internationalen 
Gerichtshof (IGH) gewährt werden. Auf diese Weise wird das Privilegien- und Immunitätenabkom­
men der Vereinten Nationen, das ebenfalls auf den IGH anwendbar ist, sowie das zwischen den Nieder­
landen und den Vereinten Nationen abgeschlossene Amtssitzabkommen für diesen Gerichtshof rezi­
piert. Da Österreich Partei des Privilegien- und Immunitätenabkommens der Vereinten Nationen 
(BGBI. Nr. 126/1957) ist, ist eine nähere Aufstellung der darin enthaltenen anwendbaren Bestimmun­
gen nicht erforderlich. Im übrigen ist auch darauf hinzuweisen, daß das österreichische Bundesgesetz 
über die Rechtsstellung von Einrichtungen der KSZE in Österreich (BGBI. Nr. 511/1993) auf den 
Gerichtshof nicht anwendbar ist, da dieser nicht als Institution der KSZE konzipiert ist. 

Artikel 7 

Die Tätigkeit des Gerichtshofes wird von einem Präsidium geleitet: Die Gesamtheit der Schlichter 
und Schiedsrichter ("Mitglieder des Gerichtshofes") bildet aus ihrer Mitte das fünfköpfige Präsidium 
und wählt gemeinsam dessen Präsidenten. Um die gleiche Vertretung der Schlichter und Schiedsrich­
ter im Präsidium zu sichern, wählen diese zwei Gruppen jeweils aus ihren Reihen je zwei Präsidiums­
mitglieder und ihre Stellvertreter. Präsident und (der vom Präsidium gewählte) Vizepräsident müssen 
verschiedenen Gruppen - Schlichtem oder Schiedsrichtern - angehören. Neben seiner Zuständigkeit 
für administrative Angelegenheiten (zB Anerkennung der Personalordnung für die Kanzlei gemäß 
Art. 9, regelmäßige Berichterstattung an den Ausschuß höherer Beamter gemäß Art. 14) kommen 
dem Präsidium auch Eingriffsrechte in das Streiterledigungsverfahren selbst zu; dies insbesondere hin­
sichtlich der subsidiär zu ernennenden oder neutralen Kommissionsmitglieder (vgl. Art. 21,22,25 und 
28). Auf diese Weise ist das Präsidium imstande, die Verfahren entscheidend zu beeinflussen, und wird 
dadurch zum bestimmenden Instrument dieser Streitbeilegungsmechanismen. 

ArtikelS 

Die Entscheidungen der vorgesehenen Organe werden jeweils mit Stimmenmehrheit getroffen, 
wobei Beschlüsse des Präsidiums, der Vergleichskommission sowie des Schiedsgerichts mit der Mehr­
heit der Mitglieder, jenes des Gerichtshofes lediglich mit der Mehrheit der an der Abstimmung teilneh­
menden Mitglieder gefaßt werden (auf diese Weise soll die Entscheidungsfähigkeit des Gerichtshofes 
erhalten bleiben, falls einige seiner Mitglieder nicht anwesend sein können). 

Artikel 9 

Die Geschäfte des Gerichtshofes werden insbesondere vom Kanzler geleitet. Die Personalordnung 
für die Kanzlei wird zwar vom Präsidium ausgearbeitet; den Vertragsstaaten ist jedoch ihre Annahme 
vorbehalten, damit diese eine Kontrolle vor allem über den Personalstand ausüben können. 

Artikel 10 

Als Sitz des Gerichtshofs wurde in Anerkennung der seit 1972 währenden Bemühungen der 
Schweiz um die Fertigstellung dieses Übereinkommens Genf bestimmt, wobei jedoch die Möglichkeit 
einer Verlegung nicht ausgeschlossen ist. 

Artikel 11 und 12 

Da das Übereinkommen selbst die Einzelheiten des Verfahrens vor den hier vorgesehenen Instan­
zen nicht festlegen kann, ist der Gerichtshof mit der Ausarbeitung der Verfahrensordnung beauftragt; 
diese unterliegt jedoch - anders als beim IGH (Art. 30 Abs. 1 des Statuts des Internationalen Gerichts­
hofs, BGBI. Nr. 120/1956) - der Annahme durch die Vertragsparteien. 

Größere Diskussionen ergab es zur Frage, ob die Parteien von diesen Verfahrensregeln abweichen 
dürfen. Da eine gänzlich freie Gestaltungsmöglichkeit den Wert der hier niedergelegten Verfahren zur 
Gänze relativiert hätte und es den Streitparteien nicht überlassen sein sollte, die Infrastruktur des 
Gerichtshofs allenfalls mit unannehmbaren Aufgaben zu konfrontieren, besteht die Möglichkeit der 
Festlegung von nicht disponierbaren Regeln. 

Die Verfahrensordnung bestimmt auch, welche Sprachen für das Verfahren zulässig sind. 

Artikel 13 

Der finanzielle Aufwand der Infrastruktur des Gerichtshofs ist von allen Vertragsstaaten, somit 
nicht nur von den jeweiligen Streitparteien (vgl. Artikel 17), zu übernehmen. Mit dieser allgemeinen 
Kostenaufteilu11ß. wie sie auch dem IGH entspricht (vgl. Artikel 33 des Statuts des Internationalen 
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Gerichtshofs), sollten Staaten zur Verwendung dieser Verfahren ermuntert werden. Um aber die Ver­
handlungen über dieses Übereinkommen nicht auch damit zu belasten, wurde dieser Gegenstand darin 
nicht selbst geregelt, sondern späteren Verhandlungen vorbehalten. Das hiebe i zu erstellende Finanz­
protokoll bedurfte der Annahme durch den Ausschuß Hoher Beamter der KSZE (AHB). Artikel 13 
stellt somit ein pactum de contrahendo dar, das jedoch bereits eingehend die Gegenstände dieses Pro­
tokolls bestimmt. 

Das Finanzprotokoll wurde im Frühjahr 1993 ausgearbeitet, vom AHB am 28. April 1993 in Pr ag 
mit Konsens angenommen und bei der schwedischen Regierung hinterlegt. Jeder Staat, der Vertrags­
partei dieses Übereinkommens wird, wird dadurch ipso iure an das Finanzprotokoll gebunden, ohne 
daß es somit eines zusätzlichen Bindungsakts bedarf (siehe dazu die Erläuterungen zum Finanzproto­
koll). 

Artikel 14 

Wenngleich die Verfahren dieses Übereinkommens, die damit eingerichteten Institutionen wie 
auch dieses Übereinkommen selbst schon von ihrer rechtlichen Natur her nicht in das System der 
KSZE eingebunden sind, ergibt sich dennoch schon aus der Entstehungsgeschichte ein enger Kon­
nex. Diese Verbindung ist auch damit gewahrt, daß das Präsidium dem AHB jährlich einen Bericht 
über die Tätigkeiten des Gerichtshofs vorlegt, soweit er im Rahmen des Übereinkommens tätig wur­
de. Dies erlaubt einen regelmäßigen Informationsfluß über den Gerichtshof an die KSZE-Institutio­
nen und auch jene KSZE-Teilnehmerstaaten, die nicht Partei des Übereinkommens sind, damit diese 
ebenfalls in die Lage versetzt werden, die Entwicklung des Gerichtshofs wie auch seiner Tätigkeit nicht 
zuletzt im Hinblick darauf, daß sie auch bei allfälligen Revisionen eingeschaltet sind (vgl. Art. 35), bes­
ser beurteilen zu können. 

Artikel 15 

Auf Grund dieser Bestimmung erhalten auch jene KSZE-Teilnehmerstaaten, die nicht Partei des 
Übereinkommens sind, Informationen über den Gerichtshof und die ihm unterbreiteten Angelegenhei­
ten. Diese Informationen sind auch deshalb von Bedeutung, da nicht auszuschließen ist, daß Fälle, die 
vor dem Gerichtshof nicht beigelegt werden konnten, schließlich dem AHB oder einer anderen zustän­
digen KSZE-Institution unterbreitet werden. 

Artikel 16 

Um Rechtsstandpunkte zu wahren und die Streitsituation nicht zu verschärfen, werden die Staaten 
verpflichtet, Handlungen zu unterlassen, die die Streiterledigung erschweren könnten; dies entspricht 
einer allgemein anerkannten völkerrechtlichen Verpflichtung (vgl. Res. 37/10 der Generalversamm­
lung über die friedliche Streiterledigung "Manila-Deklaration"). Des weiteren entspricht es der allge­
meinen Praxis des völkerrechtlichen Streiterledigungsmechanismus, daß die jeweiligen Instanzen zur 
Verhängung von vorläufigen oder einstweiligen Maßnahmen berechtigt sind. Dieses Übereinkommen 
unterscheidet dabei zwischen dem Vergleichsverfahren und dem schiedsgerichtlichen Verfahren: im 
ersten Fall gibt die Kommission den Parteien lediglich Hilfestellung, während im zweiten Fall das 
Schiedsgericht derartige Maßnahmen bezeichnen kann, wobei aber schon hier - ebenso wie beim 
IGH - angedeutet ist, daß eine Rechtspflicht zur Befolgung dieser Bezeichnung nicht besteht (arg 
"ergriffen werden sollten"). 

Artikel 17 

Während die allgemeinen Kosten der Infrastruktur des Gerichtshofs von allen Vertragsstaaten zu 
tragen sind, haben die jeweiligen Streitparteien für die Kosten ihrer eigenen Vertretung im Verfahren 
aufzukommen (vgl. Artikel 13). 

KAPITEL 11 

Zuständigkeit 

Artikel 18 

Hinsichtlich der allgemeinen Voraussetzung der Befassung der im Übereinkommen vorgesehenen 
Verfahren unterscheidet dieses Übereinkommen zwischen dem Vergleichs- und dem schiedsgerichtli­
chen Verfahren: für das Vergleichsverfahren besteht lediglich die Voraussetzung der innerhalb einer 
angemessenen Frist erfolglos gebliebenen Verhandlungen. Diese Bedingung ist für das schiedsgericht­
liche Verfahren deswegen nicht notwendig, da dieses im Gegensatz zum Vergleichsverfahren einer 
zusätzlichen Zustimmung beider Streitparteien bedarf. 
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Diese Voraussetzung der Verhandlungen war in früheren Verhandlungsstadien sehr umstritten, da 
sich insbesondere Österreich mit dem Argument dagegen gewehrt hat, daß bei Verhandlungen die 
mächtigere Partei der schwächeren jedes Ergebnis aufzwingen könne und die Gleichheit der Staaten 
nicht gewahrt sei (siehe Hafner, op. cit., S 158). Mit dem Wegfall des Ost-West-Gegensatzes wird diese 
Gefahr jedoch nicht mehr in dieser Schärfe gesehen, so daß Österreich schon im Wiener Schlußdoku­
ment die Verhandlungen als Voraussetzung eines Drittparteiverfahrens akzeptiert hat. Im Valetta­
Dokument über friedliche Streitbeilegung von 1989 ist es ebenfalls schon erhalten; doch wurde damals 
bereits das Ausmaß der "angemessenen Frist" in Frage gestellt, da befürchtet wurde, daß diese zum 
endlosen Hinausschieben des Drittparteiverfahrens dienen könne. Es konnte aber schon damals keine 
Einigung über eine bestimmte Frist erzielt werden; es kann diese Formulierung nur in der Weise näher 
bestimmt werden, daß sie nicht mißbräuchlich angewendet wird und Erfahrungswerte aus anderen 
Übereinkommen zur Interpretation herangezogen werden (zB vgl. das Wiener Übereinkommen über 
das Recht der Verträge, wo Artikel 66 eine Frist von einem Jahr für vergleichbare Umstände vorsieht). 

Artikel 19 

Diese Vorschrift versucht der schon im ersten von der KSZE ausgearbeiteten Dokument über die 
friedliche Streitbeilegung, dem Bericht des Expertentreffens von Montreux 1978, geforderten Subsidia­
rität als wesentlicher Bedingung des zu vereinbarenden Verfahrens gerecht zu werden. Dementspre­
chend sind der Zuständigkeit der Verfahren dieses Übereinkommens (sowohl dem Vergleichs- als 
auch dem schiedsgerichtlichen Verfahren) folgende Angelegenheiten entzogen: 

- gemäß dem Grundsatz des lis pendens und ne bis in idem jene Angelegenheiten, die bereits 
einer Instanz, die einen bindenden Spruch fällen kann, vorgelegt worden sind oder über die 
von diesen bereits entschieden wurde (nicht ausgeschlossen sind somit Fälle, die ein Staat 
einer solchen Instanz vorgelegt hat, wenn die andere Streitpartei keiner Streiteinlassungs­
pflicht unterliegt und die Jurisdiktion nicht akzeptiert hat), 

- Streitigkeiten, die der "ausschließlichen Jurisdiktion" einer anderen Streiterledigungsinstanz 
unterliegen. Als Beispiele einer derartigen Jurisdiktion ist etwa die Zuständigkeit des Europäi­
schen Gerichtshofs in Verbindung mit Art. 219 EGV zu nennen. Auf Grund dieser Formulie­
rung geht aber dieses Übereinkommen auch der Unterwerfungserklärung unter den IGH vor, 
da dort nur die Jurisdiktion, also der Streiteinlassungszwang anerkannt ist, aber nicht deren 
Ausschließlichkeit. Österreich hat sich dem IGH vorbehaltlich der Vereinbarung von anderen 
Mitteln der friedlichen Regelung zur endgültigen und bindenden Entscheidung unterworfen 
(vg\. BGB\. Nr. 259/1972). Somit kann Österreich als Vertragsstaat dieses Übereinkommens 
in ein Vergleichsverfahren involviert werden, ohne die Einrede der Unzuständigkeit auf 
Grund der Unterwerfungserklärung vorbringen zu können. 

Es ist auch unklar, wieweit auch die Zuständigkeit des IGH gemäß dem Europäischen Überein­
kommen von 1957 über die friedliche Streitbeilegung (BGB\. Nr. 42/1960) als ausschließlich zu qualifi­
zieren ist. Zur KlarsteIlung macht Österreich von der Vorbehaltsmöglichkeit gemäß Artikel 19 AbsA 
dieses Übereinkommens Gebrauch (siehe die Erläuterungen hiezu unten). 

Eine Vergleichskommission hat eine bereits unterbreitete Angelegenheit zu suspendieren, falls 
diese Streitigkeit einer anderen Streiterledigungsinstanz unterbreitet wird. Dies findet etwa dann 
Anwendung, wenn ein Staat eine dem Vergleichsverfahren unterbreitete Angelegenheit gegebenen­
falls vor dem Internationalen Gerichtshof oder sogar vor ein anderes KSZE-Verfahren, wie etwa nach 
dem Valetta-Mechanismus, oder jedes andere Verfahren gebracht hat, als dessen Ergebnis Vorschläge 
ergehen können. Bleibt das jeweilige andere Verfahren jedoch erfolglos, dann kann das Verfahren 
selbst auf Ersuchen bloß einer Streitpartei nach diesem Übereinkommen wieder aufgenommen wer­
den. 

Um unnötige Schritte zu verhindern, sind die Parteien verpflichtet, jede Einigung zwischen ihnen 
über den Streitgegenstand dem Gerichtshof mitzuteilen, damit dieser Fall aus der Liste gestrichen wer­
den kann. 

Die im betreffenden Verfahren involvierte Instanz besitzt auch die Kompetenzkompetenz; dieser 
kommt vor allem in Verbindung mit Artikel 22 Abs. 3 und Artikel 27 Abs.l größere Bedeutung zu, da 
dort auch die Möglichkeit einer Meinungsverschiedenheit der Streitparteien über den Streitgegenstand 
vorgesehen ist. 
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KAPITEL III 

Vergleichsverfahren 

Artikel 20 

-----------------------------------------, 

Die Artikel 20 bis 25 behandeln das Vergleichsverfahren. Artikel 20 legt die obligatorische Zustän­
digkeit des Vergleichsverfahrens fest, da jeder Vertragsstaat gegen einen anderen dieses Verfahren 
beantragen kann, ohne daß es der Zustimmung des anderen bedarf. Darüber hinaus können auch zwei 
Vertragsstaaten gemeinsam ein derartiges Verfahren beantragen. Schließlich kann die Zuständigkeit 
der Kommission auch durch eine Vereinbarung zwischen einem Vertragsstaat und einem anderen 
KSZE-Teilnehmerstaat, der nicht Partei dieses Übereinkommens ist, begründet werden; dieser andere 
Staat hat aber im Fall eines Verfahrens zum Haushalt des Gerichtshofs beizutragen (Artikel 2 des 
Finanzprotokolls). Derartige Vereinbarungen sind dem Kanzler zu notifizieren. 

Die Beschwerdelegitimation kommt somit nur KSZE-Teilnehmerstaaten, nicht aber internationa­
len Organisationen zu, da diese auch nicht Partei des Übereinkommens werden können. 

Da die Begriffe der Streitigkeit und der Streitpartei in diesem Übereinkommen keine eigenständi­
ge Definition erhalten, kommt eine Beschwerdelegitimation im Einzelfall somit nur jenem Staat, der 
tatsächlich vom Streitgegenstand betroffen ist, zu. Wieweit auch Fragen der Menschenrechte und Min­
derheitenrechte vor diese Vergleichs kommission gebracht werden können, kann sich erst im Laufe der 
Praxis der entsprechenden Kompetenzentscheidungen der jeweils angerufenen Instanzen erweisen. 

Das Übereinkommen enthält auch keine Ausführungen über den möglichen Streitgegenstand (vgl. 
Artikel 36 Statut des IGH), so daß dieser nur aus den Aufgaben der Vergleichskommission erschlossen 
werden kann. Es bestimmt auch nicht den geographischen Bereich der Streitgegenstände, insbesondere 
nicht, ob Streitigkeiten auch betreffend außereuropäische Gebiete der KSZE-Teilnehmerstaaten ihr 
unterbreitet werden können. Im Lichte von Artikel 29 des Wiener Übereinkommens über das Recht 
der Verträge (BGBI. Nr. 40/1980) ist davon auszugehen, daß es sich auf das gesamte Staatsgebiet der 
Vertragsparteien erstreckt, einschließlich der überseeischen Gebiete, für die der jeweilige Vertrags­
staat international verantwortlich ist. 

Artikel 21 

Die für einen Einzelfall zuständige Vergleichskommission wird auf die Weise gebildet, daß ein 
Vertragsstaat, der ein derartiges Verfahren anhängig machen will, davon den Kanzler informiert und 
aus der gemäß Artikel 3 erstellten Liste einen Schlichter bestellt, nicht notwendigerweise den von 
ihm für die Liste genannten. Nach entsprechender Information benennt die beschwerte Partei eben­
falls einen Schlichter. Ein Nichtvertragsstaat kann auch einen Angehörigen irgendeines KSZE-Teil­
nehmerstaates nennen. Nach Konsultation mit den Streitparteien ernennt das Präsidium vorzugsweise 
drei "neutrale" Schlichter, denen dann eine Mehrheit in der Kommission zukommt. Dadurch wird der 
Einfluß der Streitparteien auf den Ausgang des Vergleichsverfahrens und somit dessen Subjektivität 
wesentlich beschränkt. Fragen über die Bestellung dieser Kommission entscheidet das Präsidium; die 
Kommission selbst kann diese Aufgabe mangels Einsetzung noch nicht wahrnehmen. 

Artikel 22 

Das Verfahren wird durch die Abgabe der Streitschrift begonnen; neben den üblichen Angaben 
sind auch die bereits beanspruchten Mittel zur Streiterledigung anzuführen, um der Kommission 
zusätzliche ausreichende Informationen, sei es über ihre Zuständigkeit, sei es über den Streitgegen­
stand selbst, zu verschaffen. Diese Streitschrift wird der beschwerten Partei übermittelt, die darauf 
ebenfalls ihren Schlichter innerhalb von 15 Tagen zu bestellen hat. Nimmt sie dies nicht vor, bestellt 
das Präsidium die Schlichter. 

Bestehen bei mittels Ad-hoc-Vereinbarung gegründeter Zuständigkeit hinsichtlich des Streitge­
genstandes Divergenzen, so ist zwar jede Seite zur Angabe ihres eigenen Standpunktes berechtigt, 
doch kommt der Kommission die endgültige Entscheidung darüber zu. Der Kommission ist jedoch 
dann kein ultra petita vorzuhalten, wenn sie den abweichenden Standpunkten einer der Streitparteien 
nicht Folge leistet, sondern dem in der jeweiligen Vereinbarung angegebenen Begehren folgt. 

Das Vergleichsverfahren ist nicht öffentlich und der Gestaltungsfreiheit durch die Parteien unter­
worfen, vorbehaltlich jedoch der Verfahrensbestimmungen, die als nicht abänderbar erklärt wurden, 
sowie dem Recht, gehört zu werden. 

Andere Vertragsstaaten, die an der Beilegung der Streitigkeit interessiert sind, können sich nur 
mit dem Einverständnis der Streitparteien und nach Einladung durch die Vergleichskommission am 
Verfahren beteiligen (Interventionsrecht). 
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Artikel 24 

Den Vergleichskommissionen als politischen Streitschlichtungsorganen war meist zur Aufgabe 
gestellt, eine für die Streitparteien annehmbare Lösung zu finden, die vom anwendbaren Völkerrecht 
auch abweichen konnte. Das vorliegende Übereinkommen verzichtet jedoch auf die Akzeptabilität der 
Lösung, sondern stellt auf eine Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und den KSZE-Verpflichtun­
gen ab. Auf diese Weise orientiert sich die Vergleichskommission in ihren Vorschlägen an Standards 
aus dem Völkerrecht und an KSZE-Dokumenten und kann nicht mit einer für einen Einzelfall gültigen 
innovatorischen Lösung neue Wege zur Streiterledigung aufzeigen. 

Gleichzeitig ergibt sich daraus, daß als Gegenstand des Verfahrens vor dieser Kommission auch 
Verletzungen der KSZE-Dokumente vorgebracht werden können, womit diesen letzteren erhöhte 
Wirksamkeit verliehen wird. Neben den Implementierungsdebatten der Folgekonferenzen und den 
Diskussionen vor den politischen Institutionen der KSZE steht hier somit ein weiteres Verfahren 
zur Verfügung, das die Einhaltung der KSZE-Verpflichtungen sichert. 

Artikel 25 

Das Verfahren kann in verschiedener Weise abgeschlossen werden: Die Parteien können ihre 
Streitigkeit mittels einer Annahme der vorgeschlagenen Lösung beenden; diese Lösung wird in einer 
vertragsähnlichen Urkunde festgehalten. Andernfalls arbeitet die Vergleichskommission einen Schluß­
bericht mit ihren Vorschlägen zur Beilegung der Streitigkeit aus. Nehmen die Parteien diese Vorschlä­
ge nicht innerhalb von 30 Tagen an, so wird der Bericht darüber dem KSZE-Rat der Außenminister 
zugeleitet, wo dann allenfalls die Angelegenheit wieder aufgegriffen werden kann. Diese Übermitt­
lung erfolgt über den AHB, der grundsätzlich die Aufgabe hat, die Sitzung des KSZE-Rates vorzube­
reiten. Dieser wird damit in die Lage versetzt, sich selbst ein Urteil über den Fall sowie über die zu 
ergreifenden Maßnahmen im Fall einer Verschärfung der Situation zu machen. 

Umstritten war in den Verhandlungen die Frage, welche Folgen das Nichterscheinen einer Partei 
haben sollte; gemäß dem Übereinkommen ist es der Kommission nun verwehrt, in diesem Fall selbst 
Vorschläge zu erarbeiten; sie kann lediglich den KSZE-Rat über die Umstände dieses Nichterschei­
nens informieren. Zwar hat es dadurch jede Streitpartei in der Hand, für sie ungünstige Vorschläge 
der Kommission zu verhindern, muß jedoch damit rechnen, daß diese Angelegenheit vor dem 
KSZE-Rat zur Sprache kommt. 

KAPITEL IV 

Schiedsverfahren 

Artikel 26 

Artikel 26 bis 31 regeln das schiedsgerichtliche Verfahren, das prinzipiell fakultativ gestaltet ist. 
Die Zuständigkeit des Schiedsgerichts kann entweder mittels Vereinbarung oder durch eine Unterwer­
fungserklärung unter dem Grundsatz der Reziprozität anerkannt werden. Die Vereinbarung kann auch 
mit KSZE-Teilnehmerstaaten abgeschlossen werden, die nicht Parteien dieses Übereinkommens sind. 
Die Unterwerfungserklärung kann die Zuständigkeit für eine bestimmte oder unbestimmte Zeit 
begründen; sie kann auch bestimmte Angelegenheiten gemäß der Valetta-Formel ausschließen. Anläß­
lieh der Ausarbeitung des ersten KSZE-Instruments der friedlichen Streitbeilegung in Valetta 1991 
wurde die Möglichkeit einer Ad-hoc-Ausnahme verschiedener Kategorien von Streitigkeiten aus der 
obligatorischen Zuständigkeit des Vergleichsverfahrens vorgesehen; es handelt sich weitgehend um 
solche Fälle, die derzeit von KSZE-Teilnehmerstaaten besonders umstritten sind. Diese Kategorien 
wurden hier in Form einer Vorbehaltsmöglichkeit übernommen; demnach können die Vertragsstaaten 
Streitigkeiten über Fragen ihrer territorialen Integrität oder Landesverteidigung, ihrer Hoheitsansprü­
che auf Landgebiete oder auf andere Gebiete von der Zuständigkeit des Schiedsgerichts ausnehmen. 
Hintergrund dieser Ausnahmen sind das Interesse an einer Nichtjustiziabilität von Fragen der nationa­
len Sicherheit, offene territoriale Fragen in Europa sowie in maritimen europäischen Bereichen. Eine 
weitere wesentliche Einschränkung des schiedsgerichtlichen Verfahrens besteht in der Voraussetzung 
der erfolglosen Befassung der Vergleichskommission, so daß sich als umfassendes Verfahren eine 
Abfolge von (erfolglosen) Verhandlungen, (erfolglosem) Vergleichsverfahren und schiedsgerichtli­
chen Verfahren ergibt. Unterschiedlich zum Vergleichsverfahren kann das Schiedsgericht einstweilige 
Maßnahmen selbst bezeichnen, doch ist deren Einhaltung nicht verpflichtend (vgl. Erläuterungen zu 
Artikel 16). 
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Artikel 27 

In der Vereinbarung, mit der um die Bildung des Schiedsgerichts ersucht wird, ist der Streitgegen­
stand anzugeben; ebenso wie beim Vergleichsverfahren bestehen Möglichkeiten einer abweichenden 
Meinung der Streitparteien (vgl. Erläuterungen zu Artikel 22). Bei einer einseitigen Anrufung sind 
auch die wesentlichen Punkte in sachlicher und rechtlicher Hinsicht anzuführen. 

Artikel 28 

In dieser Bestimmung ist die Bildung des Schiedsgerichts näher bestimmt; es wird jeweils für einen 
Einzelfall bestellt. Das Schiedsgericht wird auf Grund eines Ersuchens gebildet; die von den jeweiligen 
Streitparteien ernannten Schiedsrichter sind ex officio Mitglieder des Schiedsgerichts; das Präsidium 
ernennt aus der Liste die "neutralen" Schiedsrichter, deren Zahl jedoch die der ex officio tätigen um 
mindestens einen übersteigen muß. Auf diese Weise kommt diesen Schiedsrichtern jedenfalls die 
Mehrheit in der Schiedskommission zu, wodurch noch stärker als beim Vergleichsverfahren die Subjek­
tivität des Verfahrens eingeschränkt ist und dieses einem Verfahren vor einem ständigen Gericht nahe­
kommt. KSZE-Teilnehmerstaaten, die nicht Partei dieses Übereinkommens, jedoch Streitpartei sind, 
können auch einen Angehörigen eines KSZE-Teilnehmerstaates, der nicht der Liste angehört, zum 
Schiedsrichter bestellen. 

Artikel 29 

Das Schiedsverfahren entspricht den klassischen Vorbildern: die Parteien haben das Anhörungs­
recht, das Verfahren besteht aus einem schriftlichen, dann mündlichen Teil; das Schiedsgericht hat 
Untersuchungs- und ErmittIungsbefugnisse. 

Anders als beim Vergleichsverfahren ist das Interventionsrecht geregelt: Jeder KSZE-Teilneh­
merstaat und nicht nur Vertragsstaaten können um Intervention ersuchen, sofern sie ein besonderes 
rechtliches Interesse nachzuweisen imstande sind; über ihr Ersuchen entscheidet das Gericht. Die For­
mulierung von Absatz 2 läßt erkennen, daß - anders als beim IGH (vgl. Art. 62 des Statuts des IGH) 
- ein rechtlicher Anspruch auf eine Intervention besteht, sofern der Nachweis des Interesses gelingt; 
das Gericht kann dementsprechend nur über die Zulässigkeit in diesem Sinne entscheiden. 

Nimmt ein Staat im Wege der Intervention am Verfahren teil, so wird aber nicht das gesamte 
Urteil für ihn bindend, sondern lediglich der auf sein Interesse bezogene Teil. 

Zum Unterschied von Vergleichsverfahren ist das Schiedsgericht befugt, ein Versäumnis urteil aus­
zusprechen; dieser Unterschied erklärt sich aus der fakultativen Natur des Schiedsverfahrens. 

Artikel 30 

Entsprechend der allgemein akzeptierten AufgabensteIlung eines Schiedsgerichts hat auch dieses 
Entscheidungen auf Grund von Völkerrecht zu treffen, nicht jedoch entsprechend der KSZE-Ver­
ptlichtungen, soweit diese nicht Völkerrecht wiedergeben. Es kann somit Vorschläge einer Vergleichs­
kommission, die auf KSZE-Verpflichtungen fußen, in einem weiteren Schritt der Erledigung eines 
bestimmten Streitfalls allenfalls nicht unbedingt mittragen. 

Ungeachtet davon, steht es mit dem Einverständnis der Streitparteien dem Schiedsgericht offen, 
eine Entscheidung ex aequo et bono zu treffen (v gl. Art. 38 Statut des IGH). 

Artikel 31 

Diese Bestimmung regelt den Inhalt des Schiedsspruchs sowie das daran anschließende Verfahren. 
Der Schiedsspruch ist ähnlich wie ein Urteil des IGH gestaltet - es besteht auch hier die Möglichkeit 
zu "separate" oder "dissenting opinions" einzelner Schiedsrichter. Er hat rechtliche Bindungswirkung 
nur für den Einzelfall und lediglich für die Streitparteien sowie den Intervenienten. Es besteht kein 
Rechtsmittel dagegen, abgesehen vom Ersuchen um die Auslegung des Urteils innerhalb von sechs 
Monaten. 

Ähnlich wie in Art. 61 des Statuts des lOH ist die Möglichkeit zur Wiederaufnahme des Verfah­
rens bestimmt. In beiden Fällen soll das ursprüngliche Schiedsgericht entscheiden; ist dies (wegen 
der Einzelfallbezogenheit des jeweiligen Schiedsgerichts) nicl)t möglich, so ist ein neues Schiedsgericht 
für diese Zwecke zu bestellen. 
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KAPITEL 5 

Schlußbestimmungen 

Artikel 33 

105 

Artikel 33 bis 39 enthalten die Schlußbestimmungen. Demnach können Parteien des Übereinkom­
mens, das bis zum 31. März 1993 zur Unterzeichnung in Stockholm, der Hauptstadt des Depositars 
Schweden, auflag, nur KSZE-Teilnehmerstaaten werden. Das Inkrafttreten des Übereinkommens 
für einen Staat bedarf der Ratifikation oder des Beitritts; es tritt objektiv zwei Monate nach Hinterle­
gung der zwölften Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft, für jeden anderen Staat zwei Monate 
nach Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde. 

Artikel 34 

Um die Integrität der im Übereinkommen vorgesehenen Streitschlichtungsverfahren zu sichern, 
sind Vorbehalte außer den ausdrücklich vorgesehenen ausgeschlossen. Damit wurde die Entscheidung 
zwischen der umfassenden Zuständigkeit vor allem des Vergleichsverfahrens und einer möglichst wei­
ten Mitgliedschaft zugunsten der Zuständigkeit getroffen. Denn es war zu befürchten, daß ohne eine 
derartige Bestimmung Staaten Vorbehalte entsprechend der Valetta-Formel (vgl. Erläuterungen zu 
Artikel 29) auch hinsichtlich des Vergleichsverfahrens anbringen würden. Im Endstadium der Ver­
handlungen erklärten auch bereits einige Staaten, wegen des Fehlens von Vorbehaltsmöglichkeiten 
dieses Übereinkommen nicht ratifizieren zu können. Doch nahmen die verhandelnden Staaten diese 
Absage in Kauf, um dennoch ein umfassendes obligatorisches Drittparteiverfahren zu erzielen. Es läßt 
sich auch nicht ausschließen, daß selbst diese noch zögernden Staaten dem Übereinkommen später 
noch beitreten werden. 

Artikel 35 

Für die Änderungen des Übereinkommens ist ein besonderes Verfahren vorgesehen, das auch 
KSZE-Teilnehmerstaaten, die nicht Vertragsstaat sind, Einfluß- und Gestaltungsmöglichkeit derarti­
ger Änderungen einräumt, da diese vom KSZE-Rat beschlossen werden müssen. Die Änderungen tre­
ten jedoch erst in Kraft, nachdem alle Vertragsstaaten sie entsprechend ihrer verfassungsrechtlichen 
Erfordernisse angenommen haben. 

Artikel 36 

Zwar kann ein Vertragsstaat dieses Übereinkommen jederzeit mit einer Wirkung von einem Jahr 
kündigen, doch müssen die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Kündigung laufenden Verfahren noch 
erledigt werden. Dadurch kann sich keine Vertrags partei einem Verfahren entziehen, das ihr Nachteile 
bringen könnte. 

Artikel 37 

Entsprechend dem sonstigen Informationstluß werden auch die vom Depositar vorzunehmenden 
Notifikationen allen KSZE-Teilnehmerstaaten übermittelt. 

Artikel 38 

Während den KSZE-Teilnehmerstaaten, die nicht Vertragsstaat sind, Rechte (zB betreffend die 
Änderungen, Erhalt von Informationen, Interventionsrechte) eingeräumt sind, bestimmt diese Ver­
pflichtung ausdrücklich, daß ihnen keine Verpflichtungen aus dem Übereinkommen erwachsen dür­
fen. Damit sollte jedwede rechtliche Auswirkung von Ergebnissen oder Erkenntnissen aus diesen Ver­
fahren etwa im Wege des KSZE-Rates oder AHB gegenüber Nichtparteien abgewehrt werden. 

Artikel 39 

Innerhalb von vier Monaten, nachdem das Übereinkommen objektiv in Kraft getreten ist, sind die 
entsprechenden Gremien zu wählen und Beamten zu ernennen, um das baldige Funktionieren des 
Gerichtshofs zu gewährleisten. Die Schweiz als Sitzstaat des Gerichtshofes hat dann die entsprechen­
den Veranlassungen zu treffen. 

Die authentischen Sprachen des Übereinkommens sind jene sechs, die auf der KSZE offiziell ver­
wendet werden: Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch, Russisch und Spanisch. Der vom KSZE­
Büro erstellte deutsche Text wurde auf einer Konferenz in Wien, an der neben Österreich Deutsch­
land, die Schweiz und fallweise Liechtenstein teilnahmen, überprüft und korrigiert. Da zum Unter­
schied von den Übereinkommen im Rahmen der Vereinten Nationen und den meisten anderen multi­
lateralen Übereinkommen Deutsch authentische Sprache ist, mußte ein deutschsprachiger Text erstellt 
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werden, der keine sonst übliche Abweichung zuläßt. Deswegen finden hier Ausdrücke Anwendung, die 
sonst der österreichischen Terminologie nicht entsprechen (zB "Charta" anstelle Satzung der Verein­
ten Nationen). 

Finanzprotokoll nach Artikel 13 des Übereinkommens über Vergleichs- und Schiedsverfahren 
innerhalb der KSZE 

Artikell 

Wie schon in Artikel 13 des Übereinkommens selbst festgelegt, wird hier wiederholt, daß die Ver­
tragsstaaten die Kosten des Gerichtshofs (im Sinne von Artikel 2 Absatz 3) gemeinsam tragen. Zu die­
sen Kosten gehören nicht nur jene der ständigen Infrastruktur, sondern auch die für die Schlichter und 
Schiedsrichter in einem konkreten Fall anfallenden Kosten. Gemäß Artikel 17 des Übereinkommens 
trägt jedoch jeder Staat die Kosten seiner Vertretung vor einer Vergleichskommission oder Schiedsge­
richt. 

Die Einzelheiten betreffend die finanziellen Aufwendungen des Gaststaates werden in einem 
Abkommen (Briefwechsel) zwischen dem Gerichtshof und dem Sitzstaat (Schweiz) vereinbart. Dabei 
tritt der Gerichtshof im Namen seiner Mitglieder auf, damit er nicht als eigenständige internationale 
Organisation anzusehen ist. Er genießt auch nicht als solcher Privilegien und Immunitäten (vgl. Arti­
kel6 des Übereinkommens), sondern diese kommen nur den Einzelpersonen zu. Zugleich damit 
besitzt er, vorbehaltlich eines anderslautenden Schweizer Gesetzes, keine innerstaatliche Rechtsper­
sönlichkeit, da er bislang nicht als einzige handelnde Person angesehen wird. 

Artikel 2 

Die Beiträge der Vertragsstaaten werden nach dem für die KSZE sonst geltenden Beitragsschlüs­
sel aufgeteilt, modifiziert unter Berücksichtigung der tatsächlichen Beteiligung am Übereinkommen. 
Der Beitragsschlüssel ist in den Beschlüssen von Helsinki vom 10. Juli 1992 enthalten. Österreich 
kommt darin ein Anteil von 2,05% zu, der allerdings erst an der Zahl der tatsächlichen Vertragsstaaten 
des Übereinkommens auszurichten ist. 

Staaten die erst später Partei des Übereinkommens werden, haben sich entsprechend ihrem Zeit­
punkt des Beitritts am laufenden Jahresbudget zu beteiligen (pro Monat ein Zwölfte!). Ein Staat, der 
nicht Partei des Übereinkommens, jedoch an einem Fall beteiligt ist, trägt für die Dauer des Verfahrens 
zum Budget - somit auch zu den Kosten der ständigen Infrastruktur - bei. 

Artikel 3 

Der vom Gericht ernannte Kanzler ist in Übereinstimmung mit dem Präsidium für die Erstellung 
des Budgetentwurfes für jeweils ein vom 1. Jänner bis 31. Dezember laufendes Finanzjahr zuständig, 
wobei der Entwurf den Vertragsstaaten bis 15. September zu übermitteln ist. Unter Berücksichtigung 
der Bedeutung Wiens als Sitz mehrerer KSZE-Institutionen und der Präsenz der ständigen KSZE-Mis­
sionen der Vertragsstaaten ist das Budget von den Vertragsstaaten in Wien mit Konsens (vgl. Arti­
ke112) anzunehmen; dieser Beschluß bedarf in Österreich keiner parlamentarischen Genehmigung, 
da die rechtliche Verpflichtung zur Kostendeckung bereits aus dem Übereinkommen resultiert (Arti­
kel13 des Übereinkommens). Auf Grund dieses Beschlusses übermitteln die einzelnen Vertragsstaaten 
ihre Anteile - zur Hälfte jeweils am 1. Jänner und am 1. April. Sollte das Budget nicht rechtzeitig 
zustande kommen, dann arbeitet der Gerichtshof auf Grund des vorjährigen Budgets weiter. 

Die Berechnung und die Überweisungen erfolgen wegen des Sitzes des Gerichtshofs in der 
Schweiz in Schweizer Franken. 

Besondere Bestimmungen gelten für die später beitretenden und die bloß an einem Verfahren 
teilnehmenden Staaten. Für das erste Jahr nach dem objektiven Inkrafttreten wird ein vorläufiger­
somit der späteren Korrektur zugänglicher - Pauschalsatz von 250 000 Schweizer Franken bestimmt. 

Artikel 4 

Der Kanzler als vornehmlich für die Verwaltung des Gerichtshofs zuständige Person ist berechtigt, 
die entsprechenden Verträge abzuschließen und Verbindlichkeiten bis zur Höhe des Budgets einzuge­
hen, wofür jedoch das Präsidium die Verantwortung zu tragen hat. Um größere Flexibilität (vor allem 
dann, wenn die Zahl der Verfahren größere Kosten verursacht) zu erhalten, darf der Kanzler gewisse 
Verschiebungen im Budget (bis zu 15% der Einzelposten) vornehmen sowie ein Sonderbudget bean­
tragen, das allerdings wieder von den Vertragsstaaten zu genehmigen ist. Gleichzeitig regelt diese 
Bestimmung auch den Fall des Übertrags von Aktiv- oder Passivposten auf das jeweilige darauffolgen­
de Budget jahr. 
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ArtikelS 

Die Unvorsehbarkeit der Zahl der Fälle vor dem Gerichtshof und damit seiner tatsächlichen 
Kostenbelastung erfordert Instrumente, um allfällige Engpässe zu überbrücken. Aus diesem Grund 
wird hier die Möglichkeit der Errichtung eines Betriebsmittelfonds vorgesehen, ohne daß jedoch 
dadurch bereits eine Verpflichtung hiezu entsteht. 

Artikel 6 

Um die tatsächlichen Kosten des Gerichtshofs möglichst gering zu halten, erhalten die Schlichter 
und Schiedsrichter nur Taggelder entsprechend ihrem tatsächlichen Einsatz bei der Streitschlichtung. 
Lediglich die Mitglieder des Präsidiums erhalten zusätzlich ein jährliches Nominalpauschale, das 
dadurch gerechtfertigt ist, daß ihnen ständige und nicht bloß mit einem bestimmten Einzelfall verbun­
dene Aufgaben übertragen sind. Doch ist auch hier den Vertragsstaaten die Kontrolle vorbehalten, da 
die Höhe dieser Gelder von ihnen (mit Konsens) zu genehmigen ist. 

Artikel 7 

Die Gehälter des ständigen Personals des Gerichtshofs, einschließlich des Kanzlers, werden eben­
falls von den Vertragsstaaten festgelegt, wobei auch für Sozialversicherung und Pensionsgelder zu sor­
gen ist. Die Vertragsstaaten verpflichten sich bereits hier zu einer äußersten Beschränkung in der Zahl 
des Personals (vgl. die Annahme der Personalordnung durch die Vertragsstaaten gemäß Artikel 9 des 
Übereinkommens ). 

ArtikelS 

Die Reisekosten sind ebenfalls auf das unbedingt Notwendige zu beschränken, wobei die dabei 
anfallenden Taggelder wiederum von den Vertragsstaaten festgelegt werden. 

Artikel 9 und 10 

Die Bestimmungen legen in eingehender und aus dem Finanzreglement der KSZE entnommenen 
Weise die Art und Weise der Haushaltsführung sowie die Rechnungsprüfung fest, die von zwei Perso­
nen mit unterschiedlicher Nationalität vorzunehmen ist. 

Artikel 11 

Der Zugang zu internationalen Streiterledigungsinstanzen leidet des öfteren darunter, daß Staaten 
die dabei anfallenden hohen Kosten fürchten. Diese Kosten begünstigen die reicheren Staaten, da 
unter diesen Umständen ärmere Staaten ihre Rechte nicht durchsetzen können, selbst wenn diese ein­
deutig verletzt wurden. Deshalb ist hier die Möglichkeit der Errichtung eines besonderen Fonds (Son­
derauszahlungskontos) vorgesehen, der aus freiwilligen Beiträgen finanziert wird, um ärmeren Staaten 
finanzielle Hilfestellung bei der Rechtsdurchsetzung zu leisten. Die tatsächliche Leistung aus diesem 
Fonds ist von den Vertragsstaaten zu genehmigen. 

Artikel 12 

Jegliche Entscheidungen im Rahmen dieses Finanzprotokolls werden mittels Konsens getroffen, 
wodurch es einem einzelnen Staat gegeben ist, einen Beschluß zu verhindern. 

Artikel 13 

Änderungen dieses Finanzprotokolls unterliegen dem gleichen Verfahren wie Änderungen des 
Übereinkommens, mit der Maßgabe jedoch, daß das Präsidium des Gerichtshofs als die mit der laufen­
den Gebarung des Gerichtshofs am ehesten vertraute Instanz seine eigene Ansicht zu vorgeschlagenen 
Änderungen einbringen kann. 

Die authentischen Sprachen sind dieselben wie beim Übereinkommen; ebenso wie dieses ist es bei 
der Regierung von Schweden hinterlegt. 

Erläuterungen zum Vorbehalt 

Der Vorbehalt ermöglicht es, ein Vergleichsverfahren gemäß dem KSZE-Übereinkommen auch 
dann durchzuführen, wenn eine Vergleichs kommission zur Auffassung gelangt, daß die Zuständigkeit 
des IGH auf Grund des Europäischen Übereinkommens zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten 
und des ergänzenden österreichisch-italienischen Änderungsvertrags als "ausschließlich" im Sinne 
von Art. 19 Abs.l lit. b zu qualifizieren wäre. Käme diese Bestimmung zur Anwendung, müßte sich 
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die Kommission nämlich für unzuständig erklären, und zwar auch dann, wenn beide Streitparteien das 
Vergleichsverfahren wünschen und der Streitfall nicht beim IGH anhängig gemacht wird. Da es aber 
beiden Parteien vorteilhafter erscheinen könnte, eine bestimmte Angelegenheit vor die Vergleichs­
kommission zu bringen anstelle den IGH zu befassen, wird mittels dieses Vorbehalts ausgeschlossen, 
daß sich die Kommission für unzuständig erklärt. Möchte eine Partei dennoch vor den IGH gehen, 
ist ihr diese Möglichkeit nicht genommen, sofern sie sich nicht bereits in das Vergleichsverfahren ein­
gelassen hat. In diesem Fall müßte Art. 2 des Europäischen Übereinkommens zur Anwendung gelan­
gen, der den (vorübergehenden) Vorrang eines speziell vereinbarten Vergleichsverfahrens vor einem 
IGH-Verfahren vorsieht. Nach dem Ende des Vergleichsverfahrens kann der IGH aber jedenfalls von 
jeder Partei angerufen werden. 
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Die Bundesregierung hat beschlossen, dem Nationalrat vorzuschlagen, anläßlich der Genehmi­
gung des Staatsvertrages gemäß Art. 49 Abs.2 B-VG zu beschließen, daß dieser in englischer, franzö­
sischer, italienischer, russischer und spanischer Sprache zur öffentlichen Einsichtnahme im Bundesmi­
nisterium für auswärtige Angelegenheiten aufliegt. 

Daran anknüpfend wurde mit Rücksicht auf eine sparsame und zweckmäßige Verwaltung gemäß 
§ 23 Abs. 2 GOG-NR von der Vervielfältigung und Verteilung dieser Teile der Vorlage jeweils Abstand 
genommen. 

Die gesamte Regierungsvorlage liegt in der Parlamentsdirektion zur Einsicht auf. 
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